N 2 (Bogen 9 bis 14). 


Berlin, 15. Januar 1913. 
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Vereinsnachrichten. 
PHerkreterverlammlung. 


Hierdurch werden die Herren Mitglieder der Vertreter⸗ 
verſammlung des Deutſchen Anwaltvereins auf 


Sonntag, den 9. Februar 1913, vormittags 10 Uhr 


nach Berlin, Feſtſaal des Berliner Anwaltshauſes, 
Blumeshof 17, ergebenſt eingeladen. 


Tagesordnung. 


1. Mitteilungen des Vorſtandes. 


2. Prüfung der Jahresrechnung und Erteilung der 
Entlaſtung. 
Feſtſtellung des Jahreshaushaltplans. 
Feſtſetzung des Mitgliedsbeitrags. 
3. Anſtellung von Erhebungen über das Einkommen 
der Rechtsanwälte. 
4. Tagesordnung des Anwaltstags. 
5. Unterſtützung von Fortbildungskurſen. 
6. Etwaige Anträge der Vertreter. 


Leipzig, den 5. Januar 1913. 


Der vorſtand des Deutihen Anwaltvereins. 


Haber, 
Geheimer Juſtizrat, Vorſitzender. 


Die „„ des Vereins am 1. Januar 
1912 war 0 Baht: 8 966 
Beigetreten ne 


* „* 


a) vom 2. Januar bis 31. Dezember 1912 551 
b) mit Wirkung vom 1. Januar 1913 ab 334 
9 851 


Übertrag 9851 
Ausgeſchieden find: 
1. durch Tod im Laufe des Jahres 1912 96 
2. durch Austrittserklärung 
a) im Laufe des Jahres 1912. 12 
b) mit Beginn des neuen Geſchäfts⸗ 
jahres 63 
3. durch Verweigerung 15 Beitrags 
nachnahme 8 106 
277 


Demnach Beſtand am 1. Januar 1913 9574 
Leipzig, den 1. Jannar 1913. 


Dr. M. Drucker, 
Rechtsanwalt, Schriftführer. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Die Anwaltskammern in Dresden, Königsberg und 
Stettin haben der Kaſſe abermals Beihilfen von 4000 %, 
3000 , und 1000 # gewährt. Den Kammern und ihren 
Vorſtänden iſt für die reichen Beihilfen der herzlichſte Dank 
ausgeſprochen worden. 


Gläubigernot. 
Von Dr. H. Stepp, Kgl. Amtsrichter in Nürnberg. 


Unter dieſem Titel veröffentlichte der berühmte Rechtslehrer 
an der Univerſität Berlin Prof. Dr. Hellwig in dem erſten Heft 
der Monatsſchrift der Vereinigung zur Förderung zeitgemäßer 
Rechtspflege und Verwaltung „Recht und Wirtſchaft“ einen 
Artikel, in welchem er unter anderem gegen die Rechtſprechung des 
RG. in der Frage der Zulaſſung der Sicherungsübereignungen 
durch constitutum possessorium energiſch Stellung nahm. Mit 
Recht beklagt dort Hellwig die Zulaſſung der nackten Sicherungs⸗ 
übereignungen als einen Krebsſchaden des Verkehrs; die wenn 
auch nicht gewollte, jedoch offenſichtlich vorhandene Folge der 

9 


66 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


reichsgerichtlichen Rechtſprechung ſei die, daß die böſeſten 
Schiebungen unter gerichtlichen Schutz genommen würden. 

Es würde ſich ſchon allein für den Vollſtreckungsrichter 
einer größeren Stadt faſt die Anlegung einer Statiſtik über 
ſolche Verträge lohnen, die ihm faſt täglich zur Glaubhaft⸗ 
machung von Anträgen auf einftiveilige Einſtellung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung vorgelegt werden. So verſchieden die Abfaſſung 
ſolcher Verträge ſein mag, ſo gleich iſt doch bei ihnen allen 
oder doch bei ihrer größten Mehrzahl die aus ihnen nur allzu 
deutlich ſprechende Tendenz, die Habe des Schuldners dem 
Zugriff der Gläubiger zu entziehen. Das RG. hat ſich natur⸗ 
gemäß nur mit einer verhältnismäßig ganz geringen Anzahl 
ſolcher Verträge zu befaſſen und kann deshalb gar nicht er⸗ 
meſſen, in welchen Maſſen derartige Verträge heute geſchloſſen 
werden und zu welch unerträglichen Verhältniſſen wir heute 
dadurch gekommen ſind, daß dieſen Verträgen die rechtliche An: 
erkennung nicht verſagt wird. 

Der Verſuch der unteren Gerichte, die einen unmittelbaren 
Einblick in die heutigen Verhältniſſe haben, gegen dieſe Praxis 
des RG. anzukämpfen, hat ſich als ausſichtslos erwieſen, da 
die höheren Gerichte ſich allmählich ganz allgemein die konſtante 
Rechtſprechung des RG. zu eigen gemacht haben. 

Um ſo erfreulicher war daher die im vorvergangenen Jahre 
gemachte Wahrnehmung, daß das RG. begann, wenigſtens 
gegenüber den gröbſten Auswüchſen bei Sicherungsübereignungen 
Front zu machen, nämlich in den Entſcheidungen des VII. 3S. 
vom 3. Januar 19111) und des III. 3 S. vom 5. Mai ane 
Der erſteren Entſcheidung lag der Sachverhalt zugrunde, daß 
ein Kaufmann einem Gläubiger zur Sicherung einer Forderung 
nicht nur ſeine ſämtlichen Warenforderungen in Höhe des 
jeweiligen Guthabens des Gläubigers abtrat, ſondern auch zur 
Sicherung aller gegenwärtigen und zukünftigen Forderungen 
des Gläubigers dieſem ſein geſamtes Warenlager zu Eigentum 
übertrug, während der Gläubiger das Warenlager dem Schuldner 
wieder zum kommiſſionsweiſen Verkauf beließ. Endlich mußte 
der Schuldner anerkennen, daß er alle Waren, die er erwerben 
werde, auch wenn der Erwerb im eigenen Namen geſchehe, 
tatſächlich für den Gläubiger erwerbe. Dies ſollte in der Weiſe 
vor ſich gehen, daß der Schuldner, wenn er Waren einkaufte, 
dem Gläubiger hiervon unter Beifügung einer Fakturenabſchrift 
Anzeige machen und beſtätigen ſollte, daß er die Waren als 
Kommiſſionswaren für den Gläubiger unter ſich habe. Nach 
Abſchluß dieſes Vertrages und in Unkenntnis desſelben lieferte 
der Kläger dem Schuldner Waren gegen Stundung des Kauf— 
preiſes. Als bald darauf der Schuldner in Konkurs geriet 
und der Kläger mit ſeiner Forderung leer ausging, verlangte 
er Herausgabe der von ihm gelieferten Waren oder Werterſatz, 
und zwar von dem Konkursverwalter und von dem Vertrags⸗ 
gegner des Schuldners. Er ſtützte ſeine Klage auf § 826 BGB. 
ſowie unter Anfechtung der erfolgten Eigentumsübertragung auf 
ſein Eigentum. Das RG. hat das die Klage abweiſende Urteil 
des KG. aufgehoben. Wenn die Gründe dieſes Urteils auch 
leine Anhatspunkte dafür gewähren, daß das RG. ſeinen bis⸗ 
herigen prinzipiellen Standpunkt bezüglich der Frage der Wirk⸗ 


1) Abgedruckt in der JW. 1911, 32418 und DIZ. 1911, 650. 
2) Abgedruckt in der Zeitſchrift f. Rechtspfl. i. B. 1911, 400. 
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ſamkeit von Sicherungsübereignungen aufgegeben habe, ſo iſt 
für unſere Betrachtung doch von beſonderem Intereſſe, daß in 
dem Urteil ausdrücklich die Darlegungen des Reviſionsklägers 
für beachtlich erklärt wurden, die dahin gehen, die mitbeklagte 
Aktiengeſellſchaft D. (Vertragsgegner des Schuldners) habe, ganz 
abgeſehen von ihrer etwaigen Abſicht, ſich auf Koſten anderer 
zu bereichern, ſchon dadurch gegen die guten Sitten verſtoßen, 
daß ſie in dem Schuldner V. eine wirtſchaftliche Exiſtenz ge⸗ 
ſchaffen habe, deren ſchädigende Einwirkung auf den redlichen 
Geſchäftsverkehr ihr von vornherein klar geweſen ſei oder zum 
mindeſten habe klar ſein müſſen. Weiter wird ausgeführt: 
„Ins Gewicht fällt namentlich, daß den Behauptungen der 
Klägerin entſprechend nach der zwiſchen V. und der Aktien— 
geſellſchaft D. getroffenen Vereinbarung das Eigentum an den 
dem V. von dritter Seite auf Kredit ohne beſondere Sicherheits⸗ 
leiſtung verkauften Waren ſofort auf die verklagte Aktiengeſell⸗ 
ſchaft übergehen und daß das gleiche für alle von V. in ſeinem 
Geſchäftsbetriebe erworbenen Forderungen gelten ſollte. Der 
Berufungsrichter mußte prüfen, ob die dritten Lieferanten die 
Möglichkeit einer ſolchen Sachlage vorausſetzen mußten oder 
nicht vielmehr nach Treu und Glauben annehmen 
durften, daß V. die Waren einzeln im gewöhnlichen Geſchäfts⸗ 
betrieb veräußere, und daß ihnen wenigſtens die hierin liegende 
Sicherheit für ihre Forderungen zuteil werden würde.“ 

Die Entſcheidung vom 5. Mai 1911 behandelt den Fall, 
daß ein Schuldner ſeinem Gläubiger zu Sicherungszwecken alle 
gegenwärtigen und künftigen Geſchäftsaußenſtände abtritt und 
zugleich ſeine Fabrikeinrichtung, ſeine Rohſtoffe und Waren ihm 
durch constitutum possessorium übereignet ſowie ſich verpflichtet, 
ſeine künftig zu erwerbenden Rohſtoffe und Waren ihm zu über⸗ 
eignen. Das RG. hat dieſen Vertrag als gegen die guten 
Sitten verſtoßend für nichtig erklärt. Aus den Urteilsgründen 
intereſſieren hier folgende Ausführungen: 

„Das Bedürfnis des Verkehrs, aus welchem die Not: 
wendigkeit der Abtretbarkeit zukünftiger Forderungen her⸗ 
geleitet wird, rechtfertigt nicht die Abtretung zukünftiger 
Forderungen in einem derartigen Umfang, wie ſie hier 
verſucht wird. Die Anerkennung derartiger Abtretungen 
würde vielmehr den redlichen Verkehr ſchwer gefährden. 
Insbeſondere muß aber in einem Falle wie dem vor⸗ 
liegenden, in dem mit der Abtretung der künftigen 
Geſchäftsaußenſtände die Übereignung der geſamten 
Fabrikeinrichtung, der Rohſtoffe und der Waren ver— 
bunden und zugleich die Verpflichtung übernommen worden 
iſt, auch die zukünftig zu erwerbenden Rohſtoffe und Waren 
dem Kläger zu übereignen, der Vereinbarung als gegen 
die guten Sitten verſtoßend die rechtliche Anerkennung 
verſagt werden. Wenn die Vereinbarung nicht 
einen bloßen Scheinvertrag, eine Umgehung der 
geſetzlichen Beſtimmungen bezweckt, welche eine 
Pfandbeſtellung durch constitutum possesso- 
rium nicht zulaſſen, ſo entzieht ſie dem Schuldner 
völlig die geſchäftliche Selbſtändigkeit und gibt dem 
Gläubiger die Möglichkeit, jederzeit einzugreifen und die 
gewerbliche Tätigkeit des Schuldners lahmzulegen.“ 

„Die Rückſicht auf den geſunden Verkehr, auf die 
Intereſſen der ſonſtigen Gläubiger, an denen es bei einem 
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Schuldner, der ſich zu derartigen Verträgen beſtimmen 
läßt, niemals fehlen wird, insbeſondere auf diejenigen, 
von denen der Schuldner Waren zu ſeinem weiteren 
Geſchäftsbetrieb entnimmt, erfordert, daß die rechtliche 
Anerkennung einer Vereinbarung verſagt wird, durch 
die der Schuldner ſich ſeines geſamten dem Ge— 
ſchäftsbetrieb dienenden Vermögens auch des zu— 
künftig zu erwerbenden, zugunſten eines Gläubigers 
entäußert und zum bloßen Werkzeug dieſes Gläubigers 
wird, während er gleichwohl nach außen hin den Schein 
eines ſelbſtändigen Gewerbebetriebs aufrechterhält. Dem 
fiduziariſchen Rechtsgeſchäfte kann kein weiterer 
Spielraum gegeben werden als dem wirtſchaftlich 
ernſt gemeinten.“ 

Das ſind Ausführungen, die allenthalben freudigſt begrüßt 
wurden, und die erwarten ließen, daß das NG. ernſtlich be- 
abſichtige, den Sicherungsübereignungen in Zukunft nicht mehr 
den weitgehenden Schutz angedeihen zu laſſen, wie dies bisher 
der Fall war. 

Leider hat ſich dieſe Erwartung nicht erfüllt. Der VII. 3. 
hatte ſich bei einem unterm 14. November 1911 gefällten Urteils) 
wiederum mit dem fiduziariſchen Eigentum zu beſchäftigen, wobei 
die Rechtsgültigkeit eines Vertrages anerkannt wurde, inhaltlich 
deſſen der Schuldner einem Gläubiger zur Sicherheit wegen des 
ihm von dieſem eingeräumten Kredits feine ſämtlichen Schneider— 
waren übereignete und zwar ohne nähere Individualiſierung 
viefer Waren oder Aufnahme eines Inventars, ſondern nur mit 
dem Hinweis darauf, daß alle zur Zeit des Vertragsſchluſſes 
im Laden befindlichen Schneiderwaren übereignet ſein ſollten. 
Nach dem Vertrag durfte der Schuldner die an den Gläubiger 
übereigneten Waren nicht nur benutzen, ſondern auch veräußern. 
SU Vertrag war weiter beſtimmt, daß die neuangeſchafften 
Stücke an Stelle der veräußerten treten ſollten. Das RG. 
führt hierüber aus: 

5 „Damit war geſagt, daß auch dieſe Sachen, ſobald 
ſie in den Laden gebracht wurden, Eigentum der Klägerin 
werden ſollten, und daß B. (der Schuldner) berechtigt 
ſein ſollte, fie in derſelben Weiſe zu benutzen, wie die 
urſprünglichen. Es unterliegt aber keinem Bedenken, daß 
Klägerin auf Grund einer ſolchen Vereinbarung das 
Eigentum erwerbe, ſobald die neuen Stücke mit dem 
alten Beſtand vereinigt wurden!). 


Der auffallende Widerſpruch dieſer ſowie der daſelbſt in 
2 05 genommenen Entſcheidung mit den beiden oben zitierten 
bar auf der Hand. Ich frage: Muß man nicht auch bei dem 
Em in Betracht kommenden Vertrag ebenſo wie in der 

scheidung vom 3. I. 1911 der Anſicht ſein, daß der Gläubiger, 
r ſeiner etwaigen Abſicht, ſich auf Koſten 
9 bereichern, ſchon dadurch gegen die guten Sitten 
a hat, daß er in dem Schuldner eine wirtſchaftliche 

denz geſchaffen hat, deren ſchädigende Einwirkung auf den 
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A ef. JW. 1912, 1442, 
ſchedn Das RG. nahm in dieſer Entſcheidung Bezug auf die Ent⸗ 

9 des gleichen Zivilſenats vom 15. VI. 1911, in welcher 
die Übereignung erſt anzuſchaffender „Erſatzwaren“ durch 
um possessorium für zuläſſig erklärt wurde. 


ebenfalls 
constitut 


redlichen Geſchäftsverkehr ihm von vornherein klar war, oder 
zum mindeſten klar ſein mußte“? Muß man nicht gerade hier 
ſagen, daß der Lieferant des Schuldners nach Treu und 
Glauben annehmen darf, der Schuldner werde die Waren 
einzeln im gewöhnlichen Geſchäftsbetrieb veräußern, und ihm 
— dem Lieferant — werde wenigſtens die hierin liegende 
Sicherheit für ſeine Forderung zuteil? Muß der erwähnten 
Vereinbarung nicht aus den gleichen Gründen wie im Urteil 
vom 5. V. 1911 als gegen die guten Sitten verſtoßend die 
rechtliche Anerkennung verſagt werden? Erfordert hier nicht 
ebenſo wie dort „die Rückſicht auf den geſunden Verkehr, auf 
die Intereſſen der Gläubiger, insbeſondere derjenigen, von 
denen der Schuldner die Waren zu ſeinem weiteren Geſchäfts⸗ 
betrieb entnimmt, daß die rechtliche Anerkennung einer Verein⸗ 
barung verſagt wird, durch die der Schuldner ſich ſeines 
geſamten dem Geſchäftsbetrieb dienenden Warenlagers, auch 
des zukünftig zu erwerbenden zugunſten eines Gläubigers 
entäußert und zum bloßen Werkzeug dieſes Gläubigers wird, 
während er gleichwohl nach außen hin den Schein eines ſelb—⸗ 
ſtändigen Gewerbebetriebes aufrechterhält”? 

Will das RG., das dem fiduziariſchen Rechtsgeſchäft aus: 
drücklich keinen weiteren Spielraum gewähren will als dem 
wirtſchaftlich ernſt gemeinten, wirklich behaupten, der in der 
Entſcheidung vom 14. November 1911 behandelte 
Vertrag ſei wirtſchaftlich ernſt gemeint? 

Wie peinlich dieſe Praxis des RG. allenthalben empfunden 
wird, zeigen die vielen Vorſchläge, die zur Beſeitigung ihrer 
üblen Konſequenzen ſchon gemacht worden ſind. Außer Hellwig 
a. a. O. haben Rehbein in Nr. 12 der JW. von 1910, 
Dr. Przibilla und Dr. Aſch in Nr. 7 der JW. 1911 Mittel 
und Wege vorgeſchlagen, um die beſtehenden Mißſtände 
abzuſtellen. ) 

Ich glaube, daß den gröbſten Mißſtänden, welche ſich bei 
Sicherungsübereignungen ergeben, ohne Rückſicht auf die jüngſten 
Rückfälle des RG. wenigſtens einigermaßen damit begegnet 
werden kann oder muß, daß man ſich peinlich auf den vom 
RG. ſelbſt gebilligten Standpunkt ſtellt; „Dem fiduziariſchen 
Rechtsgeſchäft kann kein weiterer Spielraum gegeben 
werden als dem wirtſchaftlich ernſt gemeinten.“ 

Bereits bei der 2. Leſung des Entwurfs zum BGB. war 
beantragt worden, der Beſtimmung des jetzigen § 930 noch 
folgenden Abſatz II beizufügen: 

„Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung, wenn die 
Umſtände ergeben, daß durch die Veräußerung dem 
Erwerber Sicherheit wegen einer Forderung verſchafft 
werden Joll.” 6) 

Zugunſten dieſes Antrags „war geltend gemacht worden:!“ 
Die Übereignung von beweglichen Sachen durch constitutum 
possessorium werde ſehr häufig dazu mißbraucht, in Fällen, in 


5) Inzwiſchen ſind im Kampfe gegen die Zulaſſung der Sicherungs⸗ 
übereignungen in der obenerwähnten Monatsſchrift „Recht und Wirk 
ſchaft“ noch weitere Vorſchläge de lege ferenda gemacht worden 
von Heinrich Klang und Georg Peiſer (a. a. O. Jahrg. 1912 S. 352 
und 357). 

6) ef. Protokolle der Kommiſſion für die 2. Leſung des Entwurfs 
des BGB. Bd. III S. 197. 


7) ebenda S. 260. 
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denen ein Schuldner feinem Gläubiger dingliche Sicherheit 
wegen deſſen Forderung verſchaffen, den Beſitz der Sache aber 
behalten wolle, die geſetzliche Vorſchrift zu umgehen, nach welcher 
zur Begründung des Pfandrechts an beweglichen Sachen die 
Übergabe derſelben an den Gläubiger erforderlich ſei. Aus 
denſelben Gründen, aus denen eine Hypothek an beweglichen 
Sachen nicht zugelaſſen werden dürfe, müſſe der Geſetzgeber 
auch der Übereignung zur Sicherung einer Forderung im Wege 
des Konſtituts entgegentreten. Sehr häufig bezwecke das letzt⸗ 
gedachte Rechtsgeſchäft eine Benachteiligung anderer Gläubiger, 
in jedem Falle ſei es geeignet, dieſe über die Kreditfähigkeit 
des Schuldners zu täuſchen. Die Rechtſprechung habe ſich 
vergeblich bemüht, auf Grund des geltenden Rechts die 
Unwirkſamkeit ſolcher Übereignungen zu rechtfertigen, ſei es 
unter dem Geſichtspunkt der Simulation, ſei es unter dem des 
Handelns in fraudem legis. Auch die keineswegs überein⸗ 
ſtimmenden Entſcheidungen des RG. bezüglich der vorliegenden 
Frage (RGZ. 13, 204) könnten als befriedigend nicht anerkannt 
werden. Das Geſetz müſſe dieſem unerquicklichen Zuſtande der 
Rechtſprechung abhelfen. Daß eine Vorſchrift wie die vor⸗ 
geſchlagene durch körperliche Übergabe der Sache an den 
Erwerber und ſofortige Ruͤckgabe an den Veräußerer zum 
Mietbeſitz uſw. leicht umgangen werden könne, rechtfertige ihre 
Ablehnung nicht; denn tatſächlich werde das angedeutete Ver⸗ 
fahren zu ihrer Umgehung nicht oft angewendet werden. Die 
Vorſchrift genüge daher für die regelmäßigen Fälle dem 
Bedürfniſſe. Von anderer Seite wurde der Nachdruck darauf 
gelegt, daß es ſich bei den hier fraglichen Übereignungen aus⸗ 
nahmslos um ſimulierte Geſchäfte handele. Die Abſicht der 
Parteien gehe ſtets nur auf die Herſtellung einer dinglichen 
Sicherheit für eine Forderung des Erwerbers; weil aber der 
Veräußerer den Beſitz behalten wolle und eine Hypothek an 
beweglichen Sachen ausgeſchloſſen ſei, werde die wahre Abſicht 
unter der Rechtsform der Übereignung mit dem Vorbehalte 
des Rückkaufs verdeckt. An dieſer Beurteilung ändere es 
nichts, daß die Parteien den Willen erklärten, rechtlich Eigentum 
übertragen und erwerben zu wollen.“ 

Leider wurde dieſer Antrag mit der Begründung abgelehnt, 
ein dringendes praktiſches Bedürfnis für eine ſolche Ausnahme: 
beſtimmung liege nicht vor, da es ſich bei den hier fraglichen Über— 
eignungen keineswegs überwiegend um illegitime Geſchäfte handle. 

Selbſt wenn dieſe letztere Begründung damals den Tat⸗ 
ſachen entſprach, fo trifft fie heute gewiß nicht mehr zu, denn 
es kommt heute — man kann ſagen — faſt nicht mehr vor, 
daß einem Sicherungsübereignungsvertrag (Beſitzkonſtitut) ein 
legitimes Geſchäft zugrunde liegt. Um ſo mehr aber muß bei 
ſolchen Verträgen ſelbſt gegen die übereinſtimmende Behauptung 
der Vertragsteile geprüft werden, ob der Eigentumsübertragungs⸗ 
wille ernſtlich gemeint ſein kann, ob ein wirtſchaftlich ernſt 
gemeintes Rechtsgeſchäft vorliegt. Nicht wirtſchaftlich 
ernſt gemeint iſt aber auf alle Fälle ein Vertrag, durch den 
ein Kaufmann das Eigentum an ſämtlichen in ſeinem Laden 
vorhandenen Warenvorräten, die er zu ſeinem Gewerbebetrieb 
unbedingt benötigt, auf einen Dritten überträgt, dieſer Dritte 
ihm aber den Beſitz der Waren ivieber überläßt, ihm ſogar ge⸗ 
ſtattet, die Waren in ſeinem Gewerbebetrieb zu veräußern, und 
wenn außerdem vereinbart wird, daß die ſämtlichen neu⸗ 


anzuſchaffenden Waren in der gleichen Weiſe Eigentum des 
Dritten werden ſollten. Denn nach dieſer Vereinbarung darf 
dieſer ſogenannte neue Eigentümer die Waren gar nicht wie 
ſein Eigentum behandeln, vielmehr ſollen die Waren wirtſchaftlich 
ein Vermögensbeſtandteil des früheren Eigentümers bleiben. In 
der Entſcheidung vom 23. Dezember 18998) hat das RG. ent⸗ 
gegen feiner ſonſtigen konſtanten Praxis eine ſolche Eigentums⸗ 
übertragung nicht als rechtsgültig anerkannt, weil dem neuen 
Eigentümer die Sache zwar formell und juriſtiſch, nicht aber 
materiell und wirtſchaftlich gehöre! 

Bei der von einem Vollkaufmann ausgehenden Sicherungs⸗ 
übereignung ſprechen noch verſchiedene andere Momente für 
den Mangel der wirtſchaftlichen Ernſtlichkeit der Eigentums⸗ 
übertragung: 

Gemäß § 38 HGB. iſt jeder Vollkaufmann verpflichtet, 
die Lage ſeines Vermögens nach den Grundſätzen ordnungs⸗ 
mäßiger Buchführung erſichtlich zu machen. Er iſt außerdem 
durch 8 39 HGB. gehalten, beim Geſchäftsbeginn und dann 
alljährlich Inventur und Bilanz zu ziehen. Die Geſchäfts— 
bücher müſſen alle weſentlichen Veränderungen in dem Ver: 
mögensſtand des Kaufmanns erſehen laſſen. Es müßte alſo, 
wenn es ſich bei einem Vertrag der mehrerwähnten Art (Beſitz⸗ 
konſtitut) um eine ernſtliche Eigentumsübertragung handeln 
würde, ſich aus den Büchern ergeben, daß der Kaufmann ſein 
ganzes Warenlager veräußert hat. In die Inventur iſt nur 
das eigene Vermögen des Kaufmanns aufzunehmen. In einem 
Falle, in welchem das ganze Warenlager einem Dritten über⸗ 
eignet iſt, und auch die neuanzuſchaffenden Stücke ohne weiteres 
in deſſen Eigentum übergehen ſollen, dürften daher weder die 
alten noch die neuen Warenbeſtände in der Inventur Be⸗ 
rückſichtigung finden. Die Warenbeſtände wären deshalb gleich 
Null und bei Ziehung der Bilanz müßte ſich notwendig eine 
ganz bedeutende Unterbilanz ergeben. 

Es fällt aber ganz gewiß keinem Kaufmann, der ſich eines 
ſolchen Sicherungsübereignungsvertrages bedient, jemals ein, 
bei Führung ſeiner Geſchäftsbücher und Aufſtellung der Inventur 
und Bilanz nach dem eben geſchilderten Rezept zu verfahren. 
Er wird niemals daran denken, die einem Dritten zur Sicherung 
übereigneten Waren als veräußert zu buchen, denn er behält ſie 
ja, um ſie anderwärts zu veräußern, und nur dieſe letztere Ver⸗ 
äußerung weiſen die Bücher aus. Er wird die dem anderen 
zur Sicherung übereigneten Waren auch in ſeine Inventur auf⸗ 
nehmen, weil er die Waren ernſtlich als ſeine Waren betrachtet, 
mit denen er ſeinen Gewerbebetrieb aufrechterhält. Hierauf 
wird ſich ein Schuldner im Konkursfalle ſogar dem Gerichte 
gegenüber ausdrücklich berufen und erklären, daß er hiernach 
feine Buchführung und Inventur eingerichtet habe, denn andern- 
falls würde er ſich unter Umſtänden nach den Vorſchriften der 
98 239, 240 KO. zu verantworten haben. 

Nicht wirtſchaftlich ernſt gemeint ſind natürlich auch 
alle die Verträge, nach denen ein Schuldner einem Gläubiger 
zur Sicherung einer Forderung ſeine ganze entbehrliche und 
unentbehrliche Habe, darunter auch Kleider, Wäſche, Betten, 
Küchengeräte uſw. übereignet, ſo zwar, daß er in ſeinem ganzen 
Haushalt kein Stück mehr ſein eigen nennt. Daß aber gerade 


8) Ng g. 45, 85. 
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der Schuldner, der mangels Barmittel zu ſolchen Verträgen 
greift, auch in Zukunft die angeblich veräußerten Gegenſtände 
wirtſchaftlich zu ſeinem Vermögen rechnet und rechnen muß, 
bedarf keiner näheren Begründung. Er will die Gegenſtände 
behalten und wie bisher, nämlich wie ein Eigentümer benutzen. 
Er iſt auf die Gegenſtände wirtſchaftlich ſo angewieſen, daß er 
nicht in der Lage iſt, ſie dem Gläubiger zu verpfänden, weil 
er dann auf ihre fernere Benutzung verzichten müßte. Um 
letzteres zu vermeiden, wählt er das Mittel der „Eigentums⸗ 
übertragung“. Obwohl nun das Eigentum viel weitergehende 
Rechte umfaßt als das Pfandrecht, ſind die Rechte des Eigentum 
erwerbenden Gläubigers in der Tat viel geringer als die des 
Pfandgläubigers. Der Erwerber darf nach der Faſſung all der 
bekannten Sicherungsübereignungsverträge über die ihm zu 
Eigentum übertragenen Gegenſtände nicht verfügen, muß ihre 
Benützung in der Regel ohne Entgelt dem Schuldner geſtatten 
und hat gegenüber dem Pfandgläubiger eine ungleich geringere 
Sicherung obendrein. Denn bei Beſtellung eines Pfandrechts 
mit Beſitzübertragung wird dem Schuldner der Beſitz entzogen 
und dadurch verhütet, daß die Gegenſtände durch weitere Be- 
nutzung und Abnutzung an Wert verlieren. Der Abnutzungs⸗ 
koeffizient iſt bei Gebrauchsgegenſtänden, wie den notwendigen 
Möbeln, Wäſcheſtücken, Betten, Kleidern uſw. ein ſehr hoher, 
und es wird deshalb in den Fällen, in welchen der Schuldner 
nach wie vor die Gegenſtände benutzt, die dem Gläubiger an- 
geblich durch Eigentumsübertragung gewährte Sicherheit von 
Tag zu Tag geringer. Bei derartigen Verträgen iſt der Zweck 
des Vertragsſchluſſes alſo nicht ſowohl die Sicherung des 
Gläubigers, der Hauptzweck iſt der, dem Schuldner den un⸗ 
geſtörten Beſitz ſeiner Habe zu ſichern und ihm zu ermöglichen, 
bei irgendwelchen Pfändungen ſofort mit einer Vollmacht des 
angeblichen Eigentümers bewaffnet, zu intervenieren. 

Geegen dieſe beiden Haupttypen der illegitimen, wirtſchaftlich 
nicht ernſt gemeinten Sicherungsübereignungen muß auf das 
entſchiedenſte Front gemacht werden. Die unteren Gerichte 
müſſen hiermit einmütig beginnen, unbekümmert um die Be: 
ürchtung, daß etwa die höheren Gerichte ſich gegen dieſe neue 
Brazia bekennen follten. Je mehr die höheren Gerichte als 
Berufungs⸗ oder Beſchwerdegerichte ſich mit den ſchlimmſten 
Auswüchſen der Sicherungsübereignungen befaſſen müſſen, um 
ſo mehr darf auf einen Wandel in der bisherigen Praxis gehofft 
werden. 

i Auf alle Fälle dürfte es nicht allzu ſchwer ſein, das RG. 
mit ſeinen eignen Waffen zu bekämpfen, nämlich mit dem 
Grundſatz: 

x Dem fiduziariſchen Rechtsgeſchäft kann kein weiterer Spiel- 
aum gegeben werden als dem wirtſchaftlich ernſt gemeinten. 


Inwieweit kann der wandlungsberechtigte Käufer 
die Folgen ſeiner Tierhalterhaftung auf den Ver⸗ 
käufer abwälzen? 

Von Rechtsanwalt Dr. A. Roth, Heidelberg. 


EE Käufer iſt auch, nachdem er die Wandlung des Kaufs 
das en erweiſe erklärt hat, inſolange allein Tierhalter, als er 
dekaufte Tier beſitzt. Inwieweit der wandlungsberechtigte 


Käufer die Folgen ſeiner Tierhalterhaftung auf den Verkäufer 
abwälzen kann, iſt meines Wiſſens nirgends näher unterſucht. 

Es ſoll zunächſt nur der Fall unterſtellt werden, daß die 
Tierhalterhaftung des Käufers ohne jedes Verſchulden ſeiner⸗ 
ſeits eingetreten iſt. 

Zu verſagen iſt dem Käufer die Befugnis, die Folgen der 
Tierhalterhaftung auf den Verkäufer abzuwälzen, wenn das die 
Tierhalterhaftung begründende Ereignis vor der Wandlungs⸗ 
erklärung des Käufers eingetreten iſt. Inſolange hat der Käufer 
das Tier nur in ſeinem eigenen Intereſſe, mag ſich auch nach⸗ 
träglich für ihn herausſtellen, daß es infolge der Unbrauchbarkeit 
des Tieres nicht ſein wohlverſtandenes Intereſſe war, das ihn 
bewog, das Tier dem Verkäufer abzunehmen. Zwiſchen der 
Haftung der Käufers auf Grund des §8 833 BGB. und feinen 
vertraglichen Beziehungen zum Verkäufer läßt ſich diesfalls kein 
Zuſammenhang erkennen, es ſei denn, daß das die Tierhalter: 
haftung des Käufers begründende Ereignis auf einem vom 
Verkäufer zu vertretenden Mangel des Tieres beruht. Welche 
andere Beurteilung dann einzutreten hat, wird weiter unten zu 
zeigen ſein. 

Es wäre höchſtens zu bedenken, ob man die infolge der 
Tierhalterhaftung vom Käufer gemachten Leiſtungen als Ver⸗ 
wendungen anſehen darf. Es könnte ſich nur darum handeln, 
ob die vom Käufer auf Grund feiner Tierhalterhaftung ge: 
machten Leiſtungen als Verwendungen geltende Aufwendungen 
zur Beſtreitung einer Laſt im Sinne der 88 467, 347, 995 BGB. 
ſind. Danach müßte die Tierhalterhaftung eine auf die Sache 
gelegte Laſt ſein. Davon könnte ohnedem nur die Rede ſein, 
wenn nicht Abſ. 2 des 8 833 zutrifft. Doch it das überhaupt 
nicht der Fall. Eine Laſt der Sache im Sinne des $ 995 BGB. 
iſt nur eine ſolche an das Haben der Sache geknüpfte Ver⸗ 
pflichtung, für welche die Sache ſelbſt oder deren Nutzungen als 
wirtſchaftliche Baſis gedacht ſind: in dieſem Sinne Leiſtungen, 
die aus der Sache oder deren Nutzungen zu beſtreiten ſind, ohne 
daß die Verpflichtung gerade dinglicher Natur ſein müßte. 
Keine Laſt der Sache ſind dagegen Verpflichtungen, die, ohne 
daß die Sache oder deren Nutzungen als ihre wirtſchaftliche 
Baſis gedacht ſind, an den Beſitz der Sache geknüpft ſind. 
Gerade eine ſolche Verpflichtung iſt nun aber die Tierhalter⸗ 
haftung. 

Die Sachlage verändert ſich aber, wenn das die Tierhalter⸗ 
haftung des Käufers begründende Ereignis nach der berechtigten 
Wandlungserklärung des Käufers eingetreten iſt. Dem die 
Wandlungsbefugnis nicht anerkennenden und demgemäß zur 
Rücknahme des Tieres gegen Erſtattung des Kaufpreiſes nicht 
bereiten Verkäufer gegenüber beſitzt der Käufer nicht mehr aus⸗ 
ſchließlich im eigenen Intereſſe. Er hält vielmehr das Tier, 
deſſen er ſich, wenn der Verkäufer die Annahme verweigert, 
nicht ohne weiteres entledigen kann, im Intereſſe des Verkäufers, 
mag er auch mit der Rückgabe des Tieres zuwarten, bis er 
vom Verkäufer Zug um Zug den Kaufpreis nebſt Nebenforderungen 
erſtattet erhält. Demnach ſcheint ohne weiteres der Schluß 
berechtigt, daß die nur an das Haben des Tieres geknüpfte 
Haftung des Käufers für einen vom Tiere angerichteten Schaden 
im Verhältnis vom Käufer zum Verkäufer dieſen belaſtet. Die 
Rechtfertigung dieſer Uberwälzungsbefugnis läßt ſich unter dem 
Geſichtspunkte des Verzugs der Annahme gewinnen. 
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Der Verkäufer hat dem Käufer für die Aufwendungen der 
Aufbewahrung des Tieres aufzukommen (8 304 BGB.). Eine 
ſolche durch die verweigerte Rücknahme des Tieres verurſachte 
Aufwendung iſt auch die Leiſtung des Käufers aus ſeiner In⸗ 
anſpruchnahme für einen von dem zur Verfügung geſtellten 
Tiere angerichteten Schaden. Denn dieſe Inanſpruchnahme iſt 
die unmittelbare Folge davon, daß der Käufer das Tier noch 
hat über den Zeitpunkt hinaus, in dem ihm der Gläubiger die 
Laſt dieſes Habens hätte abnehmen ſollen. Darauf, daß der 
Käufer befugt geweſen wäre, ſich des Tieres gemäß 8 383 BGB. 
zu entledigen, kann ſich der Verkäufer nicht berufen; zum Hinter⸗ 
legungsverkauf hat der Käufer die Befugnis, nicht die Pflicht. 

Als Schadenserſatz kann der Käufer vom Verkäufer die 
Aufwendungen, die er infolge ſeiner Tierhalterhaftung machen 
mußte, nur erſtattet verlangen, wenn das ſchädigende Ereignis 
auf einem vom Verkäufer zu vertretenden Mangel des Tieres 
beruht, und ferner ein über die gewöhnliche Gewährleiſtung 
des Verkäufers — auf Wandlung, Minderung, eventuell 
Lieferung einer mangelfreien Sache — hinausgehender 
Haftungsgrund gegeben iſt. Eine derartige Haftung trifft den 
Verkäufer, wenn er wegen Fehlens einer zugeſicherten Eigen: 
ſchaft oder infolge argliſtigen Verſchweigens eines Mangels 
für Schadenserſatz wegen Nichterfüllung einzuſtehen hat oder 
wenn er endlich wegen einer poſitiven Vertragsverletzung 
Schadenserſatz zu leiſten verpflichtet iſt. Ob in den genannten 
Fällen der vom Verkäufer zu vertretende Mangel das ſchädigende 
Ereignis ausgelöſt hat, iſt Tatfrage. Das ſchädigende Tun des 
Tieres wird auf dem Mangel beruhen müſſen. Hat etwa der 
Verkäufer dem Käufer zugeſichert, das Reitpferd ſei fromm, 
während es im Gegenteil ein gefährlicher Schläger iſt, der, 
kaum in den Stall des Käufers gebracht, deſſen Knecht bös 
zurichtet, ſo ſteht der geforderte urſächliche Zuſammenhang 
zwiſchen der Tierhalterhaftung des Käufers und einem vom 
Verkäufer zu vertretenden Mangel des Tieres außer Zweifel. 
Beſondere Schwierigkeiten wird es in tatſächlicher Richtung 
bieten, ob, wenn etwa Abweſenheit der geſetzlichen Währſchafts⸗ 
mängel eines Tieres zugeſichert iſt, auf einer als Währ⸗ 
ſchaftsmangel geltenden Krankheit des Tieres das zur Tier: 
halterhaftung des Käufers führende „willkürliche Handeln“ des 
Tieres beruht. Wann der Verkäufer für die aus einem 
Mangel des Tieres hervorgehenden Folgen unter dem Geſichts⸗ 
punkte der poſitiven Vertragsverletzung einzuſtehen hat, kann 
hier im einzelnen nicht dargelegt werden. Es muß bei dem 
Hinweis verbleiben, daß hierzu eine beſondere, ausdrücklich 
oder ſtillſchweigend übernommene, eventuell aus der Art des 
Geſchäfts abgeleitete Vertragspflicht des Verkäufers auf 
Lieferung eines mangelfreien Tieres konſtatiert werden müßte, 
wobei natürlich das Einſtehen des Verkäufers für eine ihm ſo 
obliegende Erfüllungspflicht nicht auf die geſetzlichen Währſchafts⸗ 
mängel beſchränkt wäre. Darüber, ob der Verkäufer unter dem 
Geſichtspunkte des argliſtigen Verſchweigens eines Mangels 
auch für andere als die geſetzlichen Währſchaftsmängel ver⸗ 
antwortlich gemacht werden kann, gehen die Meinungen aus⸗ 
einander. Indes dürfte die Haftung des Verkäufers auch für 
andere als Währſchaftsmängel zu bejahen fein. Der & 482 
BOB. kann den Verkäufer nicht von der pro dolo feſtgeſetzten 
Haftung befreien. 


Beſonders ſchwierig iſt in den Fällen, in welchen nach 
obigem der Käufer auf den Verkäufer ſeine für Tierſchaden 
erwachſenen Aufwendungen abzuwälzen berechtigt iſt, zu be⸗ 
antworten die Frage, inwieweit ſich der Verkäufer auf ein 
Verſchulden des Käufers bei der Entſtehung des Tierſchadens 
berufen kann und insbeſondere einwenden darf, daß der 
Käufer beſondere Vorſichtsmaßregeln zur Vermeidung des 
Schadens nicht getroffen hat. Allgemein entlaſtet den 
Verkäufer ein Verſchulden des Käufers in Hinſicht auf die 
Entſtehung des Tierſchadens nicht. Ohne weiteres tritt die 
Entlaſtung ein, wenn die Erſatzforderung des Käufers nur auf 
§ 304 BGB. geſtützt wird. Denn dann hebt das Verſchulden 
des Käufers an der Entſtehung des Tierſchadens den Kaufal- 
zuſammenhang zwiſchen dem Verzuge des Verkäufers und dem 
Tierſchaden auf. Im übrigen findet, ſoweit den Käufer an 
der Entſtehung des Tierſchadens ein Verſchulden trifft, hinſichtlich 
der hierwegen nach obigem eintretenden Schadenserſatzpflicht 
des Verkäufers der Grundſatz des 8 254 BGB. Anwendung. 

In den Zuſammenhang der Erörterung der an die Spitze 
der Abhandlung geſtellten Frage fügt ſich die Unterſuchung, 
inwieweit der Verkäufer dem Käufer, wenn er wandelt, für die 
Koſten der Haftpflichtverſicherung gegen Tierſchaden aufzukommen 
hat. Ebenſowenig wie die Tierhalterhaftung ſelbſt iſt die 
hierwegen genommene Verſicherung eine Laſt der Sache. 
Es findet daher auch hier wieder die Vorſchrift des 8 304 
BGB. Anwendung. Für die Zeit von der erklärten Wandlung 
ab muß daher der Verkäufer dem Käufer die Koſten der 
Haftpflichtverſicherung des Tieres erſetzen, und zwar bis zu 
dem Zeitpunkt, zu welchem der Käufer Verſicherungsnehmer 
bleibt (vgl. 88 69, 70 VVG.). Abgeſehen hiervon beſteht für 
den Käufer keine Möglichleit, vom Verkäufer Erſatz der Ver⸗ 
ſicherungskoſten zu verlangen, da ihn die Verſicherung auch 
für ſolche Fälle zu decken hatte, in welchen der Tierſchaden 
nicht auf einem vom Verkäufer zu vertretenden Mangel beruhte. 


Zur Beweislaſt bei Schadeuserſatzanſprüchen. 
Von Dr. Georg Hopmann, Rechtsanwalt beim OLG. Cöln. 


Vor kurzem beſchäftigte die Gerichte folgender Fall: 

Ein Ortsvorſteher hatte ein Notteſtament, in dem eine 
Frau ihren mit ihr in kinderloſer Ehe lebenden Mann zum 
Alleinerben einſetzte, ſchuldhafterweiſe nicht formgerecht auf- 
genommen. Von dem Mann auf Schadenserſatz für das ent⸗ 
gangene Erbteil verklagt, wandte er ein, die Frau habe ſich zur 
Zeit der Teſtamentserrichtung in einem Geiſteszuſtande befunden, 
der ihre freie Willensbeſtimmung ausſchloß. Da die Beweis— 
aufnahme hierüber kein zweifelfreies Reſultat ergab, fragte es 
ſich, wer die Beweislaſt zu tragen hatte. Mußte der Beklagte 
beweiſen, daß bei der Frau die freie Willensbeſtimmung auf⸗ 
gehoben war, oder lag dem Kläger der Beweis des Gegenteils ob? 

Im Anſchluß hieran folgender Fall: 

Jemand beauftragt und bevollmächtigt einen anderen, ein 
Kaufangebot für ihn anzunehmen. Der Beauftragte läßt ſchuld⸗ 
hafterweiſe die Annahmefriſt verſtreichen. Aus dem Kauf wird 
alſo nichts. Der Auftraggeber behauptet, der wirkliche, jederzeit 
realiſierbare Wert des Kaufobjektes habe den verlangten Kauſ⸗ 
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preis bedeutend überſtiegen. Er verklagt daher den Beauftragten 
auf Erſatz des Mehrwertes. Dieſer wendet ein, das von ihm 
zum Abſchluß zu bringende Geſchäft wäre bei rechtzeitiger An⸗ 
nahme der Offerte doch nichtig geweſen, weil es gegen die guten 
Sitten verſtoßen hätte oder weil es wucheriſch geweſen wäre 
138 BGB.). Wer iſt beweispflichtig? 

> Oder es wird ein Käufer durch ſchuldhafte Nichtlieferung 
ſeitens des Verkäufers oder infolge der vor dem Lieferungs⸗ 
termin erklärten Weigerung des Verkäufers, zu liefern, an dem 
Abſchluß eines vorteilhaften Verwertungsgeſchäſtes gehindert 
(dgl. Düringer⸗Hachenburg, HGB. II 1910 8 225 Anm. 365). 
Der Schadenserſatzklage des Käuſers hält der Verkäufer ent— 
gegen, daß das beabſichtigte Verwertungsgeſchäft bei Zuſtande⸗ 
kommen aus 8 138 BGB. nichtig geweſen wäre. 

In dem erſten Fall hat das OLG. Cöln (Urt. v. 3. XII. 
1911, 8 U. 343/10) den Kläger für beweispflichtig erklärt. 
Dies Ergebnis iſt meines Erachtens nicht richtig. 

Zwar iſt als Regel anzuerkennen, daß die Kauſalität der 
zum Schadenserſatz verpflichtenden Handlung für die Entſtehung 
des Schadens von dem, der Erſatz begehrt, bewieſen werden 
muß. Dazu gehört auch der Nachweis, daß der Kauſal— 
zuſammenhang nicht durch andere Momente unterbrochen worden 
iſt (vgl. Leonhard, Die Beweislaſt, 1904 S. 342). Beſteht der 
Schaden in einer entgangenen Vermögensvermehrung, ſo muß 
alſo auch bewieſen werden, daß der Vermögenszuwachs durch 
andere im Bereich der Möglichkeit liegende Umſtände nicht ver⸗ 
hindert worden wäre. Das gilt auch für die oben mitgeteilten 
Fälle. Was dort der Kläger begehrt, iſt nur der Erſatz der 
letzten Endes entgangenen Vermögensvermehrung. Darauf allein 
iſt die Klage gerichtet. 

N Allein man muß gerade in unferen Fällen im Auge be 
halten, wie der Schaden, deſſen Erſatz ſchließlich angeſtrebt 
wird, entſtanden iſt, welche Zwiſchenglieder der Kauſalität 
vorhanden ſind. Die erſte Station in der Kauſalitätsreihe war 
die Aufnahme eines nicht formgerechten Teſtamentes, die Ver⸗ 
hinderung des Geſchäftsabſchluſſes ſelbſt, von dem ſich der 
Käufer Vorteil verſprach. Dies ſind gerade die Momente, deren 
ſchuldhafte Herbeiführung die Schadenserſatzpflicht des Beklagten 
erzeugte. Man muß ſich nun fragen, wie die Sachlage wäre, wenn 
ein formgerechtes Teſtament vorläge, wenn das beabſichtigte 
vorteilhafte Geſchäft zuſtande gekommen wäre. Dann wäre 
zweifellos der Kläger von der Beweislaſt frei. Als— 
bann könnte im erſten Falle ſelbſtverſtändlich auch — und zwar 
Ban den Verwandten der Frau — dem das Geſamterbe in 
Anſpruch nehmenden Mann entgegengehalten werden, daß das 
Teſtament wegen Willensunfreiheit oder Bewußtloſigkeit der 
Frau bei der Teſtamentserrichtung nichtig ſei. Aber ebenſo 
ei iſt, daß dann die Verwandten der Frau dies auch 
95 * müßten, nicht etwa der Mann das Gegenteil. Ahnlich 
eiten den anderen Fällen; demjenigen, der das gewinn⸗ 
geſclaſ Gefchäft als Käufer oder als Wiederverkäufer ab⸗ 
gewiesen ia hat, müßte von ſeinem Gegenkontrahenten nach⸗ 
S 1 5 daß Wucher oder ein Verſtoß gegen die guten 

ER rliegt, der das Geſchäft nichtig macht. 

Ng fahrt auf den richtigen Weg: Es iſt bereits ein 
ae bee den Kläger, der in unſeren Fällen Schadens⸗ 
gehrt, daß ſich nunmehr allgemeinen Maximen 


zufolge die Beweislaſt zu feinen Ungunſten verſchiebt. 
Hätte der Ortsvorſteher, wie es feine Pflicht war, ein form⸗ 
gültiges Teſtamenr geſchaffen, hätte der Beauftragte die Offerte 
rechtzeitig angenommen oder hätte der Lieferant pünktlich ge 
liefert, ſo hätte der Kläger dem Nachweis, daß das Teſtament 
oder das Geſchäft nichtig ſei, von anderer Seite entgegenſehen 
können. Durch das ſchuldhafte an und für ſich zum Schadens 
erſatz verpflichtende Verhalten des Beklagten iſt der Kläger aus 
dieſer günſtigen Lage gebracht worden; die allgemeinen Regeln 
über die Beweislaſt machen ihn nunmehr beweispflichtig. Dem 
kann nur dadurch abgeholfen werden, daß die Beweislaſt ihm 
wieder abgenommen und dem auferlegt wird, der durch ſein 
zum Schadenserſatz verpflichtendes Verhalten die Verſchiebung 
der Beweislaſt verurſacht und verſchuldet hat. Dieſe Regelung 
rechtfertigt ſich aus dem Geſichtspunkt der Naturalreſtitution. 
Es iſt kein anderer Weg ſichtbar, wie dem Kläger für den in 
der Verſchiebung der Beweislaſt liegenden Nachteil Erſatz ver— 
ſchafft werden könnte. Müßte er den Beweis führen, ſo würde 
er durch das ſchuldhafte Verhalten des Beklagten ſchlechter ge— 
ſtellt, als er ohne dies daſtehen würde. Dies entſpräche nicht 
den Grundſätzen unſeres Schadenserſatzrechtes. 

Man wird einwenden, daß dadurch die allgemeine Regel 
abgeändert wird, wonach derjenige, der Schadenserſatz begehrt, 
für den Kauſalzuſammenhang in jeder Hinſicht beweispflichtig 
iſt. Dem iſt aber nicht ſo. Auch in unſeren Fällen muß der 
Kläger die Verurſachung des Schadens durch das zum Schadens 
erſatz verpflichtende Ereignis nachweiſen. Man darf nur nicht 
den Schaden erſt in der letzten Endes verhinderten Vermögens— 
vermehrung erblicken, ſondern muß im Auge behalten, daß eine 
Schadensfolge bereits in der für den Kläger ungünſtigen Ver- 
teilung der Beweislaſt über die hier in Frage ſtehenden Punkte 
liegt. Es kommen eben zwei Schadensfolgen in Betracht: die 
eine iſt die Verhinderung eines Vermögenszuwachſes, der ein 
getreten wäre, wenn ein vollgültiges und wirkſames Teſtament 
oder Geſchäft zuſtande gekommen wäre; die andere, wenn man 
die Ereigniſſe in zeitlicher Ordnung betrachten will, gleichſam 
vorherliegende Schadensfolge beſteht in der Verſchiebung der 
Beweislaſt, die durch das ſchadenbringende Verhalten des Be: 
klagten bewirkt wird. Zuerſt muß dieſe in der Beweislaſt⸗ 
verteilung liegende Schadensfolge beſeitigt werden. Ihren 
Eintritt muß natürlich der Kläger zunächſt beweiſen; er tut 
dies, indem er z. B. im erſten Fall die Möglichkeit zur Be⸗ 
obachtung der Teſtamentsformen, in den anderer Fällen die 
Möglichkeit zur Annahme der Offerte oder zum Abſchluß des 
vorteilhaften Verwertungsgeſchäftes nachweiſt. Dann kommt die 
Beſeitigung der erſten Schadensfolge in Frage, die einfach da: 
durch bewirkt wird, daß der Beklagte als beweispflichtig für die 
von ihm behaupteten Umſtände, welche die Nichtigkeit des Teſta 
mentes oder des beabſichtigten Geſchäftes ergeben hätten, be 
handelt wird. Von der Beweislaſt in dieſem Punkte befreit, 
liegt nunmehr dem Kläger, falls der Beklagte beweisfällig bleibt, 
nur der Beweis ob, daß ſich fein Vermögen durch den ent- 
gangenen Teil der Erbſchaft oder durch das unmöglich gemachte 
Geſchäft um den beanſpruchten Betrag vermehrt hätte. j 

Der oben vertretene Standpunkt führt alſo in feinen Kon⸗ 
ſequenzen nicht zur Aufhebung der bei Schadenserſatzanſprüchen 
geltenden Beweislaſtregelung, er baſiert vielmehr darauf. 
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Die vorſtehend behandelten Fälle erinnern an andere Fälle 
der „Umkehrung“ der Beweislaſt, die bereits Rechtſprechung und 
Literatur beſchäftigt haben (vgl. RG. 5, 28 ff.; 11, 36 ff.; 
20, 6; 60, 147; Düringer-Hachenburg a. a. O. S. 300; 
Leonhard, a. a. O. S. 212 f.). Namentlich der Fall, daß der 
zur Aufbewahrung der Probe verpflichtete Käufer den Berluft 
der Probe verſchuldet, iſt bekannt. Es handelt ſich dort aber 
um einen weſentlich anderen Sachverhalt, als den obigen Aus⸗ 
führungen zugrunde liegt. Dort iſt die Beweis führung dem 
Beweispflichtigen vom Gegner ſchuldhaft unmöglich gemacht oder 
erheblich erſchwert worden. An der Beweis laſt wird nichts 
geändert. Daher dürfte auch mit Leonhard S. 213 anzunehmen 
fein, daß nur die Beweisführung, nicht die Beweis laſt ver— 
ſchoben wird. In den oben beſprochenen Fällen hat jedoch der 
zum Schadenserſatz Verpflichtete dem Schadenserſatz begehrenden 
Kläger die Beweis laſt verſchafft, indem er durch die zum 
Schadenserſatz verpflichtende Handlung die Entſtehung eines 
Rechtsverhältniſſes oder einer rechtlichen Poſition vereitelte, die 
vom Kläger den Beweis nicht verlangt hätte. 


§ 904 Satz 2 BGB.; zugleich ein Beitrag zum 
Rechte der Luftfahrt. 
Von Gerichtsaſſeſſor Kurt Seligſohn, Altona a. E. 


Den Anlaß zur Erörterung gab folgender kürzlich vom 
Landgericht in Altona a. E. entſchiedener Rechtsfall: Als das 
der beklagten Z. Luftſchiffbaugeſellſchaft m. b. H. gehörige Luft⸗ 
ſchiff 2 3 bei einer Paſſagierfahrt über des Klägers Wieſe fuhr, 
ſcheuten die auf dieſer weidenden Pferde des Klägers und ver⸗ 
letzten ſich beim Durchgehen. Der Kläger verlangte Schadens⸗ 
erſatz, indem er geltend machte, 2 3 ſei von dem Leiter der 
Fahrt, dem Grafen Z., ganz ungewöhnlich niedrig, nämlich in 
nur 20 m Höhe über die Wieſe hinweggeſteuert worden, und 
zwar deshalb, weil Graf Z. das Luftſchiff aus dem Bereiche 
der in höheren Luftſchichten lagernden Gewitter habe ent- 
fernen wollen. Durch das bei der geringen Höhe beſonders 
deutlich wahrzunehmende Geräuſch der Motore, wie durch den 
ungewöhnlich nahen Anblick des 2 3 ſeien die Pferde ſcheu ge- 
worden. — Somit ſei die Klage ſowohl aus 8 823 BGB. 
als auch aus § 904 Satz 2 daſelbſt begründet. 

Die Beklagte machte für fi den Schutz des 8 831 BGB. 
geltend und leugnete die Anwendbarkeit des § 904 Satz 2. 
Das Gericht wies ab, weil es den Entſchuldigungsbeweis für 
geführt anſah; es ſei nicht denkbar, daß die Beklagte einen 
geeigneteren Leiter für die Fahrt hätte beſtellen können als 
den Grafen Z. Im übrigen hielt es die Beklagte für nicht 
legitimiert, indem es mit der herrſchenden Anſicht und unter 
Berufung auf dieſe als haftbar im Sinne des § 904 Satz 2 
BGB. lediglich den Schädiger ſelbſt anſah, alſo den Grafen Z., 
deſſen Beſitzdienereigenſchaft (vgl. Neumann, Handausgabe des 
BGB. [1912] Anmerkung zu 8 904) es verneinte, da er in 
allen fahrtechniſchen Fragen zu ſelbſtändiger Entſchließung ſowohl 
berechtigt als verpflichtet ſei. — 

Es ſei mir geſtattet, im folgenden etwas näher auf den 
Fall einzugehen, der ja ein gewiſſes Aktualitätsintereſſe jeden⸗ 


falls ſo lange für ſich in Anſpruch nehmen darf, als das dringend 
notwendige Luftfahrt (Haftpflicht) geſetz nicht vorliegt; lediglich 
§ 904 BGB. ſoll von den beiden Klagegründen, von denen 
der erſte keine Beſonderheiten bietet, behandelt werden. 

Die Behauptungen des Klägers, deren Richtigkeit die Be⸗ 
klagte übrigens beſtritt, erfüllen den Tatbeſtand des 8 904 
Satz 1 BGB. Es iſt auf eine Sache des Klägers, auf den 
Luftraum über ſeinem Grundſtück eingewirkt worden (RG. 
60, 140), indem 2 3 dieſen in einer unzweifelhaft gefährlichen 
Höhe kreuzte ($ 905 BGB.). Dieſer Eingriff war notwendig, 
um das Luftſchiff und deſſen Inſaſſen vor der Gefahr zu be- 
wahren, die das in den höheren Luftſchichten lagernde Gewitter 
unzweifelhaft bedeutete; der dem Luftſchiff und ſeinen Inſaſſen 
hiervon drohende Schaden war gegenüber dem aus der Ein⸗ 
wirkung dem Kläger drohenden unverhältnismäßig groß. Daß 
der Schade nicht gerade das Rechtsgut des Klägers traf, in 
welches eingegriffen wurde, nämlich den zum Grundſtück des 
Klägers rechnenden Luftraum, ſondern ſeine darauf weidenden 
Pferde, die für die Nothilfe nicht in Anſpruch genommen werden 
ſollten, iſt angeſichts der allgemeinen Faſſung des Satzes 2 des 
§ 904, wonach der entſtehende Schade, alſo auch der dem 
Eigentümer bei der Nothilfe ſonſt entſtandene, zu erſetzen ſei, 
nicht von Belang. Daß der urſächliche Zuſammenhang gegeben 
iſt, kann keinem Zweifel unterliegen; er iſt adäquat, da jeden⸗ 
falls hierzulande beim Überfliegen einer Weide (Wieſe) mit der 
Anweſenheit von Pferden gerechnet werden muß. 

Schwieriger iſt die Frage, und damit komme ich auf den 
eigentlichen Zweck meiner Ausführungen: Wer haftet für den 
Schaden? Die Beklagte als Eigentümerin des Luftſchiffs und 
Unternehmerin der Fahrt? Der Leiter, Graf Z.? Die vor 
Schaden bewahrten Paſſagiere? 

Das Geſetz ſchweigt; demgemäß iſt die Frage ſehr beſtritten. 
Das Neichsgericht hat ſie in ſeinem Urteil vom 19. Dezember 
1910 (Bd. 75 S. 80 ff.) nicht zweifelsfrei beantwortet; das 
Urteil vom 11. Mai 1904 (Bd. 58 S. 132) erklärt nur ganz 
beiläufig den Schädiger (den Eingreifenden) für haftbar. 

Soviel ich ſehe, iſt das die herrſchende Anſicht. Neumann 
(a. a. O.) läßt den Eingreifenden, und ſofern dieſer Beſitzdiener 
war (f. o.), den Beſitzer („Prinzipal“) haften; Fiſcher⸗Henle, 
Endemann und Biermann den vor Schaden Bewahrten. 

Ich nehme an, daß der Anſicht Fiſchers der an ſich ganz 
zutreffende Gedanke zugrunde liegt, den vor Schaden Bewahrten 
deshalb haften zu laſſen, weil zu ſeiner Rettung das ſchaden⸗ 
bringende Werk vorgenommen wurde. Das Geſetz bietet aber 
keinen Anhalt für die Richtigkeit dieſer Auslegung. Denn, 
wenn § 904 BGB. den Eigentümer hindert, die Einwirkung 
eines andern auf ſein Eigentum zu verbieten, ſo ſcheint es der 
Rechtslogik zu entſprechen, daß für den durch die Einwirkung 
entſtehenden Schaden derjenige haftet, der die Einwirkung vor⸗ 
genommen hat; denn nur er hat den Schaden verurſacht; der 
vor Schaden Bewahrte aber iſt das Opfer eines Unfalls, eines 
zufälligen Ereigniſſes. 5 

Aber, wendet man mir ein, das iſt doch dann unbillig, 
wenn der einwirkende Täter vermögenslos, der vor Schaden 
Bewahrte aber wohlhabend, zur Entſchädigung durchaus in der 
Lage iſt. Soll der Geſchädigte in einem ſolchen Falle leer 
ausgehen? 


2. Jahrgang. 
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Der Einwand iſt verfehlt. Denn der ſchädigende Täter 
(der Einwirkende) wird in allen den Fällen, die einen Ausgleich 
als billig erſcheinen laſſen, nämlich dann, wenn das Rettungs⸗ 
werk dem wirklichen oder mutmaßlichen Willen des vor Schaden 
Vewahrten entſprach, gemäß § 670 oder $ 683 BGB. den 
Anſpruch auf Erſatz ſeiner Aufwendungen gegen den vor 
Schaden Bewahrten erlangen. Hat ſich alſo der ſchädigende 
Täter durch die Nothilfe mit der Schadenserſatzpflicht aus 
Sat 2 des 8 904 BGB, belaſtet, fo wird er in den erwähnten, 
unzweifelhaft recht häufigen, auch die Beſitzdienerſchaft um⸗ 
faſſenden, Fällen, gemäß § 257 BGB. von dem vor Schaden 
Bewahrten Befreiung von der Verbindlichkeit aus 8 904 Satz 2 
BGB. verlangen dürfen. Dieſe Forderung ſtellt unzweifelhaft 
einen — fälligen — Vermögensbeſtandteil des Täters dar, 
der — wie nach den Ausführungen des RG. im Urteil vom 
4. Juni 1912 in JW. 1912 S. 857/812 — nicht zweifelhaft, 
abgetreten, auch gepfändet und überwieſen werden kann. Dem⸗ 
nach wird ſich die Sache fo darſtellen: Der (geſchädigte) Eigen⸗ 
tümer wird — ſofern nicht der (einwirkende) Täter zur Ab⸗ 
tretung ſeines Befreiungsanſpruches gegen den vor Schaden 
Bewahrten ſich bereits freiwillig verſteht — auf Grund des 
mit der Klage aus Satz 2 des § 904 BGB. gegen den Täter 
erwirkten Titels ſich deſſen Anſpruch gegen den vor Schaden 
Bewahrten auf Befreiung von der Verbindlichkeit aus Satz 2 
des § 904 (dem Judikat) pfänden und zur Einziehung über⸗ 
weiſen laſſen. Der vor Schaden Bewahrte — da Erfolg 
8 Rettungswerkes nicht Vorausſetzung, ſagt man richtiger, der 
Begünſtigte — wird dann zumeiſt freiwillig zahlen. Andern⸗ 
falls wird der Begünſtigte von dem geſchädigten Eigentümer 
5 Grund des gepfändeten und überwieſenen Anſpruchs ver⸗ 
klagt; und der Klagantrag dürfte, ſofern Aufrechnung oder ein 
ſonſtiger Befreiungsmodus im Verhältnis der Streitteile nicht 
in Frage ſteht, umittelbar auf Geld, d. h. auf Zahlung des 
nach § 904 Satz 2 zu erſetzenden Betrages zu richten ſein 
(vgl. Dertmann, 3./4. Aufl. Anm. 2 zu 8 257 BGB.); andern⸗ 
falls führt aber auch der gemäß § 257 regelmäßig nur zu 
ſtellende Antrag auf Befreiung (wobei der Modus derſelben in 
des Beklagten Belieben ſteht) ſchließlich ($ 887 oder 8 803? 
IPOD.) auch zum Ziel. 
So erlangt der geſchädigte Eigentümer das ihm 
narenmende, ohne daß der Begünſtigte, da er ja nur 

en Grenzen der 88 670 bzw. 683 BGB. haftet, unbillig 
beſchwert werden kann. 
= u dieſes Merkmal einer zutreffenden Entſcheidung ſtets 
Schad ann gegeben ſein wird, wenn man ſchlechthin den vor 
1 = Bewahrten haften läßt, muß bezweifelt werden. Un⸗ 
Ren deeundſchaftsdienſe können auch hier koſtſpielig werden, 
a Vorausſetzung der Schadenserſatzpflicht, die Un⸗ 
7 b des drohenden zum entſtandenen Schaden, 
lediglich eſchränktes Schutzmittel bilden dürfte, da auch die 

55 ne Nothilfshandlung den Anſpruch aus Satz 2 
N hr rn GB. auslöſen dürfte. Auch wird die Frage, wer 
othilfe En bor Schaden bewahrt, bzw. zu weſſen Gunſten 
berübt ſei, oft recht ſchwierig zu entſcheiden ſein. 
Iaffen? a ned B. in unſerem Falle die Paſſagiere haften 
Be. Whale hat das Rettungswerk ihnen mehr ge⸗ 
dem Luftſchiff. Es wäre trotzdem ſicher unbillig. 


Nach alledem ſcheint die richtige Löſung der Frage nach 
dem im Sinne des Satzes 2 des § 904 BGB. Erſatzpflichtigen 
die zu ſein: 

Nur der unmittelbare Täter haftet; dieſer hat in den 
durch die Billigkeit geeigneten Fällen (88 670, 683 BGB.) 
einen Befreiungsanſpruch gegen den Begünſtigten (wobei die 
Vorausſetzungen des § 670 die Anwendbarkeit des § 683 
BGB. ausſchließen); das Geſetz aber gewährt die Möglichkeit, 
daß dann der geſchädigte Eigentümer ſich dieſen Anſpruch nutzbar 
macht und ſomit bewirkt, daß unter der erwähnten Voraus⸗ 
ſetzung der Billigkeit letzten Endes doch der Begünſtigte (im 
gegebenen Falle wegen 8 670 BGB. die Geſellſchaft, nicht die 
Paſſagiere) den Schaden zu tragen hat. 


Der Ehebruch als Ehehinderuis. 
Von Rechtsanwalt Dr. Wolfram Kimmig, Konſtanz. 


Unſer Bürgerliches Geſetzbuch enthält als § 1312 folgende 
Vorſchrift: 

„Eine Ehe darf nicht geſchloſſen werden zwiſchen einem 
wegen Ehebruchs geſchiedenen Ehegatten und demjenigen, 
mit welchem der geſchiedene Ehegatte den Ehebruch be- 
gangen hat, wenn dieſer Ehebruch in dem Scheidungs⸗ 
urteil als Grund der Scheidung feſtgeſtellt iſt. 

Von dieſer Vorſchrift kann Befreiung bewilligt 
werden.“ 

Dieſer Paragraph gehört zu den leider nicht ſeltenen Be— 
ſtimmungen, über die man in umfangreichen Kommentaren nach⸗ 
leſen muß, wenn man ihren Zweck ergründen will. Sonder⸗ 
barerweiſe findet man aber im vorliegenden Falle auch in den 
meiſten Kommentaren keine oder doch keine befriedigende Er: 
klärung. Ich ſtelle mir lebhaft die Empörung eines Menſchen 
vor, dem durch den § 1312 der Weg zu ſeinem Lebensglück 
abgeſchnitten iſt, und der dann in dem bekannten Kommentar 
von Fiſcher⸗Henle nur den lakoniſchen Satz findet: „Grund der 
Vorſchrift: Erleichterung der Geſchäftsführung des Standes⸗ 
beamten.“ Ein bewanderter Juriſt wird ihn durch die Mit⸗ 
teilung, daß ſich jene Erklärung nur auf den zweiten, von der 
Feſtſtellung im Urteil handelnden Halbſatz des Paragraphen 
bezieht, einigermaßen beruhigen können. Aber eine ihn mit 
ſeinem Schickſal verſöhnende Erklärung der Vorſchrift wird auch 
er ihm nicht geben können. In den maßgebenden Vorarbeiten 
zu unſerem BGB. wird es unumwunden zugegeben, daß in 
erſter Linie die Rückſicht auf das Herkommen die Aufnahme 
des § 1312 veranlaßt hat. So ſagen die „Motive zum Ent- 
wurf eines BGB.“ in Band 4 Seite 24: 

„Wenngleich für die gänzliche Beſeitigung des Eheverbots 
wegen Ehebruchs erhebliche Gründe angeführt werden 
können, ſo hat der Entwurf doch mit Rückſicht auf 
das beſtehende Reichsrecht ($ 33 Nr. 5 des Reichs- 
geſetzes vom 6. Februar 1875) Anſtand genommen, das 
hier fragliche Eheverbot zu übergehen.“ 

Andere „Gründe“ werden in den Motiven nicht genannt. 
Nicht minder offen ſind die Protokolle der Kommiſſion für die 
zweite Leſung des Entwurfs des BGB. In dieſen iſt (Band 4 
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Seite 28, 29) zu leſen, daß zur Begründung des Cheverbots 
in der Kommiſſion folgendes ausgeführt wurde: 
„Wenn ſich den Gründen für die Beſeitigung des Ehe⸗ 
hinderniſſes auch eine gewiſſe Berechtigung nicht ab⸗ 
ſprechen läßt, ſo erſcheint doch die Beibehaltung desſelben 
in erſter Linie durch die Rückſicht auf das 
geltende Recht geboten.“ 

Dieſe offiziellen Kundgebungen ergeben es klar und unzwei— 
deutig, daß in Goethes nur zu wahren Worten „Es erben ſich 
Geſetz und Rechte wie eine ewge Krankheit fort“ der Schlüſſel 
für den § 1312 liegt. Auch Dernburg !) ſchreibt: „Aus dem 
römiſchen Recht ererbte die Neuzeit das Verbot der Ehe zwiſchen 
dem verurteilten Ehebrecher und ſeinem Mitſchuldigen.“ Die ſo 
oft als Argument mißbrauchten „hiſtoriſchen Gründe“ haben 
alſo auch hier wieder einmal den Sieg über die Forderungen 
der Gegenwart davongetragen. Ein hiſtoriſcher Rückblick iſt 
deshalb nicht ohne Intereſſe. ?) 

Das römiſche Recht hatte eine Reihe ſtrafrechtlicher Be⸗ 
ſtimmungen linsbeſondere die lex Julia de adulteris), durch die 
eine Verheiratung der Ehebrecherin (nur die Frau konnte einen 
Ehebruch im Sinne des Geſetzes begehen) mit demjenigen, mit 
dem fie den Ehebruch begangen hatte, praktiſch fo gut wie aus- 
geſchloſſen wurde. Hierauf beruht die heute noch herrſchende 
Anſicht, das römiſche Recht habe die Ehe zwiſchen den genannten 
Perſonen verboten. In Wirklichkeit hat das römiſche Recht ein 
derartiges zivilrechtliches Eheverbot nicht gekannt.) 

Das kanoniſche Recht baute ſich bezüglich unſerer Frage 
nicht auf dem römiſchen auf, ſondern entwickelte ſich ſelbſtändig. 
Auguſtin und mit ihm das ganze frühere kanoniſche Recht hielt 
den gemeinſam begangenen Ehebruch nicht für ein Ehehindernis. 
Erſt durch Gratian (um 1150) wurde der Ehebruch in zwei 
Fällen zum Ehehindernis erhoben, nämlich 

1. wenn die Ehebrecher für den Fall des Todes des 
unſchuldigen Ehegatten ſich gegenſeitig die Ehe ver⸗ 
ſprochen hatten, und 

2. wenn von einem der Ehebrecher dem unſchuldigen 
Ehegatten nach dem Leben getrachtet und dieſer getötet 
worden war. 

Es hat ſich nicht mit Sicherheit feſtſtellen laſſen, auf welchem 
Wege der Verfaſſer des berühmten Dekrets zu dieſer Lehre ge⸗ 
langt iſt. Jedenfalls beherrſchte ſie ſeit der zweiten Hälfte des 
12. Jahrhunderts die päpſtliche Geſetzgebung und wurde gemeines 
kanoniſches Recht. 

Die Reformatoren des 16. Jahrhunderts ſtimmten darin 
überein, daß es an jedem Schriftgrund zur Anerkennung einer 
ehehindernden Kraft des Ehebruchs fehle. Luther und Melanchthon 
verwieſen auf das bibliſche Beiſpiel des Königs David und 
der Bathſeba. Luther ſah in dem Eheverbot außerdem einen 
vom ethiſchen Standpunkt aus verwerflichen Mißbrauch der Ehe 
zu ſtrafrechtlichen Zwecken. 


) „Das bürgerliche Recht des Deutſchen Reiches und Preußens“, 
Halle 1903, Bd. 4, S. 50. 

2) Vergleiche für das Folgende insbeſondere Herrmann, Über 
den Ehebruch als Ehehindernis, in den Jahrbüchern für deutſche 
Theologie, Bd. 5, S 254 ff. 

) So mit eingehender Begründung Herrmann, I. c. 
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Im 17. Jahrhundert erlangte das kanoniſche Recht wieder 
das Übergewicht über die theologiſchen Rechtsanſchauungen der 
Reformatoren. Der Grundſatz, daß das gemeine kanoniſche 
Recht auch von den proteſtantiſchen Gerichten anzuwenden ſei, 
gelangte in der Praxis zu allgemeiner Anerkennung. Der Ehe: 
bruch wurde daher jetzt — darin im Einklang mit der Lehre 
der Reformatoren — grundſätzlich nicht als Ehehindernis 
betrachtet; dieſer Grundſatz erlitt jedoch die beiden oben an 
geführten Ausnahmen (Eheverſprechen und Lebensnachſtellung). 

Die weltliche Geſetzgebung hat das im kirchlichen Rechte 
auf beſtimmte Fälle beſchränkte Eheverbot für Ehebrecher durch 
Verallgemeinerung verſchärſt. So beſtimmte z. B. die 
württembergiſche Ehegerichtsordnung vom Jahre 1687 in Kap. 9 
§ 4, daß die Ehe zwiſchen Perſonen, die zuſammen einen Ehe 
bruch verübt haben, unter allen Umſtänden unerlaubt ſei. Die 
Verordnung vom 6. April 1818 erklärte, daß jenes Geſetz ein 
allgemeines, auch für die katholiſchen Untertanen verbindliches 
Staatsgeſetz ſei, von dem nur die höchſte Staatsgewalt dis 
penſieren könne. Das Allgemeine Landrecht für die preußiſchen 
Staaten vom Jahre 1794 erhebt den Ehebruch zum Ehe 
hindernis, ſofern die frühere Ehe um ſeinetwillen geſchieden 
worden iſt (II, 1, 25). Die Dispenſationsbefugnis wurde im 
Jahre 1803 den Konſiſtorien übertragen. Jedoch wurde durch 
Kabinettsorder vom 8. Juni 1857 jede Dispenſation für un- 
zuläſſig erklärt. Der franzöſiſche Code civil vom Jahre 1804 
ſtimmt bezüglich unſerer Frage mit dem preußiſchen Landrecht 
genau überein. Das Oſterreichiſche Allgemeine Bürgerliche 
Geſetzbuch vom Jahre 1811 erklärt jede Ehe zwiſchen Perſonen, 
die miteinander einen Ehebruch begangen haben, für ungültig, 
ſofern der Ehebruch vor dem Abſchluß der neuen Ehe bewieſen 
worden iſt (§ 67). Jedoch wurde durch Geſetz vom 8. Oktober 
1856 die Entſcheidung über die Gültigkeit der katholiſchen 
Ehen auf die nach kanoniſchem Rechte urteilenden Biſchofs⸗ 
gerichte übertragen. 

Für das Deutſche Reich beſtimmte $ 33 Nr. 5 des Per⸗ 
ſonenſtandsgeſetzes vom 6. Februar 1875: „Die Ehe iſt verboten 
zwiſchen einem wegen Ehebruchs Geſchiedenen und feinem Mit- 
ſchuldigen.“ Dieſe Beſtimmung iſt durch den eingangs zitierten 
§ 1312 BGB. erſetzt und inſofern noch verſchärft worden, als 
an Stelle der Worte „und ſeinem Mitſchuldigen“ die Worte 
getreten ſind: „und demjenigen, mit welchem der geſchiedene 
Ehegatte den Ehebruch begangen hat“. Die Verſchärfung liegt 
darin, daß nunmehr die Eheſchließung auch dann verboten iſt, 
wenn der Dritte von der Tatſache, daß der andere ver- 
heiratet war und ſomit einen Ehebruch beging, keine Kenntnis 
gehabt hatte. 

Dieſe hiſtoriſche Entwicklung iſt es alſo, die nach den er 
wähnten offiziellen Erklärungen den Hauptgrund für die Auf 
ſtellung des 8 1312 darſtellt. Als Nebengründe mögen etwa 
folgende in Betracht gekommen ſein: 

1. Die Beſtrafung des Chebruchs. 

Dieſer Grund ließe ſich als ſolcher deshalb nicht recht 
fertigen, weil ſtrafrechtliche Beſtimmungen mit dem Zivilrecht 
nichts zu tun haben. Für ſie iſt nur im Strafgeſetzbuch Raum. 
Selbſt in dieſem aber figuriert der Ehebruch heute nicht mehr 
als delictum publicum; er wird nur noch auf Antrag des 
Verletzten beſtraft. Die Ehebruchsſtrafe des 8 1312 BGB 


12. Jahrgang. 


wäre als ſolche überdies ungerecht, da fie auch den unſchuldigen 
Dritten treffen würde. 


2. Die Abſchreckung vom Ehebruch. 

In der Reichstagsvorlage (Kommiſſionsbericht) wird dieſe 
gelegentlich als Zweck des § 1312 hingeſtellt, gleichzeitig aber 
RR ausgeführt, daß bei Zuläffigfeit der Dispenſation (Abſ. 2 
des 8 1319) die Vorſchrift dieſen Zweck nicht erfüllen 
lönne. Der hierauf gegründete Antrag auf Streichung des 
Abſatzes 2 wurde nicht angenommen. Es wäre alſo — von 
anderen Gründen ganz abgeſehen — irrig, zu behaupten, das 
Eheverbot ſchrecke vom Ehebruch ab. 

3. Die Verhütung öffentlichen Argerniſſes. 

Dieſer Begründung wäre vor allem entgegenzuhalten, daß 
durch das Verbot in mindeſtens ebenſo vielen Fällen öffent- 
liches Argernis nicht verhütet, ſondern gerade verurſacht wird. 
Wenn zwei Menſchen, die ſich gemeinſchaftlich eines Ehebruchs 
ſchuldig gemacht haben, ſo viel Zuneigung füreinander beſitzen, 
daß ſie ihr Verhältnis legaliſieren möchten, dann werden ſie, 
denn ihnen dies unmöglich gemacht wird, ihr Verhältnis doch 
wohl regelmäßig nicht löſen, ſondern als ein illegales fortſetzen 
und dadurch ſicherlich mehr Argernis erregen, als durch den 
legalen Abſchluß einer Ehe. In den Motiven zum Vor⸗ 
entwurf des BGB. wird dies ausdrücklich anerkannt. Es 
heißt dort (IV, 25): 

„Wie die ... gemachten Erfahrungen beſtätigt haben, 
it die Zuläſſigkeit der Diſpenſation aus praktiſchen 
Gründen als Korrektiv gegen die in vielen Fällen mit 
dem ... Eheverbot verbundenen Mißſtände und 
Nachteile für die Sittlichkeit nicht zu entbehren.“ 

Dieſen auf ſehr ſchwachen Füßen ſtehenden Argumenten 
zugunſten des 8 1312 ſtehen folgende gewichtige Gründe für 
ſeine Beſeitigung gegenüber: 

J. Das Verbot der Ehe unter Chebrechern iſt nicht (wie 
etwa das Verbot der Bigamie oder das Ehehindernis der 
Verwandtſchaft) im Weſen oder Zweck der Ehe begründet. 
Vielmehr haben wir es hier mit einer Vorſchrift zu tun, die 
artentlic ſtrafrechtlicher Natur iſt, außerhalb des eigentlichen 
Eherechts liegende Zwecke verfolgt und dem Weſen der Ehe 
geradezu zuwiederläuft. | 
2. Der öffentlichen Sittlichkeit würde damit, daß die 
Ben Ehebrecher ſich heiraten, regelmäßig am beſten gedient 
a (gl. oben Ziff. 3). Deshalb gilt nach der Auffaſſung 
re engliſchen und des amerikaniſchen Rechts der des 
115 8 chs ſchuldige Gatte ſogar für verpflichtet, denjenigen, 

a e er den Ehebruch begangen hat, zu heiraten. 

an 90 N 1312 iſt in ſeiner Tendenz gleichbedeutend mit 
Mit en abſoluten Verbot des Ehebruchs. 
1 dl deshalb gegen ihn ſchon in der Reichstags⸗ 
10 die 0 er Einwand erhoben worden, er paſſe nicht mehr 
ſpreche = 12 geſellſchaftlichen Verhältniſſe hinein; dieſen ent: 
ſeitige Pe er freiere Geſtaltung der Ehe, bei der die gegen⸗ 
Begrenzung de 9 ausſchlaggebend ſei, nicht aber eine ſtarre 
des Rech 9 ei Rechts der Ehe und eine ſtaatliche Erzwingung 
bat dieſen Ber 40 gegeneinander. Das Strafgeſetzbuch 
I, hä tniffen Rechnung getragen, indem es auf die 

eſtrafung des Ehebruchs verzichtet hat. 
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4. Es liegt auf der Hand, daß das Eheverbot des 8 1312 
dem leichtſinnigen Ehebrecher nur svillkommen fein kann. 
Wenn die Frau, die er verführt hat und deren Ebe deshalb 
geſchieden worden iſt, ihm von Ehe ſpricht, kann er mit er- 
heucheltem Bedauern auf das ſtaatliche Verbot hinweiſen. Das 
Geſetz ſelbſt befreit ihn von einer etwaigen moraliſchen Pflicht. 
Wo aber tiefe Leidenſchaft zum Bruch der Ebe führte, da 
greift das Geſetz glückvernichtend ein. Ein Geſetz, das dem 
Leichtſinnigen hilft und den Ernſten trifft, kann kein gutes 
Geſetz ſein. 

Der Proteſt gegen den §8 1312 iſt nicht neu. Sowohl 
in der zweiten Kommiſſion als auch in der Reichstagskommiſſion 
wurde ſeine gänzliche Streichung beantragt. In der zweiten 
Kommiſſion wurde er nur mit 11 gegen 9 Stimmen an— 
genommen. 

In den meiſten andern Kulturſtaaten (ſo z. B. in England 
und ſeinen Kolonien, in Dänemark, Italien, in der Schweiz, 
in den meiſten Staaten Nordamerikas) exiſtiert kein Ehe 
verbot für Ehebrecher, wohl aber in einzelnen gerade um: 
gekehrt ein Ehegebot. Auch ein ſolches ſchießt freilich über 
das Ziel hinaus. Denn unſer Ziel muß ſein: Alle irgendwie 
entbehrlichen Ketten zu löfen, mit denen ſtaatliche Geſetze die 
Ehe beſchweren, auf daß der Bund zwiſchen Mann und Frau 
in freier Geſtaltung der Verinnerlichung näherkomme, deren 
er heute noch ermangelt. 


Zivilprozeſſuale Geltendmachung der außergericht— 
lichen Koſten des Privatklägers. 
Von Profeſſor Dr. Hans Reichel, Zürich. 


1. Iſt die Privatklage durchgeführt und der Angeklagte 
verurteilt, fo entſcheidet § 503 Abſ. 1, Abſ. 5 SPD. in Ver 
bindung mit 8 91 Ab}. 2 ZPO. Die Gebühren und Auslagen 
des vom Privatkläger zugezogenen gerichtsanſäſſigen Anwalts 
ſind ſomit ohne weiteres zu erſtatten. Dieſe Verpflichtung iſt 
im Strafurteil auszuſprechen; ſie trifft aber den Verurteilten 
auch dann, wenn das Urteil dieſen Punkt übergangen haben 
ſollte (RG St. 10, 113). Die Vollſtreckung erfolgt auf Grund 
des ſtrafgerichtlichen Urteils. Einer Zivilklage bedarf es daher 
nicht; ſie wäre mangels Rechtsſchutzbedürfniſſes abzuweiſen. 

2. Iſt Privatklage erhoben, dieſe jedoch durch Freiſpruch 
des Angeklagten abgewieſen oder durch Einſtellung des Ver. 
fahrens erledigt, fo wird der Strafrichter die Koſten des Ver 
fahrens dem Privatkläger auflegen ($ 503 Abſ. 2 StPO.) 
Dieſe Entſcheidung erreicht Rechtskraft. Eine Zivilklage (des 
Privatklägers) auf Erſatz der Koſten des Privatklageverfahrens, 
angeſtrengt mit der Begründung, der Angeklagte ſei zu Unrecht 
freigeſprochen oder das Verfahren ſei zu Unrecht eingeſtellt, iſt 
daher unzuläſſig. $ 14 EG PO. kann hieran nichts ändern. 
Unbenommen bleibt es natürlich, im geeigneten Fall nach 8 839 
BGB. gegen den Strafrichter mit Klage vorzugehen. 

3. Zahlreiche Privatklagen werden im Vergleichswege 
erledigt: der Privatkläger nimmt Strafantrag und Privatklage 
zurück, während der Angeklagte eine Ehrenerklärung abgibt, 
eine Buße oder andere Leiſtung verſpricht, und gegebenen— 
falls die Koſten des Privatklägers übernimmt. Da dieſen 

10 * 
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Vergleichen (unbegreiflicherweiſe) die Vollſtreckbarkeit mangelt 
(arg. 88 481 StPO., 796 ZPO.), jo iſt dem Privatkläger 
behufs Erlangung eines Vollſtreckungstitels der Zivilrechtsweg 
offen zu halten. Die Praxis verfährt demgemäß. 

4. Zuweilen unterbleibt die Privatklage, weil der Be⸗ 
ſchuldigte den Verletzten ſchon zuvor klaglos ſtellt und dieſer 
daher von der Strafverfolgung Umgang nimmt. Es fragt ſich, 
wie es in dieſem Fall wegen der ſchon erwachſenen Koſten des 
Verletzten zu halten ſei. Ein Fall dieſer Art wurde am 
26. September 1912 vom LG. Leipzig (3 Dg. 123/12) in 
der Berufungsinſtanz entſchieden. Der Bellagte hatte ſich einer 
beleidigenden Außerung gegenüber dem Kläger ſchuldig gemacht. 
Der Kläger wandte ſich an einen Anwalt, und dieſer ſchrieb 
dem Beklagten, ſein Mandant erwarte, daß die Außerung 
binnen gemeſſener Friſt unter dem Ausdruck des Bedauerns 
ſchriftlich zurückgenommen werde, anſonſt Privatklage erhoben 
würde. Der Beklagte kam dieſer Aufforderung ſofort nach. 
Die Koſtenrechnung des Anwalts betrug 7,50 /. Dieſen 
Betrag verlangte der Kläger vom Beklagten erſetzt. Der Be⸗ 
klagte erwiderte, der Kläger habe die fraglichen Unkoſten nur 
im Privatllageverfahren geltend machen können; auch in dieſem 
Verfahren aber würde er ſie wahrſcheinlich nicht zugeſprochen 
erhalten haben, da er ſich einer Gegenbeleidigung ſchuldig ge⸗ 
macht habe und daher auf Widerklage gleichfalls verurteilt 
worden ſein würde. Dieſen Einwendungen Gehör gebend, wies 
der Amtsrichter die Klage ab. Das LG. hob auf und ver⸗ 
urteilte. In den Gründen wurde ausgeführt: 

„Welcher Art die dem Beklagten zur Laſt gelegte Außerung 
und ob ſie beleidigender Natur war, braucht nicht unterſucht 
zu werden, da der Beklagte den beleidigenden Charakter jener 
Außerung zugeſteht. Demzufolge iſt er verpflichtet, den durch 
jene Außerung dem Kläger verurſachten Vermögensſchaden zu 
erſetzen (S 823 Abſ. 2 BGB. verbunden 8 185, eventuell 186, 
187 StGB.). Nun kann es zunächſt nicht zweifelhaft ſein, daß 
die vorwürfigen Anwaltskoſten dem Kläger nicht erwachſen ſein 
würden, wenn die Beleidigung nicht erfolgt wäre, und daß 
demzufolge zwiſchen dieſer Beleidigung und jenen Aufwendungen 
zunächſt ein tatſächlicher Zuſammenhang ohne weiteres beſteht. 
Das Berufungsgericht trägt aber kein Bedenken, auch im Rechts⸗ 
ſinn einen Kauſalzuſammenhang als vorhanden anzuſehen. 
Allerdings beruhte die Entſchließung, die Vertretung ſeiner 
verletzten Intereſſen einem Anwalt zu übertragen, auf einer 
Willensentſchließung des Klägers ſelbſt. Aber dadurch allein 
iſt der urſächliche Zuſammenhang der hierdurch erwachſenen 
Aufwendungen mit der vom Beklagten begangenen Beleidigung 
ſo lange nicht unterbrochen, als das Verhalten des Klägers ein 
der Sachlage angemeſſenes war und mithin der Beklagte ſich 
dieſes Verhaltens als einer Folge ſeiner rechtswidrigen Handlung 
ohne weiteres verſehen mußte. Dies aber iſt hier der Fall. 
In den beſſeren Ständen nämlich, denen der Kläger offenbar 
angehört, iſt es in derartigen Fällen durchaus üblich, von 
vornherein einen Anwalt ins Benehmen zu ziehen; und auch 
der Beklagte konnte und mußte hiermit rechnen. Das Gericht ſteht 
demnach nicht an, unter den vorliegend obwaltenden Um: 
ſtänden das Erſatzverlangen des Klägers für begründet zu erachten. 

Da der Kläger nach Eingang einer genligenden Ent⸗ 
ſchuldigung des Beklagten von einer Privatllage mit Fug Ab: 
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ſtand genommen hat, ſo konnte eine Geltendmachung der jetzt 
eingeklagten Anwaltskoſten im Privatklageverfahren überhaupt 
nicht in Frage kommen. Es erübrigt ſich daher, die Frage 
aufzuwerfen, ob etwa ſelbſt dann, wenn Privatklage erhoben 
und der Beklagte verurteilt worden wäre, für die jetzt ein⸗ 
geklagten Koſten im Bedarfsfalle der Zivilrechtsweg offen 
geblieben wäre.“) Ebenſo iſt es gegenwärtig durchaus gleich⸗ 
gültig, wie die Koſtenentſcheidung in jenem Privatklageverfahren 
ausgefallen ſein würde, wenn der Beklagte in jenem Verfahren 
Widerklage erhoben und dieſe zur Verurteilung des Klägers 
geführt haben würde. Wenn nämlich der Kläger den Beklagten 
wieder beleidigt haben ſollte, ſo würde dies bei der gegen— 
wärtigen Geſtaltung des Falles den Beklagten nur dazu be⸗ 
rechtigen können, den ihm durch dieſe Beleidigung erwachſenen 
Schaden widerklageweiſe“) geltend zu machen. Eine ſolche 
Widerklage aber iſt nicht erhoben ....“ 
Dieſer Entſcheidung iſt durchweg beizutreten. 


Zum Kunſtſchutzrecht des Architekten. 
Von Referendar Dr. Bruno Altenberg, Berlin. 


Vor einiger Zeit beſchäftigte die Gerichte ein Rechtsſtreit, 
deſſen Gegenſtand die Frage des Schutzrechtes der freien Künſte 
bildete. Es handelte ſich um einen Fall, wonach die Eigen- 
tümerin eines Hauſes in Berlin ein Freskogemälde in dem 
Treppenflur des Gebäudes, welches nackte weibliche Figuren 
darſtellte, derart hatte übermalen laſſen, daß die Geſtalten — 
Sirenen — nunmehr bekleidet erſchienen. Der Maler des ur⸗ 
ſprünglichen Bildes, der dieſe Anderung als Eingriff in ſeine 
künſtleriſche Ehre empfand, hatte gegen den Eigentümer des 
Hauſes auf Beſeitigung der Übermalung geklagt und in zweiter 
Inſtanz, vor dem KG., ein obſiegendes Urteil!) erſtritten. 
Dieſes Urteil wurde darauf vom RG.) beftätigt. 

Beide Urteile ſind Gegenſtand einer lebhaften Diskuſſion 
geweſen. Gegen das Urteil des KG. wurden von Rechtsanwalt 
Dr. Eycks) Bedenken geltend gemacht, während Rechtsanwalt 
Dr. Rothe“) das Urteil verteidigt hat. Das Urteil des RG., 
welches ausſchließlich Zuſtimmung gefunden hat, iſt einer 
Beſprechung unterzogen worden von Profeſſor Dr. Kohler?) und 
Profeſſor Dr. Adlers). Bei ihren Beſprechungen über die 
— in jeder Hinſicht intereſſanten — Urteile haben ſämtliche 
Schriftſteller, insbeſondere Eyck und Rothe, um für ihre Be⸗ 
trachtungen eine Parallele zu finden, neben der Malerei kurz 
das Gebiet der Baukunſt berührt und hier nebenbei die Frage 


) Dieſe Frage wurde oben unter 1 verneint. 
7) Aufrechnung? 8 393 BGB. 

1) Das Urteil des KG. (Urteil vom 11. Oktober 1911, 
XU. 3754/11) iſt abgedruckt in der Zeitſchrift „Gewerblicher Rechts⸗ 
ſchutz und Urheberrecht“ 1912 Nr. 3 S. 112, ferner in der „Neu⸗ 
deutſchen Bauzeitung“ 1911 Heft 47 S. 644. 

2) Das Urteil des RG. (Urteil vom 8. Juni 1912 I 382/11) 
iſt abgedruckt in RG. 79, 397; JW. 12, 867; DIZ. 1912, 921f. 

3) Im „Kunſtherold“ vom 30. November 1911. 

4) In „der Werkſtatt der Kunſt“ vom 19. Februar 1912. 

5) Im roten „Tag“ vom 21. Juli 1912 Nr. 169. 

6) In „Recht und Wirtſchaft“ 1912 Nr. 14 S. 452 — 456. 
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aufgeworfen, inwieweit auch für den Architekten ein ähnliches 
Schutzrecht wie Kc. und RG. es dem Maler zugebilligt haben, 
anzunehmen ſei. 

Daß gewiſſe erhebliche Unterſchiede in der Rechtsſchutzfrage 
des Malers einerſeits und des Architekten andererſeits beſtehen 
müſſen, geht aus der Weſensverſchiedenheit beider Künſte, ins⸗ 
beſondere ihrer Stellung zum alltäglichen Leben, ohne weiteres 
hervor. Die Bankunſt kann künſtleriſchen und praktiſchen 
Zwecken dienen, und das Verhältnis zwiſchen beiden Zwecken 
dürfte der ſpringende Punkt ſein, auf den es bei der Frage 
des Kunſtſchutzrechtes des Architekten ankommt; denn auf dieſe 
Unterſcheidung weiſt das geltende Recht hin. 

Nach 8 2 des Kunſtſchutzgeſetzes vom 9. Januar 1907 
werden die Bauwerke, welche Neuſchöpfungen darſtellen“), 
inſoweit geſchützt, als ſie künſtleriſchen Zwecken dienen. Bau⸗ 
werke, die lediglich Gebrauchszwecken dienen und auf künſtleriſche 
Ausgeſtaltung offenſichtlich verzichten, verdienen und erhalten 
keinen geſetzlichen Schutz, und der Erbauer eines ſolchen Ge— 
bäudes wird ſich nicht dagegen wehren können, daß der Bau⸗ 
herr das vom Architekten geſchaffene Gebäude nach Belieben 
ändert, ſei es an der Faſſade, ſei es im Innern. Ein Kunſt⸗ 
ſchutzrecht des Architekten beſteht hier nicht. 

Handelt es ſich hingegen um ſolche architektoniſchen 
Neufchöpfungen, welche nur künſtleriſchen Zwecken dienen, 
z. B. eine Wandelhalle, einen Pavillon, eine Säule, einen 
Glockenturm, den Umbau eines Denkmals, um Bauwerke, 
welche an einer Stelle aufgeführt ſind, die mit dem Verkehr 
nicht in Berührung ſteht, dann braucht ſich meines Erachtens 
der Architekt eine Anderung ſeines Bauwerks durch den Bau⸗ 
herrn oder deſſen Rechtsnachfolger, durch die ſein Schöpfungs⸗ 
gedanke verdunkelt, entſtellt oder völlig vernichtet wird, nicht 
gefallen zu laſſen. Eine ausdrückliche geſetzliche Beſtimmung 
J dieſer Frage exiſtiert nicht. Aber die Tendenz des geltenden 
1 läßt die Folgerung auf ein Kunſtſchutzrecht zu, das dem 
Architekten als Künſtler auch nach der Übertragung des Eigen- 
tums an feinen Werken zuſteht. Das Recht des Baukünſtlers 
Hu ein Anſpruch auf allgemeine Anerkennung feines Perſönlich⸗ 
AN Schutz ſeiner Schöpfungsidee gegenüber der 
0 gemeinheit. Dieſer Gedanke findet ſichs) in den 88 12, 13, 

5 ff., 18 Abſ. 3, 19 Abſ. 2, 21 des Kunſtſchutzgeſetzes und 
Su wohl auch in 5 823 Abſ. 1 BGB. Daß unter dem 
den genannten „Jonftigen Recht“ auch das Kunſtſchutzrecht zu 
de 950 it, iſt unſtreitig. Es iſt aber auch anzunehmen, daß 
be bac eines Bauwerks widerrechtlich handelt, wenn 
maß = unſtwerk des Architekten ohne Not verändert, da ge⸗ 
Vert em zwiſchen Bauherrn und Baumeiſter geſchloſſenen 

e auch ohne ausdrückliche Vereinbarung anzunehmen iſt, 
Re 115 en und Glauben der Bauherr verpflichtet fein 
1 dest ER edanken, den der Baukünſtler in ſein Werk hinein⸗ 
= e außen 5 in der von ihm gewählten Eigenart 
gases beſagt daß PL mene 8 85 e 

erke, Se e „ 5 la ſung es Eigentums an einem 
der Rechte d ein anderes vereinbart iſt, die Übertragung 

— es Urhebers nicht in ſich ſchließt“, und in 8 12 

7 

nee 


heißt es: Im Falle der Übertragung des Urheberrechts hat der 
Erwerber, ſoweit nicht ein anderes vereinbart iſt, nicht das 
Recht, .. . an dem Werke ſelbſt Anderungen vorzunehmen, 
abgeſehen von Anderungen, für die der Berechtigte ſeine Ein⸗ 
willigung nach Treu und Glauben nicht verſagen kann. Hat 
alſo ſchon hiernach grundſätzlich nicht einmal der Erwerber des 
Autorrechtes das Recht zur Anderung des Bauwerks, ſo wird 
man noch weniger dem Beſteller und Bauherrn, der ja grund⸗ 
ſätzlich noch nicht einmal das Urheberrecht erwirbt, die Befugnis 
zu einer Anderung des Gebäudes einräumen dürfen, abgeſehen 
von dem Falle, daß die Zuſtimmung zur Anderung nach Treu 
und Glauben nicht verſagt werden kann, alſo z. B., wenn die 
Verkehrsrückſichten die Anderung erheiſchen.“) 

Ebenſo könnte man 10) den Schutz des Perſönlichkeitsrechtes 
des Künſtlers aus 8 21 des Geſetzes herleiten, wonach in allen 
Fällen, in denen eine Vervielfältigung des Kunſtwerks kraft 
Geſetzes zuläſſig iſt, dieſe nicht unter einer Anderung des Werkes 
ftattfinden darf. Darf aber ſchon bei einer Wiedergabe eines 
Werkes keine Anderung an dem Werke ſelbſt vorgenommen 
werden, um wieviel mehr muß dann eine Anderung des Originals 
ſelbſt ohne Zuſtimmung des Künſtlers unzuläſſig erſcheinen! 
Hinzu kommt noch, daß, wie die Motive zu 8 12 des Geſetzes 
hervorheben, dieſe Beſtimmungen den Zweck verfolgen, „das 
Werk gegen Veränderungen, Entſtellungen und ähnliche, unter 
Umſtänden den Ruf des Künſtlers gefährdende Maßnahmen 
ſicherzuſtellen“. 1) 12) 

Nach dem Geſagten dürfte die Tendenz des Geſetzes, dem 
bildenden Künſtler, hier dem Baukünſtler, ein möglichſt um: 
faſſendes Kunſtſchutzrecht zu gewähren, klar ſein, und es iſt 
deshalb wohl nicht zweifelhaft, daß der Bauherr oder ſein 
Rechtsnachfolger, welcher das Werk des Architekten, ſoweit 
dieſes eine Neuſchöpfung darſtellt und rein künſtleriſche Zwecke 
verfolgt, willkürlich ändert, im Sinne des 8 823 BGB. „wider⸗ 
rechtlich“ handelt. Dabei kann es auch keinen Unterſchied machen, 
ob das veränderte Kunſtwerk der Offentlichkeit oder wenigſtens 
einem größeren Kreiſe von Perſonen zugänglich iſt oder aber 
nur dem Eigentümer und ſeinem engſten Familienkreiſe.““) 
Dieſe Frage wird ja eher bei Gemälden praktiſch werden, iſt 
aber auch für Bauwerke von Intereſſe, z. B. wenn es ſich um 
die Anderung eines Pavillons handelt, der ſich in einem ab⸗ 
geſchloſſenem Privatparke befindet und nur von ſeinem Eigen⸗ 
tümer und deſſen Familie, nicht aber von der Offentlichkeit 
geſehen werden kann. Es hieße das Weſen des Perſönlichkeits⸗ 
rechtes verkennen, wenn man wie Adler“) in dieſem Falle dem 
Eigentümer die Befugnis zur Anderung des Bauwerks zugeſtehen 
will, da, wenn der Eigentümer allein oder nur ſeine nächſte 
Familie die Anderung des Bauwerks ſehe, darin noch keine 
Verletzung des künſtleriſchen Rufs und der künſtleriſchen 
Perſönlichkeit geſehen werden könne. Dieſer Auffaſſung iſt 


9) Ahnlich RG. a. a. O. q 

10) Vgl. die Ausführungen von Adler a. a O. S. 454. 

11) Mot. zu 8 12, Gewerblicher Rechtsſchutz und Urheberrecht 1906 
S. 20. 
12) Pgl. Adler a. a. O. S. 454. 

13) Übereinſtimmend Kc. a. a. O. und Kohler a. a. O. Ab⸗ 
weichend Adler a. a. O. S. 455. 

14) g. a. O. S. 456. 
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nicht beizutreten. Abgeſehen davon, daß, wenn auch zurzeit 
der Eigentümer allein die Anderung wahrnehmen mag, doch 
immer noch die Möglichkeit beſteht, daß ſpäter, z. B. nach dem 
Tode des Eigentümers, die Offentlichkeit von der Anderung 
des Werkes erfährt, und dann das Recht des Architekten 
zweifellos verletzt iſt, bedeutet meines Erachtens jede nicht 
durch beſondere Umſtände gerechtfertigte Anderung des Wertes 
einen unzuläſſigen Eingriff in das Perſönlichkeitsrecht des 
Künſtlers. Es kommt nicht darauf an, daß dieſe Anderung 
jemand ſieht, ſondern darauf, daß dieſe Anderung überhaupt 
stattgefunden hat. Sobald das Werk nicht mehr ſein altes 
Ausſehen zeigt, kann der Erſchaffer auch nicht mehr das Werk 
betrachten mit dem Bewußtſein, dieſes Gebäude entſpringe 
ſeinem Gedanken, ſei ſein Werk, ſondern er muß zugeben, 
daß eine fremde Hand daran etwas geändert hat. Sein 
Schöpfungsgedanke iſt verletzt, und damit iſt auch ſein Kunſt⸗ 
recht an ſeinem Werke verletzt; wer und wie viele Perſonen die 
Anderung wahrnehmen konnen, iſt dabei unerheblich. !“) Dazu 
kommt auch, daß, wenn das Geſetz von „Anderungen“ ſpricht 
(88 12, 21), dabei mit keinem Worte davon die Rede iſt, daß 
dieſe Anderungen für die Offentlichkeit oder wenigſtens einen 
größeren Kreis von Perſonen augenfällig in die Erſcheinung 
treten müſſen. Im Geſetze findet alſo die Anſicht Adlers 
leinen Boden. 

Andererſeits wird man aber den Begriff der Wider⸗ 
rechtlichkeit nicht auch ſo weit ausdehnen dürfen, daß man dem 
Bauherrn das Recht abſpricht, das Werk des Baukünſtlers 
vollſtändig zu vernichten be) und den Bau niederzureißen; denn 
das kann und wird den Ruf des Künſtlers nicht beeinträchtigen. 
Auch iſt das Schutzrecht des Künſtlers, wie die Beſtimmungen 
des Kunſtſchutzgeſetzes ergeben, rein negativer Natur; ein An⸗ 
ſpruch auf Anerkennung ſeines Werks, insbeſondere darauf, daß 
dieſes allgemein zugänglich gemacht werde, ſteht ihm nicht zu.!“ 
Eine Anderung des Gebäudes hingegen, ob Verbeſſerung, !“) ob 
Verſchlechterung, läßt das Werk in einem anderen Lichte er⸗ 
ſcheinen, verletzt das Kunſtſchutzrecht des Erſchaffers und bedeutet 
daher einen unzuläſſigen Eingriff in ſeine künſtleriſche Ehre; ſie 
iſt daher unzuläſſig. 

Schwieriger und eigenartiger liegt der Fall, wenn das 
aufgeführte Bauwerk teils künſtleriſchen, teils praktiſchen 
Zwecken zu dienen beſtimmt iſt, z. B. ein Wohnhaus oder 
öffentliches Gebäude, bei denen die Faſſade oder das Innenhaus 
künſtleriſch ausgeſtaltet iſt, und wobei die künſtleriſchen Gedanken 
originell find, jo daß an dem Bauwerk ein Autorrecht beſtehen 
kann, etwa unter den modernen Bauten in Berlin das 
Reichstagsgebäude, das Warenhaus von A. Wertheim in der 
Leipziger Straße, der Anhalter Bahnhof. 

Bei ſolchen Bauten iſt die Frage, ob und inwieweit der 
Beſteller oder ſeine Rechtsnachfolger zu Anderungen am Bau⸗ 
werk berechtigt ſind, ſchwierig zu löſen. Das Recht des Eigen⸗ 
tümers, das Bauwerk ganz niederzureißen, iſt aus den genannten 


15) Vgl. KG. und Kohler a. a. O. 

16) Vgl. KG. und RG. a. a. O. 

17) Vgl. Adler a. a. O. S. 454. 

18) Näheres über die Frage der „Verbeſſerung“ bei Adler 
en e e e 


M 2. 1913. 


Gründen nicht zu beitreten. Inwieweit indeſſen Anderungen 
am Gebäude zuläſſig find, dürfte ſich einmal danach richten, 
welchen praktiſchen, und zweitens, welchen künſtleriſchen Zwecken 
das Bauwerk dient. Es handelt ſich um die Frage der Kolliſion 
der künſtleriſchen Intereſſen und der Verkehrsintereſſen. Maß 
gebend ſind meines Erachtens die jeweils überwiegenden 
Intereſſen. 8) 

Verfolgt das im Einzelfalle in Frage kommende Gebäude, 
z. B. ein Wohnhaus, im allgemeinen Gebrauchszwecke, hat es 
aber eine künſtleriſche Ausgeſtaltung, die ein Autorrecht des 
Architekten gewährleiſtet, dann kommt es bei der Frage, ob ſich 
der Baumeiſter eine Anderung des Gebäudes durch den Eigen 
tümer gefallen laſſen muß, ſtets auf die Tatumſtände an. Iſt 
der Kunſtwert des Hauſes verhältnismäßig unbedeutend gegen 
über dem Verkehrsintereſſe, welches dringend einen Umbau des 
Gebäudes fordert, dann wird ſich der Architekt dieſen Umbau 
gefallen laſſen müſſen, kann allerdings fordern, daß ſeine 
Schöpfung nach Möglichkeit geſchont wird, da eine ſinnloſe 
Zerſtörung Treu und Glauben widerſpräche. Beſitzt dagegen 
ein Gebäude einen hohen Kunſtwert, und iſt ſein Umbau nicht 
durchaus nötig, vielleicht nur im Verkehrsintereſſe erwünſcht, 
oder will etwa der Eigentümer in dieſem Falle ohne triftigen 
Grund die Anderung vornehmen, dann ſteht dem Architekten meines 
Erachtens das Recht zu, die Unterlaſſung dieſer Anderung zu bean 
ſpruchen. Iſt dagegen offenſichtlich der künſtleriſche Wert des 
Gebäudes ebenſo bedeutend wie das Verkehrsintereſſe, welches 
eine Umänderung des Gebäudes fordert, dann wird es zur 
Abwägung der widerſtreitenden Intereſſen einer ſehr eingehenden 
Prüfung bedürfen; denn es kommt darauf an, daß die 
Allgemeinheit an der Erhaltung des Kunſtwerts ein ſo großes 
Intereſſe hat oder haben kann, daß kein praktiſches Intereſſe 
der Welt möglicherweiſe imſtande ift, dieſes künſtleriſche Intereſſe 
aus dem Felde zu ſchlagen. Daß in dieſen Fällen die Ent⸗ 
ſcheidung im Einzelfalle ſehr ſchwierig iſt, iſt klar, und um jo 
ſchwerer wird im gegebenen Falle das Gericht zu einer Ent- 
ſcheidung kommen können, je bedeutender einerſeits das Kunſt 
werk und mithin auch das Kunſtſchutzrecht des Architekten, und 
je gewichtiger andererſeits die widerſtrebenden praktiſchen Inter⸗ 
eſſen find. Das praktiſchſte im Einzelfalle dürfte es dann für 
den Eigentümer ſein, wenn er das Gebäude nicht umbaut, 
ſondern niederreißt und neu aufbaut, ſoweit er nicht etwa durch 
beſondere Vorſchriften, wie z. B. in Nürnberg, daran gehindert 
iſt, ſein Haus, das einen Kunſtwert hat, nach Belieben ab 
zureißen. 

Die hierbei auch auftauchende Frage, inwieweit der Eigen 
tümer berechtigt iſt, das Bauwerk umzuändern, wenn anderen— 


10) Ahnlich Adler a. a. O. S. 456, ferner Damme in DIE: 
1910 S. 1201, der jedoch ſchon eine „nützliche“ Anderung des Bau⸗ 
werks ohne Rückſicht auf ein künſtleriſches Fresko geſtatten will und 
bei der Anderung nur „Rückſicht und Pietät“ gegenüber dem Künſtler 
fordert. Abweichend Kohler a. a. O., der ohne Rückſicht auf den 
künſtleriſchen Charakter gemäß den Intereſſen des Lebensgebrauches 
die beliebige Anderung von Bauwerken für zuläffig erklärt. Warum 
ſollen aber nicht die künſtleriſchen Werte eines Hauſes unter Umſtänden 
bedeutender ſein können als die Verkehrsintereſſen, und warum ſoll 
man in ſolchen Fällen nicht auf die erſteren Rückſicht nehmen und 
nicht auf die letzteren? Entſpricht das nicht der Billigkeit? 
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falls Gefahren für Menſchenleben beſtänden, ift dahin zu be: 
antworten, daß in dieſem Falle die Anderungen ſtets geſtattet 
ſind; denn ſelbſt wenn das künſtleriſche Intereſſe an der Er⸗ 
haltung eines Bauwerks, z. B. eines Ornaments, das herab- 
zufallen droht, noch ſo bedeutend iſt, vermag es doch niemals 
dem Intereſſe, welches die Allgemeinheit an der Erhaltung von 
Menſchenleben hat, gleichzukommen. Im übrigen wäre in 
dieſem Falle die Anderung des Gebäudes ſchon durch Polizei⸗ 
vorſchriften bedingt. 

Für die Schlüſſe, inwieweit dem Baumeiſter das Recht 
zuzubilligen iſt, in den beſprochenen Fällen dem Eigentümer 
des Gebäudes eine Anderung zu unterſagen, eventuell, wenn 
die Anderung ſchon erfolgt iſt, die Wiederherſtellung des ur: 
ſprunglichen Zuſtandes zu verlangen, gibt es ausdrückliche 
geſetzliche Beſtimmungen nicht. Allein § 12 Abſ. 2 des Kunſt⸗ 
ſchutzgeſetzes, welcher Anderungen, zu denen der Berechtigte 
feine Einwilligung nach Freu und Glauben nicht verſagen kann, 
1 zuläſſig erklärt, ſowie die Vorſchrift des 8 157 BGB. 
führen zu den getroffenen Entſcheidungen hin. Sie geben uns 
an die Hand, die künſtleriſchen und die praktiſchen Intereſſen 
einander gegenüberzuſtellen und dann unſer Urteil gemäß den 
jeweilig überwiegenden Intereſſen zu fällen; denn nichts anderes 
fordern im Verkehre Treu und Glauben mit Rückſicht auf die 
Anſchauungen, welche die Allgemeinheit über das künſtleriſche 
Wirken des Architekten hat, als daß in jedem einzelnen 
Konfliktsfalle die ſich widerſtrebenden Intereſſen genau ab⸗ 
gewogen werden und derjenige ſiegt, deſſen Intereſſen im 
Einzelfalle den größeren Schutz verdienen. Daß aber bei aller 
Hochachtung vor dem modernen Verkehr auch die künſtleriſchen 
Intereſſen ſo hoch einzuſchätzen ſind, daß ihnen gegenüber den 
rein praktiſchen Intereſſen des Verkehrs der gebührende Rechts⸗ 
ou verliehen werden muß, dürfte nach der heute herrſchenden 
Auffaſſung einem Zweifel nicht unterliegen. 


Umwandlung einer Aktiengeſellſchaft in eine Geſell⸗ 
ſchaft m. b. H. und Reichswertzuwachsſtener. 
Von Rechtsanwalt Dr. Berger, Hamburg. 

Wenn eine Aktiengeſellſchaft ſich in eine Geſellſchaft m. b. H. 
verwandelt, ſo geht der erſteren Vermögen auf einen neuen 
Eigentümer über. Die Grundſtücke der Aktiengeſellſchaft wechſeln 
alſo auch die Eigentumsherrſchaft. Im Grundbuche werden fie 
= einen neuen Namen, den der Geſellſchaft m. b. H. geſchrieben. 
i ie neue Geſellſchaft erwirbt ſie auch nicht umſonſt, vielmehr 
gegen irgendein Entgelt und ſicherlich von irgendeinem Ver⸗ 
äußerer. 
en die nölige Werterhöhung gegen den vormaligen 
Kein preis ſich vechneriſch herausſtellt, werfen alſo dem An⸗ 
Bela die Grundſtücke der ehemaligen Aktiengeſellſchaſt eine 

5 e e ab. Erſcheint das nicht auch billig, wo 
5 eg Leben tretende Geſellſchaft m. b. H. ihren Bedarf 
A ee eigentum nur durch einen Vorgang erwerben kann, 
bee gr befreienden Ausnahmen beiſeite gelaſſen, bei 

Mae = Wertzuwachs die gleichnamige Steuer laſtet? 
emen g ſie das Grundeigentum käuflich erwerben oder durch 

eſellſchafter in ſich einbringen laſſen, die den Veräußerer 


treffende Steuer trifft direkt oder indirekt immer ſie ſelbſt mit. 
Da das Reichsgeſetz ſtets nur in Verbindung mit einer Rechts⸗ 
änderung die Steuerpflicht entſtehen läßt, eine ſolche aber in 
der Form eines Eigentumsüberganges hier ſtattgefunden haben 
muß, ſo ſcheint der Annahme eines ſteuerpflichtigen Vorganges 
nichts im Wege zu ſtehen. 

Wer iſt der Veräußerer? der alte Eigentümer, die Aktien⸗ 
geſellſchaft? Das wäre das natürlichſte, denn die Übertragung 
des Eigentums kann doch nur vom Eigentümer loder ſeinem 
geſetzlichen oder erkorenen Vertreter) ausgehen. Geſetzt, es ver⸗ 
hielte ſich ſo, dann dürfte doch keine Wertzuwachsſteuer zur 
Hebung kommen, weil der ganze Aufbau, den das Reichsgeſetz 
für dieſe Steuer errichtet hat, das verbietet. Der Wertzuwachs 
liegt im Veräußerungspreiſe enthalten und fließt dem Ver⸗ 
äußerer zu, der iſt darum auch alleiniger Steuerſchuldner (Er: 
werber und andere Beteiligte haften nur nebenbei). Ein Ent⸗ 
gelt für die Grundſtücksübereignungen wäre ja allenfalls darin 
zu erblicken, daß die neue Geſellſchaft m. b. H. den Empfang 
des Vermögens mit Gewährung der Geſellſchaftsanteile und 
Abfindung der abſpringenden Aktionäre ausgleicht. Aber die 
Akliengeſellſchaft erhält dies Entgelt gar nicht mehr, denn fie 
hat ſich bereits aufgelöſt, wenn ihre Nachfolgerin eine ſolche 
Leiſtung macht. Mit dem Auflöſungsbeſchluß (bedeutet er eine 
Statutenänderung, mit ſeiner Eintragung) löſt ſich die alte 
Geſellſchaft auf. In dieſem Zeitpunkte kann die neue Geſell⸗ 
ſchaft noch gar nicht geboren ſein, weil mindeſtens ihre Ein⸗ 
tragung im Handelsregiſter noch ausſteht (S 11 GmbHG). 
Bei Lebzeiten hat jene alſo nicht mehr veräußert, kann alſo 
auch den Wertzuwachs nicht mehr empfangen haben. Das eben 
genannte Geſetz ſieht gleichfalls die Auflöſung der Aktiengeſell⸗ 
ſchaft als das zeitlich frühere und die Begründung der Geſell⸗ 
ſchaft m. b. H. als das zeitlich ſpätere Moment an, wie der 
Wortlaut im fünften Abſatze des 8 80 und im 8 81 zeigt. 
Das Leben der Aktiengeſellſchaft künſtlich bis dahin verlängern, 
wo von Rechts wegen die nachfolgende Geſellſchaft das ganze 
Vermögen erwirbt, nämlich mit ihrer Eintragung im Handels— 
regiſter (§ 81 a. a. O), hieße die Sache nicht verbeſſern: die 
frühere Geſellſchaft nähme die Gegenleiſtung, nämlich die 
Schaffung wirklicher Anteile an einer Geſellſchaft m. b. H. und 
der Verpflichtung, etwa abſpringende Aktionäre abzufinden, in 
dem Augenblicke ihres eigenen endgültigen Unterganges entgegen. 
Um darzutun, daß ihr der Wertzuwachs überhaupt noch zum 
Nutzen gereichte, müßte man ſchon zu der überflüſſigen und 
künſtlichen Konſtruktion greifen, daß die Aktiengeſellſchaft jene 
Gegenleiſtungen gerade noch in Empfang nimmt, um damit ihre 
Gläubiger, nämlich die Aktionäre im Falle einer Liquidation, 
die nun ja ihre bisherigen Anteilsrechte einbüßen ſollen, zu 
befriedigen. Dieſer Umweg braucht ſchon deshalb nicht begangen 
zu werden, weil eine Liquidation ja gerade nach beſonderer 
Geſetzesvorſchrift unterbleiben kann (bj. 1 im § 80 a. a. O.). 

Alſo die juriſtiſche Perſon der Aktiengeſellſchaft, welche 
gar nicht den Wertzuwachs empfängt und aus ihm auch keinen 
Vorteil ziehen könnte, kann nicht der ſteuerſchuldende Veräußerer 
ſein. Dann bleiben nur die Aktionäre für dieſe Rolle, und die 
herrſchende Rechtsanſchauung nimmt ja auch in dem Bilde der 
fraglichen Umwandlung den Vorgang wahr, daß die Aktionäre 
das Vermögen der Aktiengeſellſchaft gemeinſchaftlich als Einlage 


80 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


s. 


in die neue Geſellſchaft m. b. H. einbringen. Beſſer geſehen, 
fließt daher ihnen die erwähnte Gegenleiſtung, ohne Vermittlung 
der untergehenden Aktiengeſellſchaft, zu. 

Allein die Steuerbehörde vermag von ihnen ebenfalls keine 
Steuer zu heben. Die Aktionäre übertragen nicht das Eigen⸗ 
tum an den Grundſtücken — das ſtand ausſchließlich der 
juriſtiſchen Perſon der Aktiengeſellſchaft zu —, ſondern ihre 
Anteilsrechte, wie und ſoweit ſie ſich an die Aktien knüpfen. 
Die Veräußerung von Anteilen bei Aktiengeſellſchaften unter⸗ 
liegt aber unſtreitig nicht der Reichswertzuwachsſteuer. Der 
§ 3 im Geſetze hätte fie ſonſt mit Sicherheit genannt. 

So erhellt der Schluß: Bei der Umwandlung einer Aktien⸗ 
geſellſchaft in eine Geſellſchaft m. b. H. bleibt eine Reichswert⸗ 
zuwachsſteuer außer Betracht. 

Die Umwandlung pflegt in der Praxis namentlich dann 
einzutreten, wenn die Aktiengeſellſchaft von einigen wenigen 
Großaktionären beherrſcht wird, die ſich der Kontrolle des 
Aufſichtsrats, der Veröffentlichung von Bilanz und Gewinn⸗ 
und Verluſtrechnung ſowie der Gebundenheit an den Reſerve⸗ 
fonds entziehen wollen. Ihr Vorkommen iſt demnach nicht 
allzu ſelten. Dem fiskaliſchen Intereſſe geſchieht indes kein 
Eintrag. Sind nämlich die Grundſtücke noch unter der Herr⸗ 
ſchaft der Aktiengeſellſchaft im Werte geſtiegen, ſo wird dieſe 
Steigerung mit in die Berechnung gezogen, wenn künftig die 
neue Geſellſchaft m. b. H. an die Veräußerung der über⸗ 
kommenen Grundſtücke herangeht. Wäre die Umwandlung an 
fich ein ſteuerpflichtiger Vorgang, bei dem z. B. nur deshalb keine 
Steuer zur Hebung kommt, weil etwa infolge der Anrechnungen 
kein Zuwachs feſtzuſtellen iſt oder weil die Aktiengeſellſchaft nach 
§ 30 Ziff. 4 überhaupt Steuerfreiheit genießt, fo müßte für die 
künftige Veräußerung als früherer Erwerbspreis derjenige Wert 
zugrunde gelegt werden, zu dem bei der Umwandlung die 
Geſellſchaft m. b. H. die Grundſtücke übernimmt, folglich alſo die 
Wertentwicklung noch unter der Aktiengeſellſchaft unbeachtet 
bleiben, der Steuer alſo verlorengehen. Die Umwandlung 
enthält aber, wie gezeigt, keinen ſteuerpflichtigen Umſatz, da der 
ſteuerſchuldende Veräußerer fehlt. Daher muß bei der künftigen 
Veräußerung durch vie Geſellſchaft m. b. H. auf den Preis 
zurückgegriffen werden, zu welchem derzeit die Aktiengeſellſchaft 
die Grundſtücke erwarb, alſo wird der Zeitraum noch unter 
dieſer letztgenannten Geſellſchaftsform miterfaßt. Dieſer Vorteil 
entgeht der Steuerbehörde einzig dann, wenn ſpäter unter der 
Herrſchaft der neuen Geſellſchaft die Grundſtücke gegen ihren 
ehemaligen Erwerbspreis an Wert einbüßen, oder genauer in 
dem Maße, wie ſich ihr Wert gegen ihren Anſatz in der Um⸗ 
wandlungsbilanz der Aktiengeſellſchaft (8 80 a. a. O.) verringert. 
Doch gehört ein derartiges Sinken zu den Seltenheiten, denn 
noch immer bewegen ſich die Werte des Grund und Bodens in 
unſern Groß: und Mittelſtädten durchweg in aufſteigender Linie. 

Trotz des gewonnenen Ergebniſſes werden die Zuwachs⸗ 
ſteuerämter nach Erhalt der Anzeigen vom Handelsregiſter und 
Grundbuchamt ſich verſucht fühlen, eine Steuerveranlagung 
vorzunehmen. 

Läuft die Umwandlung in entgegengeſetzter Richtung, alfo 
von der Geſellſchaft m. b. H. zur Aktiengeſellſchaft, ſo gilt das 
Geſagte ebenfalls. Wird jedoch dieſe Transaktion z. B. in der 
Weiſe vollzogen, daß die Mitglieder der Geſellſchaft m. b. H. 


ſämtlich ihre Anteile in die neu zu gründende Alktiengeſellſchaft 
einbringen und dieſe dann als Inhaberin der Anteile die Auf⸗ 
löſung der Geſellſchaft m. b. H. und die Übertragung von deren 
Vermögen auf ſich ſelbſt beſchließt, ſo kann eine Reichswert⸗ 
zuwachsſteuer auf die Einbringung der Anteile (ſoweit ſie dem 
Geſellſchaftsgrundvermögen entſprechen) erhoben werden unter 
der Vorausſetzung, daß die Geſellſchaft m. b. H. entweder 
Grundſtücksverwertung betreibt oder zum Zwecke der Steuer⸗ 
erſparnis gegründet iſt. Die Aktiengeſellſchaft wird es dafür 
dann leicht einrichten können, daß der eigentliche (infolge des 
Auflöſungsbeſchluſſes eintretende) Übergang des geſellſchaftlichen 
Grundvermögens als unentgeltlicher erſcheint und damit an der 
Reichswertzuwachsſteuer vorbeigleitet. 


Das Vorrecht der Hypothekengläubiger und Vermieter 
bei der Pfändung von Leihvertragsgegenſtänden. 
Von Rechtsanwalt Blach, Bergen auf Rügen. 


Die vielumſtrittene Frage der Leihmöbelpfändung ſoll einer 
neuen grundſätzlichen Erörterung nicht unterzogen werden.!) 
Die herrſchende Meinung geht dahin, daß der Anſpruch auf 
Übertragung des Eigentums gepfändet werden könne, und daß 
in analoger Anwendung des § 847 3PO. anzuordnen tft, daß 
nach Zahlung des Reſtkaufgeldes der unter Eigentumsvorbehalt 
gekaufte Gegenſtand durch einen von dem Gläubiger zu beauf⸗ 
tragenden Gerichtsvollzieher wegzunehmen ſei. Laſtet nun das 
Vorrecht der Hypothekengläubiger, der Entfernung von Zubehör⸗ 
ſtücken widerſprechen zu dürfen, oder das Pfandrecht des Ver⸗ 
mieters auf den betreffenden Leihmöbeln, ſo läuft der Gläubiger, 
der den Anſpruch auf Eigentumsübertragung für ſich hat pfänden 
und überweiſen laſſen, Gefahr, das Reſtkaufgeld zu verlieren, 
das in der Regel von ihm gezahlt ſein dürfte. Denn in dem 
Augenblick der Zahlung des Reſtes geht das Eigentum auf den 
Grundſtückseigentümer oder Mieter über. Da der Eigentums⸗ 
erwerb nur durch die Zahlung aufſchiebend bedingt iſt, kann 
dieſe Tatſache in keiner Weiſe verhindert werden. Erſt nach der 
Zahlung ſoll aber der Gerichtsvollzieher das Recht haben, die 
Sache fortzunehmen. In dieſem Augenblick könnte bereits der 
Hypothekengläubiger nach 88 865, 766 oder 771 3PPO. der 
Pfändung widerſprechen, der Vermieter nach § 805 ZPO. 
bevorrechtigte Befriedigung aus dem Erlöfe verlangen. 

Es kann Frommherzꝛ) nicht zugegeben werden, daß das 
Pfandrecht des das Reſtkaufgeld bezahlenden Gläubigers dem 
geſetzlichen Pfandrecht des Vermieters oder dem Vorrecht der 
Hypothekengläubiger vorgehe, weil der Pfändungsgläubiger von 
feinem Recht, durch die Reſtzahlung den Eigentumsübergang 
herbeizuführen, nur zu ſeiner eigenen Befriedigung Gebrauch 
machen werde. Daß er dieſe Abſicht hat, iſt zweifellos. Es 
fragt ſich nur, wie er ſie durchſetzen kann. Der gewöhnlich 
vorgeſchlagene Weg, zunächſt zu bezahlen und dann durch einen 

1) Über die Literatur ſiehe Seuffert ZPO. 11. Auflage Anm. 6 
zu § 847. In der Zeitſchrift für Zivilprozeß ſind zu beachten, 
Frommherz Bd. 88 S. 49 f. und Bd. 39 S. 469 f., von Entſcheidungen 
DLG. 20, 349 f. (KG.) und RG. 60, 70. 

2) 38P. 38, 66. 


42. Jahrgang. 
— nr ͤ — 
Gerichtsvollzieher die Sache fortnehmen zu laſſen, iſt oben als 
prinzipiell nicht gangbar nachgewieſen. 

45 Praktiſch wird auch die Entſcheidung des RG., Bd. 60, 
S. 70, dieſen Schwierigkeiten nicht gerecht. Zunächſt dürfte 
es durchaus nicht unſtreitig fein, ob trotz der auch vom NG.) 
betonten Nichtwirkſamkeit der Pfändung einer fremden Sache 
doch eine Art Anwartſchaft auf das Pfändungspfandrecht ent⸗ 
ſteht. Denn bedingt iſt nicht die Entſtehung des Pfandrechts — 
was unbedenklich zuläſſig wäre —, ſondern der Erwerb des 
Eigentums durch den Schuldner. Aber auch wenn man der 
Anſicht des RG. beitritt, jo iſt dem die Reſtzahlung leiſtenden 
Gläubiger wenig geholfen. Denn er ſoll ſich nur anteilweiſe 
mit dem Vermieter in den Erlös teilen. Dabei wird auf ihn 
häufig nur ein geringer Anteil entfallen. Gegenüber dem Wider⸗ 
ſpruchsrecht des Hypothekengläubigers iſt auch das vom RG. 
feſtgeſtellte Anwartſchaftsrecht wirkungslos. 

f An den meines Erachtens richtigen und gelegentlich von 
mir praktiſch erprobten Weg ſcheint aber Frommherz zu denken, 
wenn er ſagt „zudem könnte C auch die Herausgabe der 
Sache erwirken“.“) In dieſer Formulierung iſt das unzutreffend. 
Einen Anſpruch auf Herausgabe der Sache hat der den Anz 
ſpruch pfändende Gläubiger nicht. Auch ein Mobiliarpfandrecht, 
das ja erſt mit der Zahlung entſtehen würde, gibt dem Gläubiger 
nicht das Recht, die Herausgabe der Sache zu fordern. Wohl 
aber kann der Gerichtsvollzieher angewieſen werden, 
die Sache nicht im Gewahrſam des Schuldners zu be— 
laſſen. Denn der Fall des 8 808 Abi. 2 ZPO. iſt aus recht- 
lichen Gründen gegeben. Bleiben die Sachen im Gewahrſam 
des Schuldners, ſo muß notwendig mit der Zahlung des Reſtkauf⸗ 
geldes die Vorzugſtellung des Hypotheken- und Mietzinsgläubigers 
wirkſam werden. Dadurch wird aber die Befriedigung des 
Pfändungsgläubigers auf das höchſte gefährdet. 

Der Hypothekengläubiger oder Vermieter darf der Fort⸗ 
ſchaffung nicht widerſprechen, weil die Sache zur Zeit der Fort⸗ 
ſchaffung noch nicht im Eigentum des Grundſtückseigentümers 
—.— Mieters ſteht. Der Gerichtsvollzieher muß trotz 8 865 
SPD. die Pfändung des Zubehörs vornehmen, ſobald ihm 
glaubhaft gemacht wird, daß dieſes nicht im Eigentum des 
Grundſtückseigentümers ſteht. Denn § 808 ZPO. kennt als 
Ben der Mobiliarpfändung nur den Gewahrſam des 
e Durch die Fortſchaffung verliert der Gegenſtand 
5 igenſchaft als Zubehör. Denn die Aufhebung des räum⸗ 
ichen Zuſammenhangs iſt eine dauernde und als ſolche beab⸗ 
ſichtigt. 

Es empfiehlt ſich daher 

a) zunächſt den Anſpruch gegen den Leihvertraglieferanten 
zu pfänden und ſich überweisen zu laſſen, 


J a. a. O. S. 72. 

5 a. a. O. 
Dance 29 Anſicht Frommherz Bd. 39 S. 478 gegen Bendix. 
nicht die e e im 38. Band mit der Herausgabe offenbar 
wald Hat den nahme durch Gerichtsvollzieher im Auge. AG. Greifs⸗ 
gewieſen, dag ſich weigernden Gerichtsvollzieher auf Erinnerung an⸗ 
dieſes m cht ee zu pfänden, weil nachgewieſen wurde, daß 
8 865 8857 1 Schuldner und Grundſtückseigentümer gehöre und 
ies deshalb keine Anwendung finden könne. 
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b) ſodann die Sache zu pfänden und auf Pfandkammer 
bringen zu laſſen, 
e) und erſt dann den Reſtkaufpreis zu bezahlen. 

Hält man mit mir den Standpunkt des RG. für bedenklich, 
ſo empfiehlt ſich, nach Zahlung des Reſtkaufpreiſes die Pfändung 
zu wiederholen. In der Regel wird der den Gewahrſam aus⸗ 
übende Gerichtsvollzieber zur Herausgabe bereit fein. 8809 ZPO. 


Der „Konzipient“, beſonders in Bayern. 
Von Rechtsanwalt Dr. Lang, Nürnberg. 


Die nachfolgenden Erörterungen wollen eine für die An⸗ 
waltſchaft, beſonders in Bayern, äußerſt wichtige Standesfrage 
anſchneiden, die Frage der Stellung und Zuläffigfeit der jo: 
genannten Konzipientanwaltſchaft, d. h. der unſelbſtändigen, auf 
feſtes Gehalt angeſtellten juriſtiſchen Hilfsarbeiter einer Kanzlei, 
die die Zulaſſung als Rechtsanwalt bei dem betreffenden Gericht, 
bei dem ſie tätig ſind — meiſt wird ein LG. in Frage 
kommen — erwirkt haben. Sohin ſcheiden aus: 

1. die wirkliche Anwaltsaſſoziation, alſo die äußerlich 
erkennbare Vereinigung mehrerer Anwälte zur ge⸗ 
meinſchaftlichen Berufsausübung, bei der auch nach 
innen hin eine, wenn auch vielleicht nach Alter und 
längerer Tätigkeit der Sozien abgeſtufte quotenmäßige 
Beteiligung vereinbart iſt; 

2. die bloße Bureaugemeinſchaft mehrerer im übrigen 
voneinander unabhängiger Rechtsanwälte; 

3. die juriſtiſchen unſelbſtändigen, auf feſtes Gehalt an⸗ 
geſtellten Hilfsarbeiter, die nicht als Rechtsanwälte 
zugelaſſen ſind. 

Wohl aber umfaſſen die nachfolgenden Erörterungen auch 
die nicht zu ſelten vorkommenden uneigentlichen Anwalts⸗ 
ſozietäten, bei denen der eine Teil nur nach außen (durch 
Aufnahme in das Schild, die Briefbögen uſw.) als Sozius 
erſcheint, während er im internen Vertragsverhältnis auch nur 
Angeſtellter des anderen Anwalts mit fixem, meiſt ſteigendem 
Gehalt, daneben des öfteren auch mit geringer Gewinn⸗ 
beteiligung iſt. In dieſer Stellung nach außen liegt der Haupt⸗ 
unterſchied gegenüber dem eigentlichen Konzipiemen. Dieſer 
erſcheint auch nicht nach außen als Sozius; er iſt im Schild, 
den Briefbögen und den ſonſtigen Kundgebungen des betreffenden 
Anwalts nicht aufgeführt, in der Prozeßvollmacht figuriert er 
nicht oder nur zum Schluß an der freigelaſſenen Stelle: 
„Gleiche Vollmacht erteile ich auch Herrn ...“ 

Die Konzipientur iſt in Bayern eine althergebrachte Ein⸗ 
richtung, die mit der früheren bayeriſchen Advokatur zuſammen⸗ 
hing. Diejenigen, die eine Advokaturſtelle anſtrebten, mußten 
jahrelang warten, bis ſie zum Advokaten ernannt wurden, und 
arbeiteten bis zu dieſem Zeitpunkte meiſt gegen i Ver⸗ 
gütung bei den Advokaten, insbeſondere in der ſchriftlichen 
Vorbereitung der Prozeſſe. Es herrſchte bei den großen Advo⸗ 
katuren eine enorme Konzipientwirtſchaft, die für den betreffenden 
Advokaten oft ſehr einträglich war (ok. Weißler, Geſchichte der 
Rechtsanwaltſchaft, S. 527, 607). Wenn auch dieſe alten 
bayeriſchen Konzipienten keine Rechtsanwälte geweſen ſind, ſo 
hat doch die Idee des juriſtiſchen Hilfsarbeiters bei der Neu⸗ 
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geſtaltung der Verhältniſſe fortgewirkt und mit dazu beigetragen, 
die Konzipientur zu einer Einrichtung zu machen, die praktiſch 
eine überaus große Rolle ſpielt und deren Legalität praktiſch 
nicht in Zweifel gezogen worden iſt, obwohl gerade dieſe Frage 
einer eindringlichen Unterſuchung wohl wert iſt. 

Um aber die richtigen Grundlagen für dieſe Unterſuchung 
zu gewinnen, iſt es erforderlich, die tatſächlichen Verhältniſſe 
noch näher zu erörtern und damit die Stellung des Kon— 
zipienten gegenüber dem Chef der Kanzlei, dem Gericht, dem 
Publikum und den anderen Kollegen zu kennzeichnen. 

Der Grundzug der Stellung iſt Abhängigkeit 
und Unſelbſtändigkeit. 

Die Mehrzahl der Kanzleien, die einen größeren Umfang 
haben, beſitzt — ſoweit nicht eigentliche Aſſoziationen vor⸗ 
liegen — in Bayern wenigſtens und insbeſondere in den 
größeren Städten, ihren Konzipientanwalt. Meiſt wird damit 
begonnen, daß zuerſt ein in der anwaltſchaftlichen Borbereitungs- 
praxis befindlicher Rechtspraktikant (Referendar) oder, obwohl 
dies eigentlich durch die einſchlägigen Verordnungen verboten 
iſt, ein Praktikant, der noch bei den Gerichts- oder Verwaltungs⸗ 
behörden tätig iſt, gegen geringe Bezahlung halb- oder ganz: 
tägig mit Terminswahrnehmungen linsbeſondere am Amts⸗ 
gericht), Beweisaufnahmen, Anfertigung von Schriftſätzen be⸗ 
traut wird. Hat aber die Kanzlei einen größeren Umfang 
gewonnen, ſo ſtellt der Anwalt einen wirklichen Konzipienten 
an, d. h. er engagiert ſich einen geprüften Rechtspraktikanten 
(Aſſeſſor) mit der Verpflichtung, um die Zulaſſung zur An⸗ 
waltſchaft bei dem Gericht ſeiner Tätigkeit einzukommen. Es 
iſt auch ſchon vorgekommen, daß der Konzipientanwalt, um den 
Ausſchluß der Simultanzulaſſung des Chefs am LG. und OsG. 
zu umgeben, um die Zulaſſung beim OLG. eingekommen iſt, 
während der Chef dann am LG. zugelaſſen war. Mit dem 
ſteigenden Umfang der Kanzlei wächſt dann die Zahl der 
Konzipientanwälte und es iſt nicht gar ſo ſelten, daß große 
Kanzleien drei oder auch vier Anwälte haben, die lediglich in 
dieſer Weiſe auf Dienſtvertrag angeſtellt ſind. 

Die näheren Vertragsmodalitäten unterliegen nun ſelbſt⸗ 
verſtändlich der Vereinbarung des Einzelfalls; immerhin haben 
ſich typiſche Erſcheinungen herausgebildet. 

Rechtlich liegt ein reiner Dienſtvertrag vor. 

Die Vertragsdauer iſt verſchieden; entweder Vertrag auf 
längere oder kürzere beſtimmte Zeit oder — letzteres iſt üblicher 
— beſtimmte, meiſt kurzfriſtige Kündigungsfriſten. Hierdurch 
hat ſich eine Erſcheinung herausgebildet, an der ſchon jetzt 
nicht kritiklos vorbeigegangen werden kann. Es kommt ſehr 
häufig vor, daß der Konzipientanwalt im Lauf kurzer Zeit 
ſeine Stellung wechſelt, ſo daß man des öfteren den betreffenden 
Kollegen zuerſt fragen muß, für wen er eigentlich diesmal 
komme. Was das für die Aktenführung und behandlung des 
betreffenden Chefs bedeutet, ſoll nur nebenbei erwähnt werden. 

Wichtiger iſt die Gehaltsfrage. 

Hier liegen die Zuſtände (in Bayern wenigſtens) ſchon 
ſehr im argen, und mancher Buchhalter einer größeren Kanzlei 
in Mittel: und Norddeutſchland bezieht ein erheblich größeres 
Einkommen als der bayriſche Konzipientanwalt. Denn im all⸗ 
gemeinen kann man wohl zutreffend ſagen, daß das monatliche 
Durchſchnittseinkommen des bayeriſchen Konzipientanwalts, be⸗ 


ſonders anfangs höchſtens 200-250 &, ſelten 300 & be⸗ 
trägt; in einer großen Reihe von Fällen wird erheblich weniger 
bezahlt, bis zu 150 ½ monatlich herunter; es ſollen auch nicht 
ſelten noch geringere Vergütungen vorkommen. (ef. Fuchs, 
Referat auf dem Anwaltstag in Würzburg in der Zugabe zur 
JW. 1911, 3220.) Selbſtverſtändlich kommen Ausnahmen 
vor; bei längeren Anſtellungsverträgen ſteigt das Einkommen 
manchmal erheblich, in beſonderen Fällen (uneigentlichen Sozietäten, 
bei denen der Konzipient ſchon lange in der betreffenden 
Kanzlei tätig iſt) kommen Gehälter vor, die ſehr beträchtlich 
über die obigen Summen hinausgehen, manchmal auch mit 
geringer Beteiligung verbunden ſind. Das ſind aber ſeltene 
Ausnahmen, für die Regel treffen die obigen Ziffern zu. 

Neben dieſem Gehalt iſt in der überwiegendſten Mehrzahl 
der Fälle jedes weitere Berufseinkommen aus anwaltſchaftlicher 
Tätigkeit des Konzipienten ausgeſchloſſen. Insbeſondere iſt 
meiſt vertrags⸗ oder uſancemäßig die Möglichkeit für ihn aus⸗ 
geſchloſſen, eigene Mandate zu führen. Wenn Friedländer, 
Kommentar zur RAO. § 40 Anm. 10 meint, daß eigene 
Mandate häufig vorkommen, ſo dürfte dieſe Meinung den Tat⸗ 
ſachen zurzeit nicht entſprechen. Sie iſt nach zwei Richtungen 
ausgeſchloſſen, einmal ſo, daß, wenn er ſolche Mandate er⸗ 
hält (meiſt werden es auswärtige, ihm nach dem Verzeichnis 
zugeſchickte Sachen ſein) er ſie nicht auf ſeinen Namen führen 
darf, ſondern daß ſie auf den der Kanzlei geführt werden; 
ſodann aber bezieht auch nicht er die Einnahme, ſondern ver⸗ 
trags⸗ oder uſancemäßig der Chef. Eine Ausnahme machen 
faſt regelmäßig die Armenſachen; ſie laufen auf den Namen 
des Konzipienten, und er darf auch die Einnahmen aus den⸗ 
ſelben behalten. Was das letztere in praxi bedeutet, weiß 
jeder. Ofter hat der Konzipient auch die Möglichkeit, vertrags⸗ 
oder uſancemäßig eigene Konkurſe, Nachlaßpflegſchaften uſw. 
für ſich zu führen. Allein auch dieſe Fälle find relativ fo 
ſelten, daß die Einnahme in der Hauptſache doch immer nur 
aus dem vertragsmäßigen Gehalt beſteht. 

Weit wichtiger iſt die Stellung des Konzipientanwalts 
gegenüber dem Inhaber der Kanzlei. Sie iſt gekennzeichnet 
durch feine — mehr oder weniger große, immer aber vor⸗ 
handene — Abhängigkeit und Unſelbſtändigkeit; er iſt „juriſti⸗ 
ſcher Hilfsarbeiter“, ein Wort, das ja ſehr oft gebraucht wird. 
Wenn daher Friedländer (S 40 Anm. 10) von den zahlreichen 
Fällen ſpricht, in denen der auf Fixum geſtellte Anwalt bei 
Ausübung der Praxis viel unabhängiger ſei als formell ſelb⸗ 
ſtändige Anwälte, ſo wäre das ſehr ſchön, wenn es der Fall 
wäre; in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle entbehrt der 
Konzipient dieſer Unabhängigkeit mehr oder weniger vollſtändig. 
Friedländer verwechſelt wohl die Unabhängigkeit, von der hier 
die Rede iſt, mit dem Gefühl der finanziellen Sicherheit des 
Konzipientanwalts mit ausreichendem Fixum, der mit ſeiner 
Einnahme nicht vom Mandatsanfall und vom Publikum ab- 
hängig iſt. 

Dieſe Abhängigkeit zeigt ſich in erſter Linie ſchon bei dem 
ganzen Verkehr mit dem Publikum, insbeſondere der Auswahl 
und Annahme der Mandate. Wenn der Konzipient überhaupt 
mit den Parteien in Verkehr tritt (was häufig nicht der Fall 
if), fo hat er doch keinen Einfluß auf die Annahme und Ab- 
lehnung der Mandate; er wird meiſt die Sachen überhaupt 
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erſt zu Geſicht bekommen, wenn ſie bereits angefallen ſind. 
Er wird aber auch in den Fällen, in denen er die Frage der 
Annahme eines Mandats ſelbſt zu entſcheiden hat (Vertretung 
während der Ferien, ſonſtige Abweſenheit des Chefs), möglichſt 
nicht aus eigenem Entſchluß ein Mandat ablehnen, ſondern 
die Entſcheidung von ſich abwälzen, ſchon um ſich nicht einem 
Vorwurf ſeitens des Chefs auszuſetzen. 

Die Abhängigkeit zeigt ſich weiter bei der außergerichtlichen 
und gerichtlichen Bearbeitung der Sachen. 

8 Die Aufnahme der Information beſorgt in der über- 
wiegenden Mehrzahl der Fälle der Chef (auch wenn er den 
Akt nicht gerade fo ganz genau kennt). Der Konzipient be⸗ 
kommt den Akt zur Klageerhebung, Schriftſatzbearbeitung oder 
den ſonſtigen vorzunehmenden Arbeiten erſt aus ſeiner Hand; 
3 iſt alſo meiſt nicht in der Lage, durch eigene Fragen an die 
Partei das, was ihm wichtig erſcheint, ſofort und unmittelbar 
feſtzuſtellen; er muß vielmehr in dieſem Fall erſt briefliche 
(oder telephoniſche) Aufklärung von der Partei verlangen oder 
den Chef fragen, der dann ſeinerſeits das weitere veranlaßt. 
In der überwiegenden Mehrzahl der Fälle wird ſich daher 
die Kanzleitätigkeit des Konzipienten auf die ſchriftliche Be⸗ 
arbeitung der ihm zugeleiteten Sachen beſchränken, das belebende 
Element des direkten Parteiverkehrs wird fehlen. Nur nebenbei 
je betont, daß erfahrungsgemäß die ſchriftliche und eingehende 
Bearbeitung der Akten „Schriftſätze uſw.) überwiegend dem 
Konzipienten obliegt, daß insbeſondere die größeren und 
ſchwierigeren Akten ihm zufallen, während der Chef ſich mehr 
1 die konſultative und repräſentative Seite der Praxis, ins⸗ 
beſondere auch auf das Auftreten bei Gericht in den inter- 
eſſanteren und größeren Sachen verlegt. Daß gerade das 
letztere aber bei der geſchilderten Art der Arbeitsteilung oft 
nicht gerade zweckmäßig ift, liegt auf flacher Hand; denn nur 
derjenige, der den Akt bearbeitet hat, kann ihn auch vor Gericht 
richtig plädieren, beſonders wenn es ſich um umfangreichere 
Sachen handelt. Daher kommt es auch nicht zu ſelten vor, 
daß in einem ſolchen Fall die Verhandlung ſtecken bleibt und 
vom Gerichte verlangte Aufklärungen mit der Begründung 
2 gegeben werden können: „Ja, den Akt hat der Kollege 
X. X. bearbeitet; ich kann das nicht aufklären.“ Es muß 
jedoch im Rahmen dieſer Arbeit genügen, dieſen Punkt ge⸗ 
7 haben; insbeſondere ſoll nicht weiter erörtert werden, 
A PR geſchilderte Art der Arbeitsteilung auch ihre großen 
a aa bei den erforderlichen Beſprechungen mit den Parteien 
Sen Es ſoll auch nur nebenbei betont werden, daß die geſchilderte 
045 Teilung der Arbeit auch ſchädliche Rückwirkungen auf den 
S nach der Richtung haben kann, daß ſie ſein Ver⸗ 
e 5 eitsgefühl herabmindern kann. Er nimmt die Sache 
1800 nicht beſpricht ſie mit der Partei, ermißt alſo die ganze Frage 
Kü 00 I 0985 die Detailarbeit hat der Konzipient. Dadurch 
tonmt, bie 1 Möglichkeit ergeben, daß letzterer zu Ergebniſſen 

Die e des Chefs gegenüber der Partei widerſprechen. 
geri i Fändigkeit der Konzipienten zeigt ſich bei der 
die Sa en en Tätigkeit zuerſt inſofern, als der Hilfsarbeiter 
oben gibt e und verhandeln muß, die ihm der Chef 
Richtung = ohne Nüdict darauf, ob er nach irgendeiner 
vera m gegen bie Vertretung überhaupt oder in dem 

inne hat), und ſodann darin, daß er auch bei der 


gerichtlichen Ver⸗ und Behandlung zuerſt kraft ſeiner Stellung 
den Weiſungen des Chefs folgen muß und auch oft ſchon um des⸗ 
willen folgt, um der eigenen Verantwortlichkeit aus dem Wege 
zu gehen. Es iſt eine häufig gemachte Erfahrung, daß dieſe 
Abhängigkeit ſich gegenüber dem Gericht zeigt, wenn in der 
Verhandlung ſich ein neues wichtiges Moment ergibt, prozeſſual 
bedeutſame Erklärungen abgegeben und raſche und wichtige Ent⸗ 
ſchlüſſe gefaßt werden ſollen, und der Konzipient dann erklärt, 
das könne er ſelbſt nicht tun, da müſſe er erſt fragen uſw. 
Auch das Gericht gibt ſeine Auffaſſung von der Halbheit der 
Stellung des Konzipienten oft dadurch kund, daß dem betreffenden 
Herrn entgegengehalten wird: „Ja, wenn Ihr Chef da wäre, 
der würde das ſicher tun.“ Dies kann man insbeſondere dann 
hören, wenn der Richter einen Vergleich zuſtande bringen möchte, 
den einzugehen der Konzipient wegen feiner eigenen Verant⸗ 
wortlichkeit ablehnt. 

Es könnte die Abhängigkeit der Stellung des Konzipienten 
von dem Chef noch viel weiter ausgeſponnen und illuſtriert 
werden — es könnte insbeſondere auf die Erſcheinung hin— 
gewieſen werden, daß der Konzipient öfter die Sachen, die nicht 
beſonders günſtig ſtehen, zur Schlußverhandlung bekommt, 
während zu Anfang, als die Sache noch in einem anderen 
Fahrwaſſer lief, der Chef ſelbſt erſchienen iſt — es iſt aber für 
die Erörterung nicht entſcheidend und ſeine Stellung nach dieſer 
Richtung bereits genügend charakteriſiert. 

Die gleiche Stellung hat der Konzipient gegenüber dem 
vechtfuchenden Publikum. 

Die Parteien ſuchen zuerſt ſchon möglichſt die Beratung 
mit dem Konzipientanwalt zu vermeiden und wollen den Chef 
ſelbſt ſprechen. Es iſt dies ja auch gar nicht verwunderlich, 
denn wer zum Anwalt ſeines Vertrauens kommt, will eben mit 
dieſem und nicht mit irgendeinem anderen, ihm oft unbekannten, 
meiſt auch jüngeren Juriſten ſich beraten. Sodann kommt es 
ziemlich oft vor, daß der Konzipientanwalt wechſelt und eine 
Partei empfindet es ſehr mißliebig, wenn ihr Prozeß durch eine 
Reihe verſchiedener Hände geht, ſie immer wieder bei den Be⸗ 
ratungen von vorn anfangen muß und oft merkt, daß die Sache 
nunmehr in ganz andere Bahnen geleitet wird als bisher. Aus 
dieſem Grunde kommt es auch bei Mandatsübertragungen an 
Kanzleien, auf denen Konzipienten ſind, nicht ſelten vor — und 
zwar nicht nur bei Strafſachen, ſondern auch bei Zivilſachen — 
daß ausdrücklich die Bedingung an die Übertragung geknüpft 
iſt, daß der Anwalt ſelbſt die Sache vertreten und ja nicht den 
Konzipienten ſchicken dürfe. Insbeſondere die ländliche Be⸗ 
völkerung iſt in dieſem — oft ſehr unbegründeten — Miß⸗ 
trauen gegen die Fähigkeiten der Konzipienten groß. Ahnliche 
Erfahrungen ſind aber auch im Verkehr mit ſtädtiſcher Mandant⸗ 
ſchaft nicht ſelten, und wenn der Mandant mit dem Konzipienten 
ſich berät, hat dieſer bei weitem nicht den Einfluß wie der 
Anwalt ſelbſt. Der Mandant wird insbeſondere einer ihm nicht 
paſſenden Auskunft nicht ſo leicht entſprechendes Gehör ſchenken 
und zuletzt doch den Chef fragen (oder zu einem anderen Anwalt 
gehen). Gerade das rechtſuchende Publikum iſt ſehr leicht geneigt, 
den Konzipientanwalt als Anwalt zweiter und minderer Güte 
zu betrachten, mit dem man auch etwas anders verkehren kann 
als mit dem Chef ſelbſt, obwohl auch ab und zu gerade Rechts⸗ 
anwälte, deren juriſtiſche Fähigkeiten nicht die hervorragendſten 

11 * 


84 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


2. 1918. 


ſind, durch geſchickte Benützung fähiger Konzipienten beim 
Publikum einen gewiſſen Ruf und Anſehen erreicht haben. Mit 
Recht macht Roſenberg, JW. 1906, 679 ff., auf dieſen Unter⸗ 
ſchied aufmerkſam und betont, daß das kaufmänniſche Publikum 
den Anwalt auf Fixum öfter wenig höflich als den Kommis 
bezeichne. Gerade der Kaufmann, der gewöhnt iſt, in ſeinem 
Betrieb mit vielen Angeſtellten zu arbeiten, betrachtet eben auch 
dieſes Verhältnis von ſeinem Geſichtspunkt aus als reines An⸗ 
geſtelltenverhältnis und richtet auch des öfteren ſeinen Ver⸗ 
kehrston danach ein. Bei Würdigung dieſer Punkte mag wieder⸗ 
holt betont werden, daß vom Standpunkt der betreffenden Partei 
aus ihr Verhalten erklärlich und verſtändlich erſcheint, weil ihr 
eben nicht derjenige gegenüberſteht, mit dem ſie eigentlich zu 
tun haben will. 

Wie es ſo einerſeits die Parteien vorziehen, mit dem 
Konzipienten möglichſt nicht zu verhandeln, ſo iſt andererſeits 
auch ſeine Stellung gegenüber den Mandanten meiſt eine etwas 
prekäre und ſchwankende; infolge ſeiner Abhängigkeit wird er 
die Beſchlußfaſſung über die Art der Sachbehandlung möglichſt 
von ſich abwälzen, um ſich nicht hinterher einem, wenn auch 
für ihn unbegründeten Vorwurf auszuſetzen; er wird bei der 
Frage der Annahme oder Ablehnung von Mandaten oder 
Mandatskündigungen ſich aus dem gleichen Grunde ſehr ſchwer 
zum letzteren entſchließen können und er wird oft den Inten⸗ 
tionen des Mandanten, auch wenn ſie ihm nicht ganz richtig 
zu ſein ſcheinen, nicht ſo entſchieden entgegentreten und abraten. 

Das gleiche Bild zeigt ſich auch bei Betrachtung ſeines 
Verhältniſſes zu den übrigen ſelbſtändigen Kollegen. Es werden 
ganz deutlich die zwei Klaſſen der ſelbſtändigen Anwälte und 
der Konzipientanwälte unterſchieden und letztere als Anwälte 
zweiter Güte behandelt. Das zeigt ſich ſchon oft in der rein 
äußerlichen Tatſache, daß vielfach der Konzipientanwalt den 
ſelbſtändigen Anwalt nicht als „Kollegen“, ſondern als „Herrn 
Rechtsanwalt“ anſpricht, während umgekehrt der letztere ihn — 
oft mit einiger Herablaſſung und Vertraulichkeit — als Kollegen 
bezeichnet. Es zeigt ſich dieſes auch ſonſt in vielen Kleinig⸗ 
keiten des kollegialen und gerichtlichen Verkehrs der Anwälte 
untereinander, die alle deutlich zu erkennen geben, daß tatſächlich 
gerade von den ſelbſtändigen Anwälten dieſe Diſtanz gezogen 
wird gegenüber den Anwälten, die „nur Hilfsarbeiter einer 
anderen Kanzlei auf feſtes Gehalt“ ſind. 

Dieſe Diſtanzierung der ſelbſtändigen und unſelbſtändigen 
Anwälte wird auch ſonſt noch gemacht. Es ſei nur auf einige 
Punkte verwieſen: Die Anwaltshaftpflichtverſicherung berechnet 
den juriſtiſchen Hilfsarbeiter für die Prämienzahlung nicht voll. 
Ob nach dem Privatangeſtelltenverſicherungsgeſetz juriſtiſche 
Hilfsarbeiter jeder Art (alſo auch die Anwälte), die bis 5000 .% 
Gehalt beziehen, alſo die überwiegende Mehrzahl, verſicherungs⸗ 
pflichtig ſind, iſt zweifelhaft. Sie ſind de facto nur „An⸗ 
geſtellte in gehobener Stellung“. Allerdings iſt nach den Er⸗ 
klärungen des Regierungsvertreters bei der zweiten Leſung 
nicht beabſichtigt, Rechtsanwälte unter das Geſetz zu ziehen. 
Ob aber dieſe „authentiſche Interpretation“ angeſichts der tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſe durchgreift, muß abgewartet werden. 

Als Urſachen, aus denen ſich die Konzipientanwaltſchaft 
ſo entwickelt hat, dürften — für Bayern wenigſtens — folgende 
in Betracht kommen: 


Einmal iſt von alters her infolge der früheren Geſchloſſenheit 
der Advokatur die frühere Konzipientur ohne Zulaſſung immer 
in Erinnerung geweſen und hat fortgewirkt. Sodann aber hat 
das bayeriſche Anſtellungsſyſtem im Staatsdienſt nur nach dem 
Ergebnis der zweiten Prüfung ſeine unheilvollen Einflüſſe geübt. 

All die Staatsdienſtanwärter, die mit geringeren Noten 
noch Ausſicht haben, im Staatsdienſt nach einigen Jahren noch 
unterzukommen, ſind genötigt, in der Zwiſchenzeit auf Erwerb 
zu ſinnen, bis fie dann zuerſt meiſt Sekretäre, und dann erſt 
Amtsrichter oder auch gleich letzteres werden. Ein großer Teil 
derſelben fließt in die Klaſſe der Konzipientanwälte und dies 
hat mitgewirkt, daß die Einrichtung immer mehr in „Blüte“ 
gekommen iſt. Gerade in den letzten Jahren iſt dieſer Zufluß 
immer größer geworden und wird noch mehr wachſen, je weniger 
Bedarf die betreffenden Miniſterien an Richtern und Verwaltungs⸗ 
beamten haben. Dieſe mittleren Noten und gar die unter der 
Anſtellungsgrenze ſtehenden Noten ſtrömen zum großen Teil in 
die Stellung der Konzipientanwälte und das hat herbeigeführt, 
daß das Angebot ſehr groß wurde und die Gehälter zurzeit 
oft unter das der Vorbildung auch nur einigermaßen ent⸗ 
ſprechende und notwendige Minimum heruntergedrückt ſwerden. 
Mag auch ein geringer Teil dieſer ſpäteren Staatsdiener bis 
zur Anſtellung ſich als ſelbſtändige Anwälte auf kleinen Plätzen 
niederlaſſen; die große Mehrzahl zieht, ſchon um die Nieder⸗ 
laſſungsſpeſen zu vermeiden, die Annahme einer Konzipienten⸗ 
ſtelle vor. Ein großer Teil der Konzipientanwälte ſind alſo in 
Bayern diejenigen, die den Poſten als Übergangsſtelle zum 
Staatsdienſte betrachten. Selbſtverſtändlich nehmen auch die⸗ 
jenigen meiſt zuerſt Konzipientenſtellen an, die ſich ſpäter 
als ſelbſtändige Anwälte niederlaſſen wollen, um Erfahrung zu 
ſammeln, praktiſche Übung zu bekommen uſw. Die größeren 
Kanzleien, die die Einrichtung ſelbſt benutzten, haben nichts 
getan, um dieſer Entwicklung entgegenzutreten; denn ſie liegt 
in ihrem finanziellen Intereſſe. Sie hatten und haben dadurch 
die Möglichkeit, gegen relativ geringe Bezahlung ein großes 
juriſtiſches Perſonal zu bekommen, das ihnen einen größeren 
Umſang der Kanzlei und ein größeres Reinerträgnis ermöglichte, 
als es ſich bei einer richtigen Aſſoziation ergeben würde. Daher 
kommt auch die Erſcheinung, daß ſehr große und einträgliche 
Kanzleien oft nur eine mehr oder weniger große Zahl von 
Konzipientanwälten haben, daß aber wirkliche Aſſoziationen bei 
ihnen relativ ſeltener ſind. 

Es liegt nun nicht im Rahmen dieſer Erörterungen, die 
ſonſtigen Vorteile und Nachteile der Konzipientanwaltſchaft für 
die Konzipienten und die Anwälte zu prüfen. Denn die ganze 
Darlegung ſoll ja nur dazu dienen, die Grundlage für die Er⸗ 
örterung zu gewinnen, ob ſich die Stellung der Konzipienten 
mit den Erforderniſſen vereinigen läßt, die die Rechtsanwalts⸗ 
ordnung an den zugelaſſenen Rechtsanwalt ſtellt. Es ſoll 
daher keineswegs verkannt werden, daß die Tätigkeit des Kon- 
zipienten, insbeſondere in großen Kanzleien, für ſeine juriſtiſche 
Ausbildung und praktiſche Übung von großem Vorteil iſt, 
während andererſeits das oben geſchilderte Syſtem der Arbeits⸗ 
teilung ſeine großen Nachteile hat. Denn mit all dieſen Detail⸗ 
erörterungen iſt die prinzipielle Frage nicht entſchieden, ob ſich 
die Stellung des Konzipienten mit den Erforderniſſen verträgt, 
die die Rechtsanwaltsordnung an den Beruf des Anwalts ſtellt. 
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Dieſe Frage iſt zu verneinen. Zuweit geht Roſenberg 
(JW. 06, 679), der jede, auch die wirkliche, Aſſoziation bei 
nicht gleicher Gewinnbeteiligung für ſtandesunwürdig anſieht. 
Denn das für die Frage der Standesunwürdigkeit entſcheidende 
Moment der Abhängigkeit und Unſelbſtändigkeit iſt in dieſem 
Fall nicht gegeben, wenn nur eine entſprechende Beteiligung 
ſtattfindet. Dies wird auch mit Recht von Ehrenwert 
(JW. 06, 705) betont, wenn auch im übrigen dieſen Aus⸗ 
führungen nicht gefolgt werden kann. 

Friedländer 8 40 Anm. 10 macht einen Unterſchied: Er 
ſagt, daß fixe Bezahlung als ſolche noch nicht gegen die 
Standeswürde verſtoße. Das mag wohl richtig ſein, allein 
es iſt nicht entſcheidend; denn die aus der fixen Bezahlung 
abgeſehen von ihrer Größe — ſich ergebende ganze 
Stellung ift ausſchlaggebend. In den zahlreichen Fällen, in 
denen der auf Fixum geſtellte Anwalt wirtſchaftlich, moraliſch 
und bei Ausübung der Praxis viel unabhängiger ſei als andere 
formell ſelbſtändige Anwälte, findet Friedländer nichts Standes⸗ 
unwürdiges. Es kann füglich bezweifelt werden, ob dieſe 
Fälle wirklich ſo zahlreich ſind. Oben iſt auch bereits betont, 
daß Friedländer wohl hier eine Verwechſlung mit dem Gefühl 
der finanziellen Sicherheit unterlaufen iſt. Auch Friedländer 
ſindet aber ein unzuläſſiges Verhältnis, das der Standeswürde 
nicht entſpricht, dann vor, wenn de facto der Anwalt eine 
ſubalterne Stellung einnehme, in Wahrheit bloßer Gehilfe ſei, 
5. B. er die Stellung nur als Übergangsſtufe für den Staats⸗ 
dienſt betrachtet oder dauernd ein Konzipientendaſein friſten will. 
Wenn man die tatſächlichen Verhältniſſe ins Auge faßt, fo 
it der von Friedländer nicht als unzuläffig angenommene Fall 
in der Praxis verſchwindend. Der normale Konzipientanwalt 
erfüllt all die Erforderniſſe, die auch Friedländer aufſtellt; er 
iſt nach innen und außen, im Verhältnis zum Publikum und 
zum Chef abhängig und unſelbſtändig, nur Hilfsarbeiter oder 
Gehilfe. Dazu kommt weiter die für Vorbildung, das Alter 
und ſoziale Stellung oft abſolut unzulängliche Bezahlung; 
desgleichen das Moment, das Friedländer ja ſelbſt beſonders 
betont, und das in Bayern die große Rolle ſpielt, daß die 
Konzipientur nur als Übergangsſtufe zum Staatsdienſt und 
zwar nicht etwa zur Richterkarriere, ſondern überwiegend zunächſt 
zum Gerichtsſchreibereidienſt (Sekretariat) angeſehen wird. Und 
endlich erfüllt auch die uneigentliche Aſſoziation, die Kon⸗ 
zipientur auf Lebenszeit iſt, das von Friedländer zuletzt auf⸗ 
geſtellte Moment für die negative Beurteilung. 

Schon unter Anwendung der Friedländerſchen Grundſätze 
a die tatſächlichen Verhältniſſe muß man alſo zu dem 
ee kommen, daß die Konzipientanwaltſchaft in der über⸗ 
Allen 0 Zahl der Fälle gegen die Standeswürde verſtößt. 
8 in die Betrachtung der für die Stellung des Rechtsanwalts 
. allgemeinen Grundſätze führt zu dem Ergebnis der 

gemeinen Unzuläſſigkeit. 
for me Rechtsanwaltſchaft iſt ein freier Beruf; der Anwalt 
Dies ne vollſtändig unabhängig ſein (EG. 7, 77). 
während et fehlt dem Konzipienten — ob er nun bloß 
ee er Übergangszeit für den Staatsdienſt Anwalt iſt 
u b er dauernd tätig iſt — vollſtändig; feine Abhängigkeit 
1 nur eine finanzielle, wobei es auf das Maß der Be⸗ 

mung in erſter Linie nicht einmal ſo ſehr ankommt, ſondern 
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zufolge ſeiner ganzen Stellung auch eine moraliſche; es fehlt 
ihm die Möglichkeit der Selbſtbeſtimmung nach jeder Richtung. 

2. Der Rechtsanwalt ſoll den Umfang und die Art ſeiner 
Berufstätigkeit frei beſtimmen können (ef. Friedländer § 5, 
Anm. 26, § 30, Anm. 2 ff., ESS. 11, 78). Auch dies fehlt 
bei dem Konzipienten vollſtändig; er muß kraft ſeines Dienſt⸗ 
vertrags nehmen und bearbeiten, was ihm gegeben wird, und 
muß es ſo bearbeiten, wie es ihm gegeben wird (wenn auch 
in manchen Fällen praktiſch ſich eine freiere Stellung heraus⸗ 
gebildet haben wird). 

Dadurch kann er mit der in § 28 NAD. normierten 
Pflicht gewiſſenhafter Berufsausübung erheblich in Konflikt 
kommen, wenn ſeine Auffaſſung der Art der Sachbehandlung 
von der des Chefs abweicht, insbeſondere wenn ſich Zweifel 
über die Vertretbarkeit der Sache überhaupt ergeben. Nun kann 
ja wohl angenommen werden, daß er durch ſeinen Anſtellungs⸗ 
vertrag nicht gebunden iſt, blindlings in ſolchem Fall den 
Weiſungen des Chefs zu folgen, ſondern daß die Rückſicht auf 
die eigene Verantwortlichkeit und 8 28 RAO. vorgeht. Allein 
das Entſcheidende iſt, daß eine Stellung, in der die Möglichkeit 
ſolcher Konflikte mit der eigenen Standesehre und der eigenen 
Verantwortlichkeit überhaupt gegeben iſt, ſchon wegen der ſich 
aus dieſen Konflikten möglicherweiſe ergebenden Konſequenzen 
nicht haltbar und mit der Würde des Anwalts nicht vereinbar iſt. 

Solche Konflikte können vorkommen, z. B.: Der Konzipient 
hält die Sache nach 8 311 RAO. und 8 312 nicht für ver⸗ 
tretbar. Der Chef verlangt trotzdem die Übernahme, weil er 
anderer Anſicht iſt, und kündigt, da auf der Weigerung beharrt 
wird, ſofort; dann könnte ſich über die Rechtsmäßigkeit der 
Kündigung ein Prozeß ergeben und der Zivilrichter und nicht 
die allein hierfür maßgebende ehrengerichtliche Inſtanz hätte 
dann zu prüfen, ob in der Führung der Sache ein Verſtoß 
gegen 8 28 und § 31 NAD. oder § 356 oder §8 300 StGB. 
zu erblicken war. 

Auch hier muß natürlich die eigene Verantwortlichkeit den 
Weiſungen des Chefs vorgehen, und dadurch ergibt ſich die 
Möglichkeit ſolcher Konflikte. Ob nun ſolche Konflikte häufig 
vorkommen oder ſelten oder überhaupt nicht, darauf kommt es 
nicht an. Es ſei dies ausdrücklich betont, um dem nahe⸗ 
liegenden Einwand zu begegnen, daß ſolche Fälle nicht vor⸗ 
kommen und die Argumentation daher verfehlt ſei. Ent⸗ 
ſcheidend iſt nur, daß eine Stellung, die die Möglichkeit ſolcher 
Konflikte mit den eigenen Standespflichten kraft ihrer Natur 
ohne weiteres geben kann, ſich mit der Stellung, die die 
Rechtsanwaltsordnung von dem Rechtsanwalt verlangt und 
den Pflichten, die ſie ihm auferlegt, prinzipiell nicht verträgt. 

Man wird ſonach die Folgerung nicht abweiſen 
können, daß die Stellung des Konzipientanwalts 
prinzipiell und allgemein nicht ſtandes würdig iſt. 

Daß in der großen Mehrzahl der Fälle die mehr wie 
unzureichende Bezahlung für dieſe Fälle ein beſonderes, 
daneben herlaufendes Moment der Standesunwürdigkeit bildet, 
ſei nur nebenbei betont; denn hier handelt es ſich ja um die 
prinzipielle Frage. 

Man kann noch weiter darauf hinweiſen, daß in den 
beſonderen Fällen der Häufung der Konzipienten auf einer 
Kanzlei der einer ſolchen Kanzlei dadurch anhaftende gewerb⸗ 
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liche Anſtrich für dieſe Fälle ins Gewicht fällt. Jeder ſolche 
Konzipient verdient ſeinem Chef durch ſeine Tätigkeit weitaus 
mehr als ſein Gehalt ausmacht. Der Anwalt iſt aber kein 
gewerblicher Angeſtellter, deſſen Gehalt ſich ſeinem Prinzipal 
durch ſeine Tätigkeit mindeſtens bezahlt machen ſoll, die 
Anwaltſchaft iſt ein höherer freier Beruf, eine ars liberalis 
ſchon von alters her. 

Wie nun die Konſequenzen dieſer prinzipiellen Auffaſſung 
praktiſch zu ziehen ſind, das zu erörtern, geht über den Rahmen 
der Arbeit hinaus. Es iſt jedoch klar, daß die Abhilfe durch Ein⸗ 
wirkung des Kammervorſtandes und eventuell durch Einleitung des 
ehrengerichtlichen Verfahrens nach 8 62 RAD. zu geſchehen hat. 

Es wäre auch weiter zu prüfen, ob nicht bereits bei der 
Zulaſſung zur Anwaltſchaft von der Zulaſſungsinſtanz Stellung 
genommen werden kann. Dies wäre wohl möglich in dem 
Regelfall, daß der Konzipient bereits vor der Zulaſſung von 
dem betreffenden Anwalt angeſtellt iſt und die Zulaſſungsinſtanz 
von der Art ſeiner Tätigkeit Kenntnis hat (Erhebungen wären 
ja leicht möglich). In dieſem Fall könnte ſich die Anwalts⸗ 
kammer gutachtlich für den Verſagungsgrund des § 54 aus: 
ſprechen; denn der Beruf des Hilfsarbeiters iſt mit der Würde 
und dem Beruf des Anwaltſtandes nicht vereinbar. Dann 
könnte die Frage auch im Zulaſſungsverfahren nach 88 3, 5, 
16 II III RAD. entſchieden werden. 

Ein rein praktiſches Mittel wäre ſchließlich auch die 
Streichung der Konzipienten im Verzeichnis der Staatsdienſt⸗ 
anwärter von ſeiten der Juſtizverwaltung. 


Die Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Vereinigung 
von Anwälten. 
Von Juſtizrat Dr. Noeſt, Solingen. 

Als im September 1911 der Deutſche Anwalstag in 
Würzburg erklärte, daß eine Beſchränkung der Zulaſſung zur 
Rechtsanwaltſchaft nicht zu erſtreben ſei, verbreitete ſich alsbald 
die Auffaſſung, daß dieſer Beſchluß nicht der Meinung der 
überwiegenden Mehrzahl der deutſchen Anwälte entſpreche. Die 
alsdann einſetzende Bewegung hat im Herbſt 1912 zur Gründung 
einer Vereinigung Rheiniſch-Weſtfäliſcher Anwälte geführt. Dieſe 
Vereinigung will in den Oberlandesgerichsbezirken Cöln, Düſſel⸗ 
dorf und Hamm die Anwälte ſammeln, die dem Würzburger 
Beſchluß widerſtreben. Trotz der kurzen Zeit ihres ſeitherigen 
Beſtehens zählt ſie ſchon jetzt mehr als die Hälfte aller Anwälte 
dieſer drei Bezirke zu ihren Mitgliedern. Eine große Zahl aber 
ſteht ihr nur aus Saumſeligkeit oder aus Gründen perſönlicher 
Natur zurzeit noch fern, iſt aber einig mit ihr in der Ablehnung 
des Würzburger Beſchluſſes. 

Die Vereinigung ſetzt ſich zum Ziel, nicht nur der Gefahr 
einer Überfüllung des Anwaltſtandes, ſondern auch der Gefahr 
ſeiner Entwertung entgegenzutreten. Die Überfüllung hat 
ſtets eine Entwertung zur Folge; aber eine Entwertung kann 
auch durch andere Umſtände und Verhältniſſe herbeigeführt 
werden. Wir zählen zu dieſen in erſter Linie die üble Gepflogen⸗ 
heit, die ſich in neueſter Zeit bei der preußiſchen Juſtizverwaltung 
einbürgert, den minderbewerteten Aſſeſſoren entweder aus⸗ 
drücklich zu eröffnen oder ſie deutlich fühlen zu laſſen, daß ſie 
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keine Ausſicht haben, im Staatsdienſte angeſtellt zu werden. 
Und doch haben auch dieſe jungen Leute außerordentlich große 
Aufwendungen gemacht, um die Fähigkeit zum Richteramt zu 
erlangen; ſie haben nach einem koſtſpieligen Studium vier Jahre 
dem Staate unentgeltlich gedient, und haben durch Ablegung 
ſtrenger Prüfungen den Nachweis erbracht, daß ſie die Befähigung 
zum Richteramte beſitzen. Die Juſtizverwaltung würde niemals 
ſo rückſichtslos, um nicht zu ſagen grauſam verfahren, dieſe 
ſchon jahrelang bei ihr beſchäftigten Anwärter einfach ab⸗ 
zuſtoßen, wenn ſie ſich nicht ſagte, daß es ihnen ja jederzeit 
freiſteht — Rechtsanwalt zu werden. Allein ſchon in dieſem 
Gedankengang liegt eine Minderbewertung der Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft. Sodann aber vergegenwärtige man ſich, welche Zuſtände 
dies Vorgehen für uns Anwälte herbeiführt! Schon nach 
wenigen Jahren müſſen in den Augen des Gerichts wie in den 
Augen der rechtſuchenden Bevölkerung die jüngeren Anwälte 
als Juriſten minderer Güte gelten. Gewiß werden die jüngeren 
Anwälte nicht Alle Juriſten ſein, die nicht für geeignet befunden 
werden, ein Richteramt zu bekleiden; aber unter ihnen werden 
ſich doch alle diejenigen befinden, die vom Richteramt aus⸗ 
geſchloſſen wurden, und mit größerem oder geringerem Recht 
kann deshalb von jedem unter ihnen vermutet werden, daß er 
nicht für geeignet befunden wurde, Richter zu werden. Und 
wenn ein Menſchenalter hindurch nach dieſem Grundſatz ver⸗ 
fahren iſt, ſo ſind zwei, ſicher dem äußeren Anſehen, vielleicht 
auch dem inneren Werte nach ganz ungleiche Klaſſen von 
Juriſten geſchaffen. Die Rechtsanwälte werden dann mit vollem 
Recht im Volksbewußtſein geringer eingeſchätzt werden; und der 
Richter wird ſich nicht losmachen können, vielfach auch nicht 
losmachen wollen von dem Gedanken, daß der Juriſt, der vor 
ihm die Rechte ſeiner Partei vertritt, nicht vollwertig ſei. Das 
Selbſtgefühl des Richters wird mit Vorliebe bei der Vorſtellung 
weilen, daß der Anwalt, der da vor ihm ſteht, ſicher gern 
ebenfalls die sella curulis beſtiegen hätte, wenn es ihm nur 
vergönnt geweſen wäre. 

Neumann erinnert in ſeinem Neujahrsartikel daran, daß 
der engliſche Barriſterſtand keineswegs darunter leidet, daß ſeine 
beſten Mitglieder auf die Richterbank berufen und damit dem 
Anwaltſtande entzogen werden. Dieſer Vergleich iſt unzutreffend 
gerade in dem ſpringenden Punkte. Wir wollen uns gegen eine 
Entwertung des Anwaltſtandes zur Wehr ſetzen; die engliſche 
Einrichtung iſt umgekehrt eine Hebung und Ehrung des Standes. 
Wir wollen uns dagegen wehren, daß nicht der Richter das 
Recht hat, in dem Anwalt den geringwertigen Juriſten zu 
ſehen: der engliſche Richter aber ehrt und achtet in dem Barriſter 
den Nachwuchs des in England jo turmhoch ſtehenden Richter: 
ſtandes, den Mann, der ſpäter ebenfalls den Richterthron be: 
ſteigen wird, wenn ihn nicht die Beſonderheit ſeiner Begabung 
dazu führt, in dem gleich hoch geſchätzten Anwaltſtande zu 
verharren.!) 


1) Keineswegs kann der engliſche Richter „in dem Barriſter den 
Mann ſehen, der ſpäter ebenfalls den Richterthron beſteigen wird, 
wenn ihn nicht die Beſonderheit ſeiner Begabung dazu führt, in dem 
Anwaltſtande zu verharren.“ Schon die anerkannt geringe Zahl der 
engliſchen Richter verhindert dieſe Auffaſſung. Nichter werden in 
England nur die Auserwählten des Barriſterſtandes. Der Richter⸗ 
ſtand, der alſo nur auserleſene Barriſter enthält, hat jedenfalls 
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Wir beabſichtigen nun, in dieſer Sache eine Eingabe an 
den preußiſchen Juſtizminiſter zu richten. Hinſichtlich der 
drohenden — und wohl ſchon eingetretenen — Überfüllung des 
Anwaltſtandes haben wir es für angezeigt gehalten, zunächſt 
ein poſitives Programm nicht aufzuſtellen. Denn die vielen 
Kollegen, die der Anſicht ſind, daß jedenfalls die Sache nicht 
weitergehen darf wie bisher, ſind darüber nicht gleicher Meinung, 
welches Mittel das beſte ſei, um der Überfüllung entgegen- 
zuwirken. Die Kollegen, die Zulaſſungsbeſchränkungen ver⸗ 
langen, bilden meines Dafürhaltens die Mehrheit unſeres 
Standes; jede einzelne Richtung unter ihnen bildet aber eine 
Minderheit. Daß nicht das Beſſere des Guten Feind ſei, muß 
hier unſere erſte Sorge ſein. Zunächſt wollen und werden 
wir zeigen, daß es Wege gibt, der Überfüllung zu 
ſteuern, ohne die Freiheit und Tüchtigkeit der Anwalt— 
ſchaft zu beeinträchtigen. Dieſe Möglichkeiten mögen er⸗ 
drtert, und dann mag unter den Wegen, die ſich bieten, derjenige 
gewählt werden, der der Mehrheit unter uns der beſte dünkt. 
Es ſoll aber ein Weg ſein, der zum Ziele führt, nicht das 
lendenlahme Mittel einer „verfeinerten Ausleſe mittels des 
tunlichſt zu vervollkommnenden Zeugnis- und Prüfungsweſens.“ 
Ich werde mir erlauben, in einem folgenden Artikel Mittel und 
Wege anzugeben, wie ſich unſer Ziel ohne Gefährdung der 
Unabhängigkeit und der Tüchtigkeit des Anwaltſtandes erreichen 
läßt. Ich verſpreche kein „wundertätiges Heilmittel“, keine 
„Panacee“; das Übel, das in dem nun einmal vorhandenen 
übermäßigen Zudrange liegt, kann nicht mit einer einfachen 
Handbewegung ſchmerzlos beiſeite geſchoben werden; wohl 
aber können und wollen wir das Menſchenmögliche tun, um 
unſern Stand vor dem Verderben zu bewahren, das dieſer 
Zudrang über ihn auszuſchütten droht. 


Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Dr. Lehmann und 
Juſtizrat Dr. Schall. 

J. Reichsrecht. 
Bürgerliches Geſetzbuch und Einführungsgeſetz 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 
Si 8 133 BGB. Zur Auslegung der Streikklauſel.] 
In einem Transportvertrage fand ſich folgende Be: 
ſüimmung: „Höhere Gewalt, Mobilmachung, Krieg, Aufruhr, 
Arbeiterausſtände aller Art, Quarantäne, Wintersgefahr, Eis, 
Eisgang auf dem Rhein oder feinen Nebenflüſſen, Hochwaſſer 
und andere Naturereigniſſe, Verkehrsſtörung, Mangel an Trans: 
nein; behinderte Schiffahrt, ſpez. ein Waſſerſtand von 
80 m Cauber Pegel und darunter, entbinden uns für die 
0 . — dieſer Verhältniſſe von der Abnahme und Beförderung 
5 10 angedienten Güter. Davon betroffen werden alle 
% welche bei Eintritt dieſer Verhältniſſe noch nicht in das 
rn 
7 nach eine gehobene Stellung im Verhältnis zum Barriſter⸗ 
dor, „„ er alle Elemente umfaßt, die überhaupt die Qualifikation 
55 erlangt haben. N. 
) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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Rheinſchiff überladen waren.“ Über die Frage, wann der Be: 
freiungsgrund eines Arbeiterausſtandes vorliege, äußert das 
RG. ſich wie folgt: Für die Wirkung eines Arbeiterausſtandes 
als Befreiungsgrund erſcheint es nach Treu und Glauben und 
nach den allgemeinen Verkehrsanſchauungen notwendig, daß der 
Arbeiterausſtand gerade den dem Vertrage zugrunde liegenden 
Geſchäftszweig betroffen hat, ſei es, daß eine derjenigen Arbeiter⸗ 
gruppen, deren Tätigkeit zur Ausführung des Vertrages er: 
forderlich iſt, ſelbſt in den Ausſtand getreten iſt, ſei es, daß 
eine der beteiligten Arbeitergruppen, wenngleich ſelbſt arbeit⸗ 
willig, durch den Ausſtand anderer Arbeitergruppen in der 
Entfaltung ihrer Tätigkeit beeinträchtigt wird. Immer aber 
erſcheint ein unmittelbarer Zuſammenhang zwiſchen dem Arbeiter: 
ausſtande und der Vertragserfüllung in der Weiſe als not⸗ 
wendig, daß der Arbeiterausſtand eine Verringerung der Ent⸗ 
ſaltung von Arbeitskräften in denjenigen Arbeitergruppen zur 
Folge hat, die zur Ausübung der Vertragshandlungen üblicher⸗ 
weiſe heranzuziehen ſind. Iſt dies der Fall, ſo liegen die 
Vorausſetzungen der Streikklauſel vor, und der intereſſierte 
Vertragsteil kann ſich auf die Klauſel berufen, ohne abwarten 
zu brauchen, ob ſich ihm durch Heranziehung auswärtiger 
Arbeitskräfte vielleicht die Möglichkeit bieten wird, den Vertrag 
ohne Vermögenseinbuße zu erfüllen. Andererſeits vermag aber 
die Tatſache allein, daß der Ausſtand einer bei der Vertrags⸗ 
erfüllung nicht beteiligten Arbeitergruppe eine Lohnerhöhung 
bei anderen nicht in den Ausſtand getretenen Gruppen oder 
ſonſtige Preisſteigerungen zur bloß mittelbaren Folge gehabt 
hat, die Wirkſamkeit der Klauſel nicht zu begründen. Derartige 
Begleiterſcheinungen könnten ebenſogut durch andere Vorkommniſſe 
hervorgerufen ſein; ſie ſind keine charakteriſtiſchen Folgen eines 
Arbeiterausſtandes, deſſen Weſen ſich vornehmlich darin äußert, 
daß in dem beſonderen Geſchäftszweige, in dem die ſtreikenden 
Arbeiter bisher tätig geweſen ſind, eine planmäßige Ver⸗ 
ringerung des Angebots von Arbeitskräften ſtattfindet. M. 
e. A.⸗G. für Transport uſw., U. v. 19. Okt. 12, 418/11 J. — 
Düſſeldorf. [L.] 

2. 88 276, 277 BGB. Auch wenn einem Verwaller 
die freieſte Stellung vertragsmäßig eingeräumt iſt, haftet er 
doch für jedes Verſchulden.] 

Die Reviſion macht geltend, auch wenn davon ausgegangen 
werde, daß dem Auguſt v. Th. die denkbar freieſte Stellung 
als Verwalter eingeräumt geweſen ſei, müſſe er doch bei 
unwirtſchaftlichen Maßnahmen diejenige Sorgfalt vertreten, die 
jedem Verwalter obliege, und hafte er dem Beklagten nicht 
bloß für vorſätzliche oder grob fahrläſſige Schädigungen. Der 
Reviſion iſt zuzugeben, daß die Anſicht des BG., Auguſt v. Th. 
habe nur für Vorſatz oder grobe Fahrläſſigkeit aufzukommen 
gehabt, im Geſetze keine Rechtfertigung findet. Die vom BG. 
neben den $8 276, 277 BGB. angeführten 88 8—18 I, 3, 
88 277283 I, 5 AsR. find, abgeſehen davon, daß fie nur 
Begriffsbeſtimmungen und allgemeine Vorſchriften über Haftung 
für Verſehen enthalten, nicht anwendbar. Durch den unter der 
Herrſchaft des BGB. geſchloſſenen Vertrag vom 28. Juni 1905 
find die Rechtsverhältniſſe zwiſchen Auguſt v. Th. und dem 
Beklagten, wenngleich auf den früheren Vertrag zwiſchen den 
urſprünglichen Miteigentümern vom 23. Juni 1898 Bezug 
genommen ift, doch neu geregelt worden. Die Abholzung der 
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ſog. Ellernfichten hat Ende des Jahres 1907 ſtattgefunden, 
und die Verpachtungen, wegen deren der Beklagte im gegen⸗ 
wärtigen Rechtsſtreite Schadenserſatzanſprüche geltend macht, 
ſind nach dem Vorbringen des Beklagten ebenfalls nach Ab⸗ 
ſchluß des erſteren Vertrages erfolgt. Daher beſtimmt ſich nach 
den Vorſchriften des BGB. das Maß der Haftung des Auguſt 
v. Th. im Hinblick auf dieſe Maßnahmen. Nach der Auslegung 
des BG. iſt durch den Vertrag dem Auguſt v. Th. als Mit⸗ 
eigentümer von dem anderen Miteigentümer, dem Beklagten, 
die alleinige Verwaltung des gemeinſchaftlichen Gutes ſowie die 
für ſeine Lebenszeit unentziehbare Vollmacht zu Verfügungen in 
Vertretung des Beklagten übertragen worden. Das BGB. 
enthält nicht, wie das PrALR. in 88 109 ff. I, 14, beſondere 
Beſtimmungen über den Verwaltungsvertrag. Iſt die Führung 
der Verwaltung gegen Gewährung von Entgelt übernommen, 
finden auf den Vertrag die Beſtimmungen über den Dienſt⸗ 
vertrag (88 611 ff. BGB.) Anwendung; andernfalls iſt das 
Rechtsverhältnis zwiſchen dem Geſchäftsherrn und dem Ver⸗ 
walter als ein Auftragsverhältnis nach Maßgabe der 
SS 662 ff. BGB. zu beurteilen. Danach aber haftet der 
Verwalter dem Geſchäftsherrn ſelbſt im Falle der Un⸗ 
entgeltlichkeit für jede, nicht bloß für grobe Fahrläſſigkeit. 
Denn nach § 276 BGB. hat der Schuldner, ſofern nicht ein 
anderes beſtimmt iſt, Vorſatz und jede Fahrläſſigkeit zu ver⸗ 
treten, und hinſichtlich der Haftung des Beauftragten im 
Verhältnis zum Auftraggeber enthält das BGB. keine beſondere 
Beſtimmung, fo daß die Regel des 8 276 auch auf den Beauf⸗ 
tragten Anwendung findet. Aus dem vom BG. angeführten 
5 277 BGB., wonach, wer nur für diejenige Sorgfalt ein⸗ 
zuſtehen hat, die er in eigenen Angelegenheiten anzuwenden 
pflegt, von der Haftung wegen greber Fahrläſſigkeit nicht 
befreit iſt, folgt nichts anderes. Dieſe Vorſchrift gibt nur eine 
Beſtimmung für die Fälle, in denen nach Maßgabe von 
Sondervorſchriften lediglich für die in eigenen Angelegenheiten 
angewendete Sorgfalt gehaftet wird. Eine ſolche Sonder⸗ 
vorſchrift iſt hinſichtlich des Beauftragten nicht gegeben. Auguſt 
v. Th. haftete daher dem Beklagten nach dem Geſetz für jede 
Fahrläſſigkeit bei Vornahme von Verwaltungsmaßregeln. Daß 
etwa vertraglich ſeine Haftung beſchränkt worden wäre, iſt vom 
BG. nicht feſtgeſtellt, auch von der Klägerin nicht behauptet. 
Hiernach beruht der allgemeine Ausſpruch des BG., daß Auguſt 
v. Th. nur für abſichtliche oder grob fahrläſſige Schadens⸗ 
zufügung hafte, auf Rechtsirrtum. v. W. c. v. Th., U. v. 
16. Okt. 12, 110/12 V. — Berlin. [S.] 

3. 88 459 ff. BGB. Anfechtung eines Kaufes wegen 
argliſtiger Täuſchung; Zuläſſigkeit der Anfechtung nach Über⸗ 
gabe der Kaufſache. Zum Begriffe der Arglift.] 

Der Beklagte verkaufte ſein Gaſthaus durch notariellen 
Vertrag vom 15. Dezember 1909 für 42 000 . unter Aus⸗ 
ſchluß der Haftung für Mängel an die Kläger. Späteſtens am 
15. Dezember 19099 erfolgte die Übergabe, eine Auflaſſung har nicht 
ſtattgefunden. Mittels Klageerhebung vom 18. April 1910 
fochten die Kläger den Vertrag wegen argliſtiger Täuſchung und 
Irrtums hinſichtlich der Pilzzerſtörungen im Obergeſchoß des 
Hauſes an und verlangten Anerkennung der Nichtigkeit des Ver⸗ 
trags und Rückzahlung ihrer Anzahlungen und ausgelegten Ver⸗ 
tragskoſten. Aus den Gründen: Das BG. ſtellt feſt, daß das: 


NE 2. 1913. 
Haus zur Zeit des Kaufabſchluſſes mit, wenn auch vielleicht 
abgeſtorbenen, ſo doch bedenklichen Pilzen erheblich behaftet war, 
daß der Beklagte Schwammverdacht hegte und daß er dieſen 
für den Kaufswillen der Kläger erheblichen Umſtand dieſen mit⸗ 
teilen mußte. Die Reviſion bezweifelt zunächſt mit Unrecht, ob 
die Vertragsanfechtung wegen argliſtiger, durch Verſchweigen 
begangener Täuſchung nach Übergabe des Hauſes überhaupt 
ſtatthaft ſei. Schon der Vorderrichter hat dies mit Recht bejaht 
und die etwaige Ausnahme, die für Gattungskauf zu machen 
ſei — vgl. RG. 70, 428 —, für unanwendbar auf den vor⸗ 
liegenden Fall erklärt. Hätten freilich die Kläger das Haus in 
Kenntnis des Mangels angenommen, ſo könnte darin eine Be⸗ 
ſtätigung des Vertrags gefunden werden, aber dieſe Kenntnis 
iſt bis jetzt nicht erwieſen und ohne ſie iſt kein Grund erfindlich, 
wegen deſſen das Geſchäft unanfechtbar ſein ſoll. Das erwähnte 
Urteil in RG. 70, 428 entſcheidet über einen Gattungskauf 
und kann daher hier, wo es ſich um den Kauf einer beſtimmten 
Sache handelt, zur Anwendung des §8 137 GVG. keinen Anlaß 
geben. Weiter erklärt es der Reviſionskläger für rechtsirrig, 
daß in dem Verſchweigen eines unbegründeten Schwamm⸗ 
verdachts eine kauſale Argliſt liege. Er will damit wohl ſagen, 
daß echter Hausſchwamm (merulius lacrymans) nicht vorlag, 
alſo auch das Glauben des Klägers an ihn unrichtig und deſſen 
Verſchweigen ein untaugliches Mittel war, die Käufer zu 
täuſchen. Aber in ſolch enger Begrenzung iſt der Begriff 
„Schwammverdacht“, wie ihn die Kläger und die Vorderrichter 
im Sinne haben, nicht zu verſtehen. Die letzteren ſtellen auf 
Grund des Gutachtens des Sachverſtändigen feſt, daß das Haus 
zur Zeit des Abſchluſſes des Kaufvertrages mit holzzerſtörenden 
Pilzen behaftet war, daß dieſe das Holzwerk zum Teil bis an 
die Balkenlagen beſchädigt hatten, daß man jene Pilze als 
„Trockenfäule“ anſprechen könne, daß der Beklagte dieſen Fehler 
gekannt habe und ihn als für den Kaufswillen erheblich nach 
Treu und Glauben den Klägern hätte mitteilen müſſen, was 
aber — wie unbeſtritten — nicht geſchehen iſt. Damit ſind 
die Erforderniſſe argliſtigen Verſchweigens einwandfrei und ohne 
Rechtsirrtum feſtgeſtellt. Darauf, ob die jedenfalls ſehr ge⸗ 
fährlichen Pilze echter Hausſchwamm oder polyporus vaporarius, 
Trockenfäule, oder ſonſt dergleichen geweſen ſind, kommt nichts 
Weſentliches an, und daß der Beklagte etwa vom gänzlichen 
Abſterben und Nichtweiterwuchern der Pilze überzeugt geweſen 
iſt, verneint der BerR. Hiergegen iſt ebenſowenig eine Rüge 
erhoben worden als dagegen, daß im Bu. nicht ausdrücklich 
abſichtliches Verſchweigen des Beklagten für alle Fälle, ins⸗ 
beſondere für den Fall feftgeftellt iſt, daß die Kläger den Mangel 
nicht kennen. Dieſe Feſtſtellung iſt übrigens als in der Geſamt⸗ 
begründung des BU. enthalten anzuſehen. Es genügt aber, 
daß der Verkäufer mit der Möglichkeit der Mangelunkenntnis 
des Käufers rechnete. Vgl. RG. 62, 302. G. c. G., U. v. 
26. Okt. 12, 170/12 V. — Naumburg. (L.] 

4. 5 624 BGB. Anwendbarkeit der Beſtimmung bei 
Vorliegen mehrerer Verträge.] 

Durch Vertrag vom 13. Dezember 1905 hat der Kläger 
den Beklagten als Schauſpieler für die Zeit vom 1. Sep⸗ 
tember 1906 bis zum 31. Auguſt 1914 angenommen; ſchon vor 
dem Eintritte des Beklagten ift jedoch durch Nachtragsabkommen 
vom 13. Juni 1906 die Dauer des Vertragsverhältniſſes unter 


42. Jahrgang. 
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Abänderung jenes Vertrages auf die Zeit vom 1. Oktober 1906 
8 zum 4. Januar 1907, vom 15. Februar 1907 bis zum 
15. April 1907 und vom 1. September 1907 bis zum 31. Auguſt 
1912 beſtimmt worden. Am 28. Auguſt 1907 haben dann die 
Parteien einen einige abweichende Beſtimmungen enthaltenden 
weiteren Anſtellungsvertrag für die Zeit vom 1. September 1912 
bis zum 31. Auguſt 1915 geſchloſſen. Unter Becufung auf 
$ 624 BGB. hat der Beklagte am 24. Februar 1911 das 
Vertragsverhältnis zum 1. März 1912 gekündigt; dieſe Kündi⸗ 
El iſt in einem Vorprozeß, ohne daß über die Frage der 
Anwendbarkeit des § 624 entſchieden iſt, für unwirkſam erklärt, 
weil zur Zeit der Kündigung die fünfjährige Friſt des 8 624 
noch nicht abgelaufen war. Nachdem dann der Beklagte das 
Recht in Anſpruch genommen hatte, zum 1. April 1913 zu 
kündigen, hat der Kläger auf Feſtſtellung geklagt, daß dem Be⸗ 
klagten dieſes Recht nicht zuſtehe und daß er verpflichtet ſei, 
bis zum 31. Auguſt 1915 ſeine Verpflichtungen gegenüber dem 
ander aus dem Vertrage zu erfüllen. Dieſe Klage iſt von dem 
26. abgewieſen, Berufung und Reviſion des Klägers ſind 
zurückgewieſen. Der § 624 BGB. ſetzt nach Wortlaut und 
Zweck nur voraus, daß ein Dienſtverhältnis für längere Zeit 
als fünf Jahre eingegangen iſt. Er unterſcheidet nicht, ob das 
Dienstverhältnis auf einem oder auf mehreren Verträgen beruht, 
15 ob es letzterenfalls durch den zweiten Vertrag unter den 
bisherigen Bedingungen verlängert iſt oder die Vertragsbedin⸗ 
gungen abgeändert ſind; es genügt, daß der Dienſtverpflichtete 
ſich demſelben Dienſtberechtigten gegenüber durch die mehreren 
erträge zu gleichen oder gleichartigen Dienſten verpflichtet hat 
und die in den Verträgen vereinbarte Geſamtdauer des Dienſt⸗ 
verhältniſſes fünf Jahre überſteigt. Die Vorſchrift des 8 624 
beruht auf der Erwägung, daß eine über eine gewiſſe Zeit 
hinausgehende dauernde Feſſelung des Dienſtverpflichteten aus 
ſoſialpolitiſchen und volkswirtſchaftlichen Gründen unzuläſſig ſei, 
(Motive zum BGB. Bd. 2 S. 466), daß eine längere als fünf. 
Ahrige Gebundenheit den Dienftverpflichteten übermäßig in der 
Perjönlichen Freiheit beſchränke und dem Gange der modernen 
Entwicklung widerſtrebe, die darauf gerichtet ſei, die wirtſchaft⸗ 
liche Freiheit des Dienſtverpflichteten, des wirtſchaftlich Schwachen 
5 erweitern (Prot. Bd. 2 S. 300; Denkſchrift zum BGB. 
5 3105 Stenograpfifce Berichte über die Beratung des BGB. 
0 ichstage S. 737, 2812 ff.). Auf längere Zeit eingegangene 
n ſind aber nicht für nichtig erklärt, ſondern dem 
chern iſt nur das Recht gewährt, nach dem Ab: 
plichige fünf Jahren zu kündigen. Demnach ſoll der Dienſt⸗ 
e Ablaufe der fünf Jahre das Recht haben, zu 
1 > die Fortſetzung des Dienſtverhältniſſes feinen Intereſſen 
lichen 5 oder ob die Bedingungen des Vertrages, ſeine perſön⸗ 
EM die Perſönlichkeit oder die Verhältniſſe des 
un duchtigten oder etwaige ſonſtige Umſtände ihm die Auf⸗ 
Nach Nees Dienſtverhältniſſes wünſchenswert erſcheinen laſſen. 
de Vie eRling des 8 624 würde nun, ſtreng genommen, 
durch eine !pflichtete fi) erſt nach dem Ablaufe der fünf Jahre 
’ N neuen Dienſtvertrag demſelben Dienſtberechtigten 

9 gleicher oder gleichartiger Dienſte bindend ver⸗ 


zur Leiſtun 
pflichten kz En 
A können; — es iſt insbeſondere auch nicht, wie der 


Vorderrichte 


Abſchluß anzunehmen Scheint, während der fünf Jahre zum, 


eines (nicht gemäß § 624 kündbaren) Vertrags bis 


zum Ablaufe von fünf Jahren von dem neuen Vertragsſchluß 
ab, alſo z. B. nach Ablauf zweier Dienſtjahre für das ſechſte 
und ſiebente Dienſtjahr befugt, auch das würde ſachlich eine 
Umgehung des 8 624 darſtellen. — Dieſes Ergebnis iſt jedoch 
von dem Geſetzgeber ſicher nicht gewollt; es würde über den 
Zweck der Beſtimmung des $ 624 hinaus die Vertragsfreiheit 
des Dienſtverpflichteten beſchränken und mit den berechtigten 
Intereſſen beider Vertragsparteien, welche die Möglichkeit einer 
früheren Verlängerung des Dienſtverhältniſſes auf beſtimmte 
Zeit erfordern, unvereinbar ſein. Dieſen Intereſſen kann man 
nur dadurch gerecht werden, daß man die Verlängerung des 
Dienſtverhältniſſes ſchon eine angemeſſene Zeit vor dem Ablaufe 
der fünf Jahre zuläßt. Welche Friſt als angemeſſen zu erachten 
iſt, kann nur nach den beſonderen Umſtänden des einzelnen 
Falles beſtimmt werden. Entſcheidend iſt, ob der Dienſtpflichtige 
bereits die Umſtände zu überſehen vermag, welche für ſeine 
Entſcheidung von Bedeutung find, ob er von feinem Kündigungs⸗ 
rechte Gebrauch machen oder das Dienſtverhältnis fortſetzen will. 
Bei einem Vertragsverhältniſſe zwiſchen einem Theaterdirektor 
und einem Schauſpieler, wie es hier vorliegt, nimmt der Senat 
an, daß der Schauſpieler in der Regel nach vierjähriger Dauer 
des Vertragsverhältniſſes in der Lage fein wird, die Verhältniſſe 
zu überſehen, und daher regelmäßig in dem fünften Vertrags⸗ 
jahre ſich auf weitere fünf Jahre unkündbar binden kann. Wenn 
der Kläger ausführt, daß durch den $ 624 die Schauſpieler nicht 
gehindert würden, jederzeit während des Beſtehens eines mehr⸗ 
jährigen Dienſtverhältniſſes ſich für fünf Jahre nach deſſen 
Beendigung einem anderen Theaterdirektor bindend zu ver⸗ 
pflichten, ſo kann die Richtigkeit dieſes Satzes dahingeſtellt bleiben, 
da er für die Entſcheidung des vorliegenden Rechtsſtreits ohne 
Bedeutung iſt; die daraus von dem Kläger gezogene Folgerung, 
daß man deshalb auch einen ſolchen Vertragsſchluß zwiſchen 
dem Schauſpieler und ſeinem gegenwärtigen Direktor zulaſſen 
müſſe, iſt jedenfalls mit der Vorſchrift des 8 624 nach deſſen 
Wortlaut und Zweck unvereinbar. In dem vorliegenden Falle 
hat der Beklagte ſich durch den Vertrag vom 28. Auguſt 1907 
bereits vor Beginn der in dem früheren Vertrage beſtimmten 
fünfjährigen Vertragszeit für das ſechſte, ſiebente und achte Jahr 
verpflichtet; er iſt daher nach § 624 zur Kündigung befugt. 
R. C. W., U. v. 25. Okt. 12, 197/12 III. — Berlin. [L.] 

5. 8761 BGB. Zum Begriff des Leibrentenvertrages.] 

Der Rentner Albert M. und ſeine Ehefrau haben am 
15. April 1899 ein gemeinſchaftliches Teſtament errichtet, worin 
ſie ſich gegenſeitig zu Univerſalerben einſetzten, eine Reihe von 
Vermächtniſſen ausſetzten, die nach dem Tode des Überlebenden 
ausgezahlt werden ſollten und den danach verbleibenden Reſt 
ihres Vermögens der jüdiſchen Gemeinde in Berlin zuwendeten. 
Der Überlebende ſollte bis zu ſeinem Tode im vollen Genuß 
des beiderſeitigen Vermögens verbleiben und unter Lebenden 
auch über die Maſſe frei verfügen dürfen. Unter den aus⸗ 
geſetzten Vermächtniſſen befand ſich eine der Klägerin vermachte 
lebenslängliche Rente von jährlich 1000 . Die Beklagten 
ſind in dem Teſtamente zu Teſtamentsvollſtreckern beſtimmt und 
haben dieſes Amt nach dem Ableben beider Eheleute an⸗ 
genommen. Die Ehefrau ſtarb am 5. Februar 1905. Der 
Ehemann trat die Erbſchaft nach ihr an. Er ſelbſt ſtarb am 
4. Februar 1908. Die Klägerin hat bis zu ſeinem Tode ihm 
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den Haushalt geführt. Wegen des ihr von den beiden Ehe: 
leuten M. ausgeſetzten Vermächtniſſes beſteht unter den Parteien 
lein Streit. Albert M. hat jedoch nach dem Tode ſeiner Ehe⸗ 
frau am 25. Mai 1906 ein Nachtragsteſtament errichtet und 
darin der Klägerin außer der ihr ſchon vermachten lebens⸗ 
länglichen Rente von 1000 * eine zweite jährliche Rente von 
1000 , aber nur auf 15 Jahre von ſeinem Tode an, ver⸗ 
macht. Die Klägerin will für ihre Dienſtleiſtungen im Haus⸗ 
balte des Albert M. von dieſem eine weitergehende Zuſage er⸗ 
halten haben. Sie behauptet, M. habe ihr mündlich verſprochen, 
daß fie nach ſeinem Tode außer den bereits ausgeſetzten 1000 % 
fernere 1000 / auf Lebenszeit erhalten würde. Sie habe ihr 
Verbleiben bei M. davon abhängig gemacht, daß ihr dieſe 
weitere Rente ſicher ſei, worauf M. ſein Verſprechen wiederholt 
habe. Die Klägerin erhebt Anſprüche auf Grund des Ver: 
ſprechens. Das Verſprechen, die Rente auf Lebenszeit zu ent⸗ 
richten, haben beide Vorinſtanzen wegen Nichteinhaltung der 
Formvorſchrift des 8 761 BGB. für nichtig gehalten (8 125 
BGB.). Dieſer Annahme iſt das RG. nicht beigetreten, hat 
vielmehr die Rüge der Reviſion, daß S 761 BGB. durch un⸗ 
richtige Anwendung verletzt ſei, für begründet gehalten. Der 
Vertrag, den die Klägerin ihrer Behauptung nach mit Albert M. 
abgeſchloſſen hat, war ein Dienſtvertrag (S 611 BGB.). Sie 
empfing das Verſprechen einer Vergütung gegen die Zuſage 
häuslicher Dienſte. Als M. noch lebte, beſtand dieſe Vergütung 
in Gehalt und Verpflegung; dies iſt in den Urteilsgründen des 
LG. erwähnt und die Richtigkeit deſſen in der Berufungsinſtanz 
von keiner Seite in Zweifel gezogen worden. Für die Zeit 
nach dem Tode des M. ſollten, wenn die Behauptung der 
Klägerin richtig ift, alljährlich weitere 1000 % hinzukommen, 
die ihr für ihre Lebenszeit zugeſichert wurden. Der Dienſt⸗ 
vertrag enthielt alſo für den Fall, daß die Dienſtverpflichtete 
den Dienſtberechtigten überlebte, zugleich ein Ruhegehalts⸗ 
verſprechen. Nun beſteben in der Rechtslehre, wie ſchon das 
LG. eingehend erörtert hat, entgegengeſetzte Anſichten darüber, 
ob die Zuſicherung eines Ruhegehalts in einem Dienſtvertrage 
unter den Begriff des Leibrentenverſprechens fällt und darum 
der Formvorſchrift des § 761 unterliegt. Sieht man aus⸗ 
ſchließlich auf die regelmäßige Wiederkehr und die Dauer der 
verſprochenen Leiſtungen, ſo läßt ſich allerdings ein Unterſchied 
zwiſchen dem Ruhegehalt und der Leibrente nicht erkennen. Für 
die Einordnung unter den Leibrentenbegriff ſpricht auf den 
erſten Blick auch der Umſtand, daß die Ruhegehaltsbezüge nicht 
mehr wie die ordentlichen Gehaltsbezüge neben den Dienſt⸗ 
leiſtungen einhergehen; ſie ſind bereits durch die Geſamtheit der 
vorangehenden Dienſtleiſtungen abgegolten. Wird indeſſen an 
der bisherigen Rechtſprechung feſtgehalten, ſo iſt für die Frage, 
ob man es mit einem Leibrentenverſprechen zu tun hat, die in 
einem gegenſeitigen Vertrage dem Verſprechenden zugeſicherte 
Gegenleiſtung überhaupt ohne Bedeutung; es kann dabei alſo 
auch auf das Zeitverhältnis der beiderſeitigen Leiſtungen nicht 
ankommen. Andererſeits erſchöpft ſich der Leibrentenbegriff nicht 
darin, daß dem Berechtigten für ſeine oder eines anderen Lebens⸗ 
zeit periodiſche Leiſtungen verſprochen werden. Das Leibrenten⸗ 
verſprechen beſteht vielmehr in einer ſchuldrechtlichen Geſtaltung 
eigener Art, vermöge deren die verſprochene Rente dem Empfänger 
des Verſprechens als ein in ſich geſchloſſenes einheitliches Recht 


beſtellt wird, ein Recht, daß den Anſpruch auf die fortlaufenden 
Einzelbezüge nur vermöge ſeines Beſtehens aus ſich ſelbſt hervor⸗ 
bringt (RG. 67, 207 ff.; 68, 340 ff.). Durch die Begründung 
eines ſolchen dem anderen Teile eingeräumten Stammrechts 
erfüllt der Verſprechende bereits den die Zuſicherung der Rente 
enthaltenden kauſalen Vertrag (vgl. RG. 67, 211 ff.). Die 
Einzelbezüge der Rente find Nutzungen des Leibrentenrechts 
(SS 99, 100, 1073 BGB.) und nicht mehr oder doch nur 
mittelbare Gegenleiſtungen für die im Falle des gegenſeitigen 
Vertrages von dem anderen Teile verſprochenen Leiſtungen. 
Nimmt daher in einem Dienſtvertrage das dem Dienſt 
verpflichteten ausgeſetzte Ruhegehalt die Geſtalt der Leibrente 
an, ſo geht inſoweit die Erfüllung des Grundvertrages durch den 
Dienſtberechtigten den Dienſtleiſtungen voraus, und es gehört 
nur noch die Erfüllung der Bedingung, auf die das Ruhegehalts⸗ 
verſprechen abgeſtellt iſt, dazu, daß der Dienſtverpflichtete in 
den Genuß des Ruhegehalts eintritt. Daß eine derartige Ge— 
ſtaltung des Schuldverhältniſſes den getroffenen Vereinbarungen 
unter Umſtänden ſelbſt dann entſprechen kann, wenn das Ruhe 
gehalt nicht mit ausdrücklichen Worten als Leibrente verſprochen 
wird, läßt ſich nicht in Abrede ſtellen. Es kann dies beiſpiels⸗ 
weiſe dann zutreffen, wenn bei einem Übergang aus dem öffent⸗ 
lichen Dienſt in den Privatdienſt der Dienſtverpflichtete ſein 
Ausſcheiden aus der öffentlichen Dienſtſtellung von der Zu: 
ſicherung abhängig gemacht hat, daß er in Anſehung des Ruhe⸗ 
gehalts in gleicher Weiſe geſtellt werde wie als Beamter oder 
daß ihm nach ſeinem Ausſcheiden aus der Beamtenſtellung das 
Ruhegehalt ſelbſt dann zu gewähren ſei, wenn er vor dem 
Antritt des Privatdienſtes dienſtunfähig werden ſollte. In ſo⸗ 
gearteten oder ähnlichen Fällen wird ſich ſchwerlich annehmen 
laſſen, daß bei der Erteilung des Penſionsverſprechens von dem 
Formerfordernis des §S 761 BGB. abgeſehen werden könne. 
Solche Fälle ſind dann aber Ausnahmen von der Regel. Denn 
unter gewöhnlichen Verhältniſſen läßt ſich nicht annehmen, daß 
das Gehaltsverſprechen und das Ruhegehaltsverſprechen nach 
dem Willen der Beteiligten in irgendeiner voneinander ver— 
ſchiedenen Bedeutung erteilt und angenommen werden. Sie 
ſtehen, wenn die Auffaſſung des täglichen Lebens und das 
natürliche Rechtsempfinden entſcheiden, im Weſen gleich. Auch 
das Ruhegehalt ſoll erſt erdient werden und wird gemeinhin 
nicht im Sinne einer auf der Stelle ſich vollziehenden Ein: 
ſetzung in ein nur noch von der Bedingung der Dienſtunfähigkeit 
oder der Erreichung einer beſtimmten Dienſtzeit ahhängiges 
Recht erteilt. Der Dienſtverpflichtete empfängt die Ruhegehalts⸗ 
bezüge allerdings als Gegenleiſtung nicht für ſeine in beſtimmten 
Zeitabſchnitten geleiſteten Dienſte, wohl aber für die Geſamtheit 
der Dienſtleiſtungen. Ebenſo verhält es ſich aber auch mit den 
ordentlichen Gehaltsbezügen, wenn ſie bedungenermaßen während 
dienſtfreier Zeitabſchnitte fortzuentrichten ſind, ohne daß ſie 
jemals dadurch zur Leibrente werden. Daß bei der Frage, ob 
Dienſtvertrag mit Penſionsverſprechen eine Leibrentenbeſtellung 
enthält, die Verkehrsanſchauung von weſentlicher Bedeutung iſt, 
wird in der Literatur mit Recht von Dernburg, Bürgerliches 
Recht Bd. 2 S 201 unter V, gelehrt. Auf dem gleichen Stand⸗ 
punkte ſteht bei der ſtempelrechtlichen Beurteilung ſolcher Ver⸗ 
träge nach der preußiſchen Stempelſteuergeſetzgebung die bis⸗ 
herige Rechtſprechung (Striethorſt Arch. 86, 213 ff.; RG. 64, 134). 
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— das jetzt geltende bürgerliche Recht iſt darauf um ſo mehr 
ed zu legen, als die Geſetzgebung davon abgeſehen hat, 
= Begriff der Leibrente im BGB. von ſich aus zu beſtimmen. 
Es ſollte der Rechtslehre und der Rechtſprechung überlaſſen 
bieiben, den Begriff herauszubilden (Mot. Bd. 2 S. 637, Bd. 3 
S. 543; Prot. IL Leſung Bd. 2 S. 486 ff., Bd. 3 S. 417). 
Für eine die Verkehrsanſchauung und das Verkehrsbedürfnis 
in erſter Linie berückſichtigende Löſung hat die Geſetzgebung 
damit freien Spielraum gewährt. Dem entſpricht die bisherige 
Rechtſprechung des RG., die insbeſondere auch im Hinblick auf 
das Formerfordernis des § 761 den Begriff der Leibrente in der 
vorhin erwähnten Weiſe genauer entwickelt hat (RG. 67, 207 ff.; 
68, 343; JW. 11, 44910). An ihr iſt auch im gegebenen Falle 
eſtzuhalten. S. c. M.s Teſtamentsvollſtrecker, U. v. 12. Okt. 12, 
4,12 IV. — Berlin. L. 
a»: 8 323 BGB. Wo durch Polizeiverordnung den An⸗ 
liegern die Streupflicht auferlegt iſt, beſteht eine ſolche für die 
Stadt nicht.] 
„ . Auf den weiteren Entſcheidungsgrund des BG, daß 
die Beklagte auch in ihrer Eigenſchaft als Stadtgemeinde zu 
ſtreuen verpflichtet geweſen wäre, kommt es ſomit nicht mehr 
* Ihm würden übrigens, was hier kurz angedeutet ſein 
moge, erhebliche rechtliche Bedenken entgegenſtehen. Wo nämlich 
Parc Polizeiverordnung die Streupflicht bei Winterglätte zu⸗ 
äſſig den Anliegern auferlegt iſt, beſteht eine ſolche für 
= Stadt nicht (Urteil des Senats vom 14. Oktober 1911, 
i 1 14/11), Zudem hieße es die verkehrserforderliche Sorgfalt 
u Sinne des § 276 BGB. überſpannen, wenn man eine 
Siadtgemeinde für verpflichtet halten wollte, auch die Fahr⸗ 
aus uneingeſchränkt überall da zu beſtreuen, wo beſondere 
= pie für die Fußgänger fehlen. Nur beſondere Be⸗ 
fürfniſſe des Verkehrs, die hier aber nicht feſtgeſtellt find, 
önnen es unter Umſtänden rechtfertigen, daß auch der Fahr⸗ 
damm ſtrecken⸗ und ſtellenweiſe, z. B. hinſichtlich gewiſſer 
Ubergangsſtreifen an Straßenkreuzungen, beſtreut werden muß 
(Urteil des Senats vom 13. Juni 1912, VI 509/11). A. c. B., 
U v. 21. Ott. 12, 144/12 VI. — Hamm. S.] 
7. 8 826 BGB. unter welchen Vorausſetzungen iſt 
ein Boykott zuläſſig ?] 
Der Kläger, ein Mitglied der 
umung, betreibt auf der Veddel zu Hamburg ein offenes 
Schlachtergeſchäft. Anfang 1910 wandten ſich vier ſeiner 
deſelen an die beklagte Ortsverwaltung, deren erſter Vorſitzender 
= Vellagte 2 war, damit bei dem Kläger auf Verbefferung 
ah 1 ebeitsbebingungen; auf eine geregelte Arbeitszeit unter 
35 = tung der Pauſen, Bezahlung von Uberſtunden, Vergütung 
3 bendbrots am Sonntag und Aufhebung der Verpflichtung, 
Aber i des Meiſters zu ſchlafen, hingewirkt werde, Anfang 
. 1910 forderten die Beklagten von dem Kläger An⸗ 
s ung eines ihm vorgelegten Tarifvertragsentwurfs. Der 
he antwortete, daß er als Innungsmitglied den Verband 
s Vertreter der Geſellen anerkennen könne und es 
N mühe, mit ihm zu unterhandeln. Die Geſellen 
Beſchwerden oder Wünſche bei ihm direkt oder durch 
age Aelemausfgjuß anbringen. Darauf erließen die Be⸗ 
ließen an 1 röffentlichung in dem „Hamburger Echo“ und 
faſt gleichlautendes Flugblatt verteilen, worin nach 
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Darſtellung der Verhandlungen mit dem Kläger die Arbeiter 
aufgefordert wurden, bei ihm als einen Schlachtermeiſter, der 
als Arbeitgeber jede Verhandlung mit den Vertretern der 
Arbeiterſchaft grundſätzlich ablehne, nicht mehr zu kaufen. 
Nachdem eine Beſprechung zwiſchen den Obermeiſtern der 
Schlachterinnung und den Geſellen des Klägers zur Aufhebung 
des Boykotts nicht geführt hatte, ſperrte die Innung Ende 
April 1910 ſämtliche Mitglieder des Verbands aus. Der 
Boykott gegen den Kläger, zu deſſen Durchführung eine Reihe 
von Artikeln im „Hamburger Echo“ erſchienen ſind und um 
Mitte Juni 1910 ein weiteres Flugblatt der Beklagten verteilt 
wurde, iſt noch nicht aufgehoben. Ende Juli 1910 hat der 
Kläger Klage erhoben auf Verurteilung der Beklagten zur 
Unterlaſſung von Aufforderungen an die Arbeiter, den Verkehr 
und den Einkauf bei ihm einzuſtellen, ſowie zur Zahlung von 
Schadenserſatz an ihn. Das LG. hat die Beklagten verurteilt, 
die Veröffentlichung und Bekanntmachungen in Zeitungen und 
die Verbreitung von Flugblättern zu unterlaſſen, durch die 
unter Verſtoß gegen die guten Sitten durch Anwendung all— 
gemeiner auf das Solidaritätsgefühl der Arbeiter berechneter 
aufreizender und verhetzender Schlagworte das konſumierende 
Arbeiterpublikum aufgefordert wird, den geſchäftlichen Verkehr 
mit dem Kläger einzuſtellen und keine weiteren Einkäufe bei 
ihm zu machen; ferner den Anſpruch des Klägers auf Erſatz 
des ihm durch den Boykott ſeit dem 17. Juni 1910, d. i. ſeit 
der Verbreitung des damals erſchienenen Flugblatts verurſachten 
Schadens dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Auf die 
Berufung der Beklagten und die Anſchlußberufung des Klägers, 
der Erſatz feines ganzen Schadens anſtrebte, hat das OLG. 
die Klage in vollem Umfange abgewieſen. Das RG. hat auf 
Reviſion des Klägers die Berufung der Beklagten gegen das 
Urteil des LG. zurückgewieſen und den Schadenserſatzanſpruch 
des Klägers in vollem Umfange dem Grunde nach fir gerecht: 
fertigt erklärt. — Nach der Annahme des LG. haben die 
Beklagten den Boykott über den Kläger verhängt, weil er als 
Mitglied der Fleiſcherinnung ſich geweigert hat, die Organiſation 
des Zentralverbands der Fleiſchergeſellen anzuerkennen und 
ihren Tarifvertrag zu unterſchreiben. Dieſe Annahme wird 
durch den Inhalt der Kundgebungen beſtätigt, worin die 
Beklagten die Arbeiter und Arbeiterfrauen Hamburgs zur 
Meidung des Geſchäfts des Klägers aufforderten. Es heißt 
dort nach Wiedergabe der eine Verhandlung ablehnenden 
Zuſchrift des Klägers an den Zentralverband: „Herr K. erkennt 
alſo die Organiſation der Arbeiter nicht an und ſtellt ſich auf 
den Standpunkt des echten Scharfmachertums. Die Arbeiter⸗ 
kundſchaft, deren Anſchauungen Herr K. durch dieſes Schreiben 
aufs ſchwerſte beleidigt hat, wird nunmehr wiſſen, was ſie zu 
tun hat. Kein aufgeklärter Arbeiter und keine Arbeiterfrau 
dürfen noch fernerhin bei einem Schlachtermeiſter kaufen, der 
als Arbeitgeber jede Verhandlung mit den Vertretern der 
Arbeiterſchaft grundſätzlich ablehnt. Wenn Herr K. nicht mit 
der Organiſation der Arbeiter verkehren will, ſo ſtellt auch 
Ihr den Verkehr mit Herrn K. ein.“ Das LG. bemerkt, daß 
daneben die von den Beklagten dem Kläger unterbreiteten 
Forderungen der Geſellen auf Anderung ihrer Arbeits⸗ und 
Lohnverhältniſſe und die ſich daran knüpfenden Zwiſtigkeiten 
von untergeordneter Bedeutung waren. Auch das DRG. geht, 
12 
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davon aus, daß in dem Streit der Parteien die Regelung der 
Arbeitsverhältniſſe in den Hintergrund getreten ſei, Anlaß zum 
Boykott vielmehr die Weigerung des Klägers gegeben habe, 
die Organiſation des Zentralverbands anzuerkennen, ferner 
aber der in dem Tariſvertragsentwurf enthaltenen Forderung 
nachzukommen, wonach bei Neueinſtellungen die Geſellen vom 
Arbeitsnachweis des Zentralverbands zu beziehen ſein ſollten. 
Beide Vordergerichte erachten die Weigerung des Klägers, mit 
dem Zentralverband über einen Tarifvertrag zu verhandeln, 
als berechtigten Grund zum Boykott, und das BG. iſt der 
Meinung, als ein ſolcher Grund ſei auch die Weigerung des 
Klägers anzuſehen, ſich der in dem ihm vorgelegten Tarif 
vertrage enthaltenen Beſtimmung bezüglich des Arbeitsnachweiſes 
zu unterwerfen. Dieſer Anſchauung konnte das RG., wie der 
Fall hier liegt, nicht beitreten. Der Boykott, der in den 
gewerblichen Kämpfen zwiſchen Unternehmern und Arbeitern 
und auch bei der Austragung anderer Streitigkeiten (vgl. 
SW. 09, 1096 und RG. 76, 35) nicht als ein ſchon an ſich 
unzuläſſiges Kampfmittel anzuſehen iſt, bildet regelmäßig eine 
in das Erwerbsleben des Betroffenen tief eingreifende, ihn 
ſchwer ſchädigende Maßregel. Insbeſondere trifft dies er⸗ 
fahrungsgemäß dann zu, wenn gegen einen Gewerbtreibenden, 
der in einem überwiegend von Arbeiterfamilien bewohnten Ort 
oder Ortsteile ein auf den Einzelverkauf an dieſe Bevölkerungs⸗ 
kreiſe berechnetes Geſchäft betreibt, der Boykott durch einen 
Arbeitnehmerverband verhängt wird, und dabei durch die 
Preſſe und Flugblätter unter Anrufung des Gemeinſinns der 
Arbeiterſchaft zur Beteiligung daran auch weite Bevölkerungs⸗ 
kreiſe herangezogen werden, die an ſich an dem Streite, der zu 
dem Boykott Anlaß gegeben, unbeteiligt ſind. Wie nun dann, 
wenn Arbeitgeberverbände zur Wahrung berechtigter Intereſſen 
gegen einen Arbeiter einzuſchreiten ſich veranlaßt ſehen, mit 
Recht von ihnen verlangt wird, daß ſie zu Maßregeln, durch 
welche der Arbeiter beſonders weitgehend und ſchwer geſchädigt 
werden würde, dann nicht greifen, wenn dies bei gerechter 
Würdigung der Verhältniſſe eine gegen die Billigkeit verſtoßende 
Härte enthalten würde (vgl. RG. 57, 418), fo muß auch von 
den Arbeitnehmerverbänden gefordert werden, daß ſie mit der 
Verhängung eines Boykotts der oben bezeichneten Art nicht 
willkürlich, ohne daß dazu im gegebenen Falle ein zureichender 
Anlaß vorliegt, vorgehen, daß ſie dieſe beſonders gefährliche 
Waffe nicht mißbrauchen. Das aber iſt hier geſchehen. Bei 
dem Kläger, der mit ſechs Gehilfen arbeitete, handelte es ſich 
um einen handwerksmäßigen Betrieb, und es darf beim 
Mangel jeder entgegenſtehenden Parteibehauptung davon aus⸗ 
gegangen werden, daß die Geſellen mit ihm ſoweit in perſön⸗ 
licher Berührung ſtanden, daß ſie ausreichende Gelegenheit 
hatten, ihm ihre etwaigen Wünſche und Beſchwerden bezüglich 
der Geſtaltung ihres Arbeitsverhältniſſes bekannt zu geben, es 
iſt auch nicht behauptet worden, daß er etwa durch ſein Ver⸗ 
halten gegenüber ſeinen Gehilfen es dieſen erſchwert habe, ihm 
ihre Anliegen perſönlich vorzutragen. Es darf billig bezweifelt 
werden, ob es bei ſolcher Sachlage für ein befriedigendes 
Verhältnis zwiſchen Meiſter und Geſellen förderlich iſt, wenn 
ſich zwiſchen beide ohne weiteres die Organiſation, der die 
Geſellen insgeſamt oder zum Teil angehören, einſchiebt. 
Jedenfalls erſcheint der Wunſch des Meiſters, ſich über 


Meinungsverſchiedenheiten mit ſeinen Geſellen zunächſt perſönlich 
zu verſtändigen, durchaus berechtigt. Es war daher wohl 
erklärlich, daß der Kläger auf die ihm im April 1910 zu⸗ 
gegangene Zuſchrift ablehnte, die künftigen vertraglichen Be⸗ 
ziehungen zu ſeinen Geſellen durch ein Abkommen mit dem 
beklagten Verbande zu regeln; auch die Art, in der er dies 
unter Hinweis auf die ihm als Innungsmitglied gezogenen 
Schranken tat, war keineswegs in einem Tone gehalten, durch 
den ſich der beklagte Verband bzw. ſeine Vertreter mit Grund 
verletzt zu fühlen Anlaß hatten, er hatte auch ausdrücklich 
ſeine Geneigtheit, mit ſeinen Geſellen wegen deren etwaigen 
Wünſche und Beſchwerden zu verhandeln, Ausdruck gegeben, 
und nicht lange vorher auf die Vorſtellungen des beklagten 
Verbands zwei dieſem angehörende Geſellen, die er entlaſſen 
gehabt, wieder eingeſtellt, alſo an den Tag gelegt, daß er 
nicht ſchlechthin verweigere, ſich über eine ſeine Geſellen 
betreffende Angelegenheit mit dem Verbande zu verſtändigen. 
Der vorſtehend erwähnte Hinweis war auch begründet. In 
den Satzungen der Zwangsinnung, der der Kläger angehörte, 
iſt beſtimmt, daß bei Streitigkeiten zwiſchen Innungsmitgliedern 
und der Geſellenſchaft über Arbeitsbedingungen, Arbeitszeit 
und Lohnſätze durch gemeinſame Beratungen des Innungs⸗ 
vorſtandes und des Geſellenausſchuſſes eine Einigung verſucht 
werden ſoll. Ohne Verletzung der ihm gegenüber der Innung 
obliegenden Pflichten war danach der Kläger gar nicht in der 
Lage, dem jetzt in Frage ſtehenden Anſinnen zu entſprechen. 
Hinzu kommt noch folgendes. Bekanntlich ſind in den 
handwerksmäßig betriebenen Gewerben und namentlich in der 
Fleiſcherei, eine große Zahl von Geſellen tätig, die, weil fie 
Ausſicht haben, ſpäter ſelbſtändig zu werden, oder aus anderen 
Gründen, gefliſſentlich der gewerkſchaftlichen Organiſation fern 
bleiben. In der Tat waren nach dem internationalen Bericht 
über die Gewerkſchaftsbewegung vom Jahre 1910 von 91 130 
männlichen Gehilfen, die nach der Berufszählung vom 12. Juni 
1907 in Deutſchland in dem Fleiſchereigewerbe beſchäftigt 
waren, nur 3476 Mitglieder des Fleiſcherverbands, ſo daß 
dieſer noch nicht 4 Prozent der geſamten Geſellenſchaft umfaßte 
und daher keineswegs berechtigt war, von den Arbeitgebern zu 
fordern, als der berufene Vertreter der Geſellenſchaft behandelt 
zu werden. Nach alledem kann nicht anerkannt werden, daß 
die Beklagten zu 1 und 2 bei gerechter und billiger Würdigung 
der Sachlage ſich für berechtigt hätten halten dürfen, deswegen, 
weil der Kläger es abgelehnt hatte, den beklagten Verband als 
Vertreter der Geſellen anzuerkennen und mit ihm wegen des 
Tarifvertrags zu verhandeln, den Boykott über ſein Geſchäft 
zu verhängen und die geſamte Arbeiterſchaft Hamburgs zur 
Teilnahme an dem gegen den Kläger unternommenen Kampfe 
aufzurufen. Ebenſowenig konnte für dieſen Boykott gerechten 
Anlaß der Umſtand bieten, daß der Kläger ſich geweigert 
hatte, die Verpflichtung einzugehen, künftig bei Neueinſtellungen 
„die Geſellen vom Arbeitsnachweis des Zentralverbandes zu 
beziehen“. Das BG. begründet ſeine gegenteilige Meinung 
mit der Bemerkung, dieſe Forderung des beklagten Verbands 
könne ihm von ſeinem Standpunkt aus nicht verargt werden, 
weil ein ſolcher Arbeitsnachweis offenſichtlich geeignet ſei, die 
Macht des Verbandes, die er im Intereſſe ſeiner Mitglieder 
geltend zu machen behaupte, erheblich zu ſtärken. Nun kann 
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gewiß nicht beſtritten werden, daß, wenn es dem beklagten 
Verbande gelänge, die Fleiſchermeiſter oder doch einen großen 
Teil derſelben zu zwingen, ſich die gewerblichen Hilfskräfte, 
deren ſie bedürfen, durch Vermittlung des Verbandes zu 
beſchaffen, deſſen Macht ungemein erhöht werden würde. Es 
m nicht zu bezweifeln, daß dann ein ſehr großer Bruchteil der 
Fleiſchergeſellen, die jetzt aus irgendwelchen Gründen den 
Anſchluß an den Verband ablehnen, ſich ihm anſchließen 
würden, weil ſie befürchten würden, ſonſt bei der Gewinnung 
von Arbeitsgelegenheit ungünſtiger geftellt zu fein, als die dem 
Verbande angehörenden; und ebenſo liegt es auf der Hand, 
daß der Verband, je mehr der Teil der Geſellenſchaft, der ihm 
zugehört, anwachſen und die Zahl der außenſtehenden ſich 
mindern würde, um ſo mehr in die Lage kommen würde, 
gegenüber den Meiſtern ſeine Forderungen durchzuſetzen, ihnen 
die Arbeitsbedingungen vorzuschreiben. Die weitere Erwägung 
des BG., daß dem beklagten Verbande das Beſtreben, ſolche 
Macht zu erlangen nicht zu verargen ſei, trifft den Kernpunkt 
der Sache nicht; in Frage ſteht vielmehr, ob es vom Stand⸗ 
punkt der guten Sitte aus als erlaubt angeſehen werden könne, 
daß er, um die Geſellenſchaft einer- und die Arbeitgeber 
andererſeits in dem erwähnten Sinne ſeiner Macht zu unter⸗ 
werfen, gegen einen einzelnen widerſtrebenden Fleiſchermeiſter 
das Gewaltmittel eines Boykotts, wie er hier unternommen 
worden iſt, anzuwenden. Das aber iſt zu verneinen. Der 
erkennende Senat hat in ſeinem Urteil vom 13. Mai 1912 
(Warn. 1912 Nr. 306) in einem Falle, wo ein Arbeitnehmer⸗ 
verband zu dem Zwecke, auf die von ihm angeſtrebte 
Beſeitigung der Heimarbeit im Bereiche der Anfertigung von 
Bekleidungsgegenſtänden hinzuwirken, über einen einzelnen 
Handler, in deſſen Geſchäft durch Heimarbeit erzeugte für den 
Abſatz an die Arbeiterbevölkerung beſtimmte Waren feilgeboten 
wurden, den Boykott verhängt hatte, dieſe Maßregel als 
unerlaubt angeſehen, weil es unerträglich und deshalb ſittlich 
unerlaubt ſei, wenn eine Gruppe einſeitig Beteiligter es unter⸗ 
nehme, bedeutungsvolle weittragende Fragen der Wirtſchafts⸗ 
politik vermöge der in ihre Hand gegebenen Machtmittel zum 
Schaden anderer Volksteile im Wege des gegen einzelne Unter⸗ 
nehmer durch Verhängung der Geſchäftsſperre ausgeübten 
ganges gewaltſam auszutragen. Im weſentlichen gleichartige 
Erwägungen müſſen auch im vorliegenden Falle Platz greifen. 

ne in jenem fo handelt es ſich auch im vorliegenden Falle 
ei der geforderten Geſtaltung des Arbeitsnachweiſes nicht um 
512 Streit zwiſchen einem einzelnen Arbeitgeber und ſeinen 
Arbeitnehmern über deren Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen, 
Ionbern um eine von dem beklagten Verbande angeſtrebte 
bie Anderung in den jetzt allgemein und im be- 
hält im Fleiſchereigewerbe beſtehenden wirtſchaftlichen Ver⸗ 
Be 105 hier wie dort ſteht dem Wunſche des beklagten 
8 0 den Arbeitsnachweis in ſeine Hand zu bekommen 
Geſelle urch eine große Macht über die Meifter und über die 
ber Aa zu erlangen, das durchaus berechtigte Intereſſe 
9 und der dem Verbande nicht angehörenden Geſellen 
W N er, einer ſolchen Macht des Verbandes nicht unter⸗ 
große eder es handelt ſich auch dabei um Fragen von 
deſer eittragender Bedeutung für die Erwerbsverhältniſſe 

ſer Kreiſe. Dementſprechend hat der erkennende Senat auch 


bereits in einem anderen Falle (Urteil vom 26. September 1912, 
VI. 32/12) es für im Sinne des $ 826 BGB. unerlaubt an⸗ 
geſehen, daß ein Arbeitnehmerverband über einen Gewerbe⸗ 
treibenden, der nach den beſonderen Verhältniſſen ſeines 
Geſchäfts auf die Kundſchaft der Arbeiterbevölkerung ſeines 
Niederlaſſungsortes angewieſen iſt, den Boykott deshalb ver⸗ 
hängt, weil er verweigert, ſich ſeine gewerblichen Hilfskräfte 
lediglich durch den Arbeitsnachweis des Verbandes zu ver⸗ 
ſchaffen, und daß dieſer dabei die Arbeiterbevölkerung zur 
Mitwirkung an der Geſchäftsſperre aufruft. Verſtieß hiernach 
der Boykott wider die guten Sitten, ſchon weil Grund und 
Ziel unberechtigt waren, ſo kommt es auf die Zuläſſigkeit der 
Mittel zu ſeiner Durchführung nur inſofern an, als im Ver⸗ 
fahren über den Betrag zu unterſuchen iſt, ob ein Teil des 
Schadens des Klägers nicht ſowohl durch die Verhängung des 
Boykotts an ſich als durch die unſtatthafte Art der Durch⸗ 
führung verurſacht worden iſt, und ob auch für ſolche Maß⸗ 
nahmen die Beklagten verantwortlich zu machen ſind. (Folgen 
weitere Darlegungen.) K. c. F. u. Ortsverwaltung H. des 
Zentralverbandes der Fleiſcher, U. v. 21. Nov. 12, 37/ö12 VI. 
— Hamburg. L.] 

S8. § 833 BGB. Die Infektion, die durch das Be⸗ 
ſchnüffeln eines druſekranken Pferdes erfolgt, iſt keine durch 
das Tier zugefügte Beſchädigung im Sinne des 8 833. 

Sachlich iſt die Rüge der Reviſion nicht begründet. Die 
Haftung des Tierhalters, die nach der urſprünglichen Faſſung 
des 8 833 BGB. eine reine Gefährdungshaftung war, durch 
das Geſetz vom 30. Mai 1908 aber zum Teil in eine 
Verſchuldenshaftung umgewandelt wurde, beruht auf dem 
Gedanken, daß derjenige, der ein Tier halte, in ſeinem 
Intereſſe ſeine Mitmenſchen den Gefahren ausſetze, mit denen 
das Tier dieſelben bedrohe und deshalb grundſätzlich auch den 
Schaden erſetzen müſſe, der infolge dieſer Gefährdung entſtehe. 
Dieſe ſpezifiſche Tiergefahr beſteht in dem geſährlichen Ausbruch 
der tieriſchen Natur, in der von keinem vernünftigen Wollen 
geleiteten Entfaltung der tieriſchen organiſchen Kraft, in der 
ſelbſtändigen Entwicklung einer nach Wirkung und Richtung 
unberechenbaren tieriſchen Energie. (RG. 65, 106; JW. 05, 
17410.) Demgemäß iſt in der Rechtſprechung ſtändig daran 
feſtgehalten worden, daß eine Verletzung oder Beſchädigung 
durch ein Tier im Sinne des § 833 BGB. nur dann an⸗ 
zunehmen iſt, wenn ſie durch ein der tieriſchen Natur ent⸗ 
ſpringendes, ſelbſttätiges willkürliches Verhalten des Tieres 
verurſacht iſt. Derartige typiſche Erſcheinungsformen für die 
ſelbſtändige Betätigung der tieriſchen Energie ſind namentlich 
das Ausſchlagen, Stoßen, Treten, Beißen, Bellen, Anſpringen, 
Scheuen, Durchgehen von Tieren. Auszuſcheiden ſind dagegen 
aus dem Bereich des 8 833 BGB. alle diejenigen Fälle, in 
denen das Tier lediglich als mechaniſches Werkzeug wirkt, alſo 
überhaupt nicht ſelbſttätig wirkt oder in denen es dem Willen 
und der Leitung des Menſchen folgt, alſo nur unſelbſtändig 
tätig iſt. Aus gleichartigen Geſichtspunkten müſſen aber aus 
dem Anwendungsgebiet des 8 833 BGB. auch ſolche Fälle 
ausgeſchloſſen werden, in denen ein erkranktes Tier auf andere 
geſunde Tiere allein dadurch ſchädigend einwirkt, daß es 
dieſelben mit ſeiner Krankheit anſteckt. Denn auch hier wird 
regelmäßig keine willkürliche ſelbſttätige Einwirkung, die von 
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dem kranken Tiere ausgeht, in Frage kommen; vielmehr wirkt 
das letztere lediglich als Träger von Krankheitskeimen und 
Anſteckungsſtoffen bei deren Verbreitung durch unmittelbare 
oder mittelbare Übertragung derſelben auf andere Tiere un⸗ 
willkürlich mit. Der vorliegende Fall iſt nun allerdings 
dadurch eigenartig geſtaltet, daß nach der Behauptung des 
Klägers die Anſteckung ſeiner beiden Pferde, die damals auf 
dem Hof ſtanden, durch ein willkürliches tieriſches Verhalten 
des kranken Pferdes des Beklagten, nämlich durch das 
Beſchnüffeln desſelben hervorgerufen ſein ſoll. In der Tat 
vollzieht ſich auch die Anſteckung mit der Druſe nach dem 
Gutachten des Sachverſtändigen Dr. R. vorzugsweiſe durch 
Übertragung der an dem Sekret der Naſenſchleimhaut haftenden 
Bazillen. Es kann der Reviſion auch zugegeben werden, daß 
das Beſchnüffeln der Pferde an und für ſich ein der tieriſchen 
Natur entſpringendes ſelbſttätiges Verhalten der Tiere darſtellt. 
Dieſe Annahme wird hier auch dadurch keineswegs aus— 
geſchloſſen, daß die Pferde des Beklagten ſich unter der 
Leitung des Kutſchers V., der die Zügel feſthielt, befanden. 
Denn der Umſtand, daß ein Pferd ſich im allgemeinen unter 
der Herrſchaft eines Lenkers befindet, ſchließt nicht ſchlechthin 
die Entfaltung eines willkürlichen tieriſchen Tuns aus (JW. 09, 
2180). Das Beſchnüffeln der Pferde entſprach hier keinesfalls 
dem Willen des Kutſchers, der entſprechend der ihm erteilten 
Anweiſung eine Berührung des kranken Pferdes mit fremden 
Pferden zu vermeiden beſtrebt war. Gleichwohl kann auch 
bier eine Beſchädigung der Pferde des Klägers durch das 
Pferd des Beklagten im Sinne des $ 833 BGB. nicht 
angenommen werden. Denn das Beſchnüffeln iſt an und für 
ſich eine barmlofe und ungefährliche Bewegung und Gefühls⸗ 
äußerung der Tiere. Das Beſchnüffeln ſelbſt, das übrigens 
noch nicht feſtgeſtellt iſt, namentlich auch nicht nach der 
Richtung, ob es ein gegenſeitiges war und nicht etwa nur 
einſeitig von den Pferden des Klägers ausgegangen iſt, war 
nicht geeignet, Verletzungen hervorzurufen; es ſchuf nur die 
Gelegenheit zur Übertragung der Bakterien vom Pferd des 
Beklagten auf die Pferde des Klägers. Dieſe Übertragung 
hätte ebenſogut erfolgen können, wenn die Pferde der Parteien, 
als V. mit dem Geſpann des Beklagten beim Umwenden dicht 
an dem Fuhrwerk des Klägers vorüberfuhr, ſich nur un⸗ 
willkürlich geſtreift hätten. Wenn daher auch in dem Be— 
ſchnüffeln ein ſelbſttätiges tieriſches Tun zu finden fein mag, 
fo ſtellt doch die Übertragung der in dem Naſenſekret enthaltenen 
Anſteckungsſtoffe kein willkürliches auf der Tiergefahr be- 
ruhendes Tun dar. Hiernach iſt die Anwendung des 8 833 
BGB. auf den vorliegenden Tatbeſtand vom Vorderrichter mit 
Recht abgelehnt worden. S. c. T., U. v. 19. Okt. 12, 
94/12 VI. — Braunſchweig. [S.] 

9. 5 858 BGB. Beſitz des Mieters an der Außenwand 
des Geſchäftshauſes.] 

Die klagende Handelsgeſellſchaft hat im Hauſe Nr. 39 der 
Leipziger Straße in Berlin, einem W. und H. N. gehörig, zum 
Betriebe ihres Handelsgewerbes einen im Erdgeſchoß liegenden 
Laden gemietet. Mieter der darüber im erſten Stockwerk be⸗ 
findlichen Geſchäftsräume iſt der Beklagte, der dort unter der 
Firma E. ein Geſchäft mit Kaffee⸗ und Tee⸗Maſchinen betreibt. 
Dieſer hat an der Außenſeite des Wandpfeilers, der ſich zwiſchen 
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zwei Fenſtern feiner Geſchäftsräume über der Firmenaufſchrift 
der Klägerin befindet, ſeit längerer Zeit eine in die Straße 
hineinragende Lichtreklame angebracht, ein rundes Schild, das 
im Kranz weißer und roter Glühbirnen eine gemalte E.fche 
Kaffeemaſchine zeigt. Anfang Oktober 1911 ließ auch die 
Klägerin an demſelben Pfeiler, dicht unterhalb der Lichtreklame 
des Beklagten, oberhalb ihres Firmenſchildes, als Lichtreklame 
einen Um hohen und 1,43 m in die Straße hineinragenden 
Kaſten anbringen, der in leuchtenden Glühbirnen abwechſelnd 
die Worte „Gebr. Th.“ und „Cakes“ zeigt. Dieſer Kaſten 
verdeckte einen Teil der Schaufenſter des Beklagten und beein⸗ 
trächtigte auch nach deſſen Behauptung durch ſeine Leuchtkraft 
die Lichtreklame des Beklagten. Dieſer erwirkte am 25. Ok⸗ 
tober 1911 eine einſtweilige Verfügung des Landgerichts gegen 
die Hauseigentümer N., worin er ermächtigt wurde, die Licht⸗ 
reklame der Klägerin durch einen Gerichtsvollzieher entfernen zu 
laſſen. Dies geſchah, ohne daß die Klägerin zugezogen war, 
unter Widerſpruch der Klägerin. Die Klägerin hat darauf 
Beſitzſtörungsklage mit dem Antrag erhoben, der Beklagte ſolle 
verurteilt werden, die Lichtreklame wieder anzubringen und ſich 
jeder weiteren Störung der Klägerin bei Strafe zu enthalten. 
Der Beklagte hat Widerklage erhoben und beantragt: der 
Klägerin und ihren Geſellſchaftern bei Strafe zu unterſagen, an 
der Außenwand des Hauſes, oberhalb der Unterkante der Fenſter 
des erſten Stockwerks, die abgenommene oder eine andere Licht⸗ 
reklame anbringen zu laſſen, ihr auch aufzugeben, ſich jeder 
weiteren Störung des Beklagten in der Benutzung jenes Teiles 
der Außenwand zu Reklamezwecken zu enthalten. Die Klage iſt 
abgewieſen und der Widerklage entſprochen. Aus den Gründen: 
Der Ber. hat die Annahme des LG., daß es ſich um den Beſitz 
des Reklamekaſtens handle, mit Recht gemißbilligt und die ent⸗ 
ſcheidende Frage, ob und welcher der Parteien der Beſitz an 
der zur Anbringung der Lichtreklame benutzten Außenwand des 
in Rede ſtehenden Geſchäftshauſes zuſtand, abweichend von dem 
LG. beantwortet. Im Anſchluß an ein Urteil des 14. 38. 
des KG. vom 24. September 1900 (OLG. 2, 32; vgl. auch 
das Urt. des 2. Senats vom 4. Dezember 1900, daſ. 3, 26) 
hat er angenommen, daß bei Geſchäftshäuſern, wie fie hier in 
Frage ſtehen, die Miete von Geſchäftsräumen, mögen ſie nun 
im Erdgeſchoß oder in den oberen Stockwerken liegen, beim 
Mangel beſonderer Vertragsbeſtimmungen regelmäßig auch die 
Außenwand des Hauſes, ſoweit ſie den gemieteten Räumen 
entſpricht und zu Reklamezwecken ſich eignet, in den oberen 
Stockwerken von der Unterkante der Fenſter bis zur Unterkante 
der darüber befindlichen Fenſter, mitumfaßt. Dieſe auf die 
Verkehrsſitte gegründete Annahme iſt unbedenklich und hat ſo— 
wohl in der Rechtslehre (vgl. Niendorff, Mietrecht, 9. Aufl. 
S. 221 [$ 31 b] auch S. 115, 140; Mittelſtein, Miete, 2. Aufl. 
S. 83 [§ 18 Anm. 34] und 141 [8 30 Anm. 10, 11) als 
auch in der Rechtſprechung des RG. (JW. 05, 3675) An⸗ 
erkennung gefunden. Daraus aber ergibt ſich die Möglichkeit 
eines Mietsbeſitzes an den in Frage ſtehenden Wandteilen 
(vgl. noch Niendorff a. a. O. S. 255 [36°]; Mittelſtein a. a. O. 
©. 541, 544, 545 [8 108 Ziff. 4 bis 7]; Planck und Turnau⸗ 
Förſter zu 8 865 BGB.). Im vorliegenden Falle hatte nach 
der weiteren unbedenklichen Annahme des BerR. der Beklagte 
auch Beſitz an den Außenflächen ſeiner Geſchäftsräume erlangt. 
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Sofern man dieſe Beſitzergreifung nicht ſchon in der Beſitz⸗ 
nahme der Geſchäftsräume erblicken will, iſt ſie nach der zu⸗ 
treffenden Annahme des Berg. jedenfalls in der Anbringung 
der Lichtreklame des Beklagten an ſeinem Außenpfeiler zu finden. 
Hatte aber der Beklagte den Beſitz, ſo iſt es nicht rechts 
tertümlich, wenn der BerR. in der Anbringung der klägeriſchen 
Lichtreklame an demſelben Außenpfeiler eine Störung des Beſitzes 

Beklagten gefunden und gegenüber der verbotenen Eigen⸗ 
macht der Klägerin den Beklagten, ohne Rückſicht auf die nur 
dem Hauseigentümer gegenüber erzielte einſtweilige Verfügung, 
ſowohl zur Selbſthilfe (88 858, 859 BGB.) als auch zur 
Beſitzklage (8 862 BGB.) für berechtigt erachtet hat. Daraus 
ergab ſich nach SS 858 Abſ. 2, 862 Abſ. 2 BGB. die Ab⸗ 
weiſung der Klage und, da die Beſorgnis weiterer Störungen 
nicht ungerechtfertigt war, nach 8 861 Abſ. 1 a. a. O. die Ver⸗ 
urteilung der Klägerin auf die in dem Widerklageantrag erhobene 
Unterlaſſungsklage. Gebr. Th. c. G., U. v. 26. Okt. 12. 
204/12 V. — Berlin. [2] 

10. § 1568 BGB. Wahrheitswidrige Nachreden können 
den Tatbeſtand des § 1568 auch dann erfüllen, wenn fie auf 
grober Fahrläſſigkeit beruhen.] 

Die Eheſcheidungsklage des Klägers war in den Inſtanzen 
wgewieſen. Das RG. hob auf: Die auf Verletzung des 
5 1568 BGB, und des $ 286 30. geſtützte Rüge der Re⸗ 
viſion iſt begründet. Das BG. ſieht als erwieſen an, daß die 
Beklagte im Herbſt 1907 erzählt habe, ein Apotheker in St. G. 
habe ihr brieflich mitgeteilt, ſie ſolle ſich vor dem Kläger, der 
Gift gekauft habe, in acht nehmen, fie könne den Brief vor- 
legen, ſie ſcheue ſich, eine Taſſe Kaffee oder Tee, die der Kläger 
amgeſchenkt habe, zu trinken. Obwohl die Beklagte, die die 
Erzählung beſtritten hatte, den Brief nicht vorgelegt hat, er⸗ 
achtet das BG. eine Eheverfehlung nicht für gegeben, weil eine 
ſchwere Pflichtverletzung nur dann in Frage kommen könne, 
wenn die Beklagte die Behauptung wider beſſeres Wiſſen auf⸗ 
geſtellt hätte, was nicht feſtſtehe. Dieſe Begründung iſt rechts- 
ig. Wahrheitswidrige, zur Herabwürdigung des anderen 
Ehegatten geeignete Nachreden können auch dann den Tatbeſtand 
des 8 1568 BGB. erfüllen, wenn fie auf grober Fahrläſſigkeit 
beruhen. Unter dieſem Geſichtspunkt iſt der Sachverhalt noch 
ncht geprüft worden. F. o. F., U. v. 26. Okt. 12, 215/12 IV. — 

on. [L.] 
15 11. 5 2028 BGB. Wann liegt häusliche Gemeinſchaft 
um Sinne dieſer Vorſchrift vor? 8 2028 gilt auch gegenüber 

Miterben. 
„ Am 16. März 1911 iſt in Thorn der verwitwete Rentner 
4 v. P. geſtorben; er hat keine letztwillige Verfügung und 
9 Nſetliche Erben ſeine 3 Kinder, darunter die Klägerin und 
run asten, hinterlaſſen. Die Klägerin verlangt von ihrem 
anner Auskunft über den Nachlaß und über die von ihm ge- 
Een erbfchaftlichen Geſchäfte; das LG. hat ihrer Klage 
und de ſtattgegeben, als fie auf S 2028 BGB. geſtützt war, 
darth maß den Beklagten verurteilt, der Klägerin Auskunft 
habe * geben, welche erbſchaftlichen Geſchäfte er geführt 
En. ; was ihm über den Verbleib der Erbſchaftsgegenſtände 
0 ei. Berufung und Reviſion des Beklagten find zurück⸗ 
3 Der Streit dreht ſich ausſchließlich darum, ob die 
haltung des BG. zu billigen ſei, daß der Beklagte ſich zur 


Zeit des Erbfalls mit dem Erblaſſer in häuslicher Gemeinſchaft 
befunden habe. Der Beklagte wohnte zur fraglichen Zeit nicht 
in Thorn, wo der Erblaſſer geſtorben iſt, ſondern als Guts⸗ 
beſitzer in Neudorf; dagegen kam er unbeſtrittenermaßen aus 
Anlaß der letzten Krankheit ſeines Vaters beſuchsweiſe in deſſen 
Wohnung. Über die Dauer ſeines Aufenthalts in dieſer Wohnung 
beſtand Streit; das BG. hat in dieſer Hinſicht feſtgeſtellt, daß 
er mehrere Tage und Nächte vor dem Tode des Erblaſſers 
deſſen Wohnung geteilt und ſich zur Zeit des Todes darin 
aufgehalten habe. Die Reviſion meint, dieſer Sachverhalt reiche 
nicht aus, um die Annahme des Beſtehens häuslicher Gemein⸗ 
ſchaft zu begründen; aber dieſer Angriff kann keinen Erfolg 
haben. Daß etwa das vorerwähnte Verhältnis ſprachlich 
nicht als häusliche Gemeinſchaft bezeichnet werden könnte, läßt 
ſich nicht ſagen. Im übrigen darf aber der in 8 2028 BGB. 
gegebene Begriff der häuslichen Gemeinſchaft im Rechtsſinne 
nicht zu eng ausgelegt werden; es wäre insbeſondere nicht ge- 
rechtfertigt, die Anwendbarkeit der genannten Vorſchrift, wie 
die Reviſion will, über ihren Wortlaut hinaus dahin ein⸗ 
zuſchränken, daß nur derjenige auskunftspflichtig ſein ſollte, der 
geradezu in den Hausſtand des Erblaſſers aufgenommen war. 
Weder aus der Entſtehungsgeſchichte der fraglichen Vorſchriſt 
noch aus ihrem Zwecke kann ein Anhalt für einſchränkende 
Auslegung entnommen werden. Die Beſtimmung des § 2028 
wurde — entgegen dem erſten Entwurf zum BGB., vgl. 
Mot. 5, 587 — von der Kommiſſion für die zweite Leſung 
eingefügt mit der Begründung, daß das Bedürfnis nach einer 
ſolchen Auskunftspflicht in der Praxis des Gemeinen Rechts 
hervorgetreten ſei (vgl. Protokolle der Kommiſſion für die zweite 
Leſung Bd. V S. 715 f., Guttentagſche Ausgabe). Schon jene 
Praxis hatte die Auskunftspflicht der Hausgenoſſen nicht ein⸗ 
ſchränkend behandelt; das in der Begründung des Kommiſſions⸗ 
vorſchlags angeführte Urteil in RG. 8, 161 ff. war zwar einer 
allzu weitgehenden Ausdehnung der Auskunftspflicht entgegen⸗ 
getreten, hatte fie aber gleichwohl außer bei häuslicher Gemein: 
ſchaft auch noch für „analoge Verhältniſſe“ gelten laſſen. Da 
es ſich um eine aus Zweckmäßigkeitsrückſichten eingeführte Vor⸗ 
ſchrift handelt, muß bei ihrer Auslegung ein weſentliches Gewicht 
auf den Zweck gelegt werden, der mit ihr erreicht werden ſoll. 
Auskunftspflichtig ſoll derjenige ſein, bei dem man nach den 
räumlichen und perſönlichen Beziehungen, welche zwiſchen ihm 
und dem Erblaſſer beſtanden hatten, eine Kenntnis im Sinne 
des § 2028 vermuten kann. Wann letzteres der Fall iſt, das 
kann nicht nach allgemein gefaßten Regeln, ſondern nur unter 
Berückſichtigung aller Umſtände des Einzelfalles entſchieden 
werden, und es muß inſoweit dem Tatrichter ein nicht eng 
bemeſſener Spielraum gelaſſen werden. War etwa ein Erb⸗ 
laſſer vor ſeinem Ableben ſchwer krank und deshalb außer⸗ 
ſtande, ſeine Angelegenheiten ſelbſt zu beſorgen, ſo wird der⸗ 
jenige, der unter dieſen Umſtänden auch nur kürzere Zeit 
hindurch als ſeine Vertrauensperſon ſich in ſeiner Wohnung 
aufhielt, mehr mit deſſen Vermögensangelegenheiten vertraut 
geworden ſein, als ein anderer, der mit dem Erblaſſer lange Zeit 
den Hausſtand teilte, während dieſer noch alle ſeine Angelegen⸗ 
heiten ſelbſt zu beſorgen vermochte. Zieht man in dieſem Sinne 


die vom BG. feſtgeſtellten Umſtände in Betracht, ſo iſt es 
rechtlich nicht zu beanſtanden, daß das BG. die Voraus: 
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letzungen des § 2028 als gegeben erachtet hat. Daß unter 
dem Geſichtspunkte des § 2028 auch Miterben wegen Auskunfts⸗ 
erteilung in Anſpruch genommen werden können, iſt vom Be⸗ 
klagten weder in den Vorinſtanzen noch in der Reviſionsinſtanz 
beſtritten worden. Der Senat trägt kein Bedenken, die An⸗ 
wendung des § 2028 auf Miterben gutzuheißen. v. P. c. v. C., 
U. v. 26. Okt. 12, 219/12 IV. — Marienwerder. L.] 

12. §§ 2325, 2329 BGB. Bedeislaſt des Pflichtteils⸗ 
berechtigten, der von dem Beſchenkten Ergänzung des Pflicht⸗ 
teils fordert, daß und inwieweit der Erbe zur Ergänzung des 
Pflichtteils nicht verpflichtet ift.] 

Die am 17. Dezember 1910 in Charlottenburg verſtorbene 
Anna verw. S., die Mutter der Parteien, hat durch Teſtament 
vom 15. April 1908 die Parteien und ein drittes Kind, Ludwig 
S., mit der Maßgabe zu Erben eingeſetzt, daß Ludwig S. und 
die Klägerin nur den Pflichtteil erhalten ſollten. Durch Vertrag 
vom 16. Juli 1906 hatte der Beklagte an ſeine Mutter, die 
Erblaſſerin, 600 000 . Aktien der Berliner Metallwarenfabrik 
H. A. J. & Co. Aktiengeſellſchaft verkauft, wogegen ſich dieſe zu 
einer Anzahl von Gegenleiſtungen verpflichtet hatte, über deren 
Bewertung die Parteien ſtreiten. Klägerin behauptet, dieſer 
Vertrag enthalte eine verſchleierte Schenkung zugunſten des Be⸗ 
klagten, der ihr deshalb zur Ergänzung des Pflichtteils in Höhe 
von 144 886 . nebſt Zinſen verpflichtet ſei. Ihrem Klagantrag 
entſprechend hat das LG. I Berlin den Beklagten zur Zahlung 
dieſes Betrages verurteilt. Seine Berufung iſt vom KG. zu 
Berlin zurückgewieſen worden. Der BerR. ſtellt unter einwand⸗ 
freier Begründung tatſächlich feſt, daß die am 16. Juli 1906 
vom Beklagten an die Erblaſſerin verkauften 600 000 
J.⸗Aktien damals völlig wertlos waren, daß mithin die von der 
Erblaſſerin hierfür übernommenen Gegenleiſtungen in Wahrheit 
unentgeltliche Zuwendungen an den Beklagten enthielten und 
daß hierüber auch beide Teile einig waren. Ebenſowenig iſt 
rechtsirrig, wenn in der Übernahme gewiſſer näher bezeichneter 
Schulden des Beklagten im Betrage von 65 000 „ und in 
dem Erlaß einer der Erblaſſerin ſelbſt gegen den Beklagten zu⸗ 
ſtehenden Forderung von zirka 630 000 Bereicherungen des 
Beklagten im Belaufe von 695 000 . erblickt werden 
Steht hiernach feſt, daß die Erblaſſerin dem Beklagten am 
16. Juli 1906 in verſchleierter Form eine Schenkung von 
mindeſtens 695 000 # gemacht hat, fo ergibt $ 2325 BGB., 
daß die Klägerin zu dem Verlangen auf Ergänzung ihres 
Pflichtteils um / des Schenkungsbetrags berechtigt iſt. Dabei 
macht es keinen Unterſchied, ob die Klägerin im mütterlichen 
Teſtamente zur Erbin in Höhe der Pllichtteilsquote (/ des 
Nachlaſſes) berufen, oder ob ſie, entſprechend der Vermutung 
des 8 2304 BGB., nur Gläubigerin des Nachlaſſes mit dem 
Anſpruch auf Herauszahlung von / feines Wertes geworden 
iſt. Denn unter dem Pflichtteilsberechtigten der 88 2325, 2329 
BGB. iſt ein abſtrakt Berechtigter, d. h. eine Perſon verſtanden, 
die zu dem Kreiſe der in §S 2303 genannten nahen Angehörigen 
gehört. Wohl aber iſt von Bedeutung, ob der Beklagte nach 
der Regel des § 2325 verbunden mit $ 2303 Abf. 1 BGB. 
als Erbe, oder ob er gemäß § 2329 in ſeiner Eigenſchaft als 
Beſchenkter für Ergänzung des Pflichtteils aufzukommen hat. 
Als Erbe hätte er darauf Anſpruch, feinem aus §S 780 ZPO. 
geſtellten Antrage gemäß nur unter Vorbehalt der beſchränkten 


Haftung verurteilt zu werden. Der BerR. glaubt darüber 
hinweggehen zu können, weil der Beklagte als Beſchenkter jeden⸗ 
falls perſönlich in Höhe feiner Bereicherung hafte; es habe des⸗ 
halb keinerlei praktiſche Bedeutung, ob er daneben noch als 
Erbe mit dem vorhandenen Nachlaß zu haften habe. Nun iſt 
zwar ſoviel richtig, daß es dem Beklagten im Endergebniſſe 
nichts nützen kann, wenn er nachweiſt, daß er nach den Grund⸗ 
ſätzen von der beſchränkten Erbenhaftung, oder weil er zum 
Schutze des eigenen Pflichtteils die Ergänzung verweigern darf 
($ 2328), als Erbe zur Ergänzung des Pflichtteils nicht ver⸗ 
pflichtet iſt. Denn genau in dem Umfange, in welchem er von 
der Haftung mit dem Nachlaſſe frei wird, tritt nach 8 2329 
Abſ. 1 BGB. feine perſönliche Haftung als Beſchenkter in 
Kraft. Allein einmal iſt es für den Schuldner wirtſchaftlich 
nicht gleichgültig, ob er für die Erfüllung einer Verbindlichkeit 
von vornherein mit ſeinem ganzen Vermögen einzutreten hat, 
oder ob er den Gläubiger mit Hilfe der in 88 1975 ff. BGB. 
ihm vorbehaltenen Rechtsbehelfe zunächſt auf den Nachlaß ver- 
weiſen darf. Jedenfalls legt 8 2329 BGB. dem Pflichtteils⸗ 
berechtigten, der von dem Beſchenkten Herausgabe des Geſchenks 
nach Bereicherungsgrundſätzen fordert, den Nachweis auf, daß 
und inwieweit der Erbe zur Ergänzung des Pflichtteils nicht 
verpflichtet it. An dieſer Beweislaſt des Pflichtteilsberechtigten 
wird dadurch nichts geändert, daß die Perſon des Erben und 
des Beſchenkten im gegebenen Falle identiſch iſt. Es wäre eine 
unzuläſſige Umkehrung der geſetzlichen Beweisregel, zu ſagen: 
die ſchließliche perſönliche Haftung des Beſchenkten ſtehe ſchon 
feſt, und es komme deshalb nicht darauf an, ob er überdies als 
Erbe verpflichtet ſei. Zwar bemerkt der BerR., die Parteien 
ſeien über die Unzulänglichkeit des mütterlichen Nachlaſſes zur⸗ 
zeit einig. Wäre damit die Überſchuldung des Nachlaſſes feſt⸗ 
geſtellt, ſo ſtände zugleich feſt, daß der Beklagte als Erbe zur 
Pflichtteilsergänzung nicht verpflichtet wäre. Allein tatbeſtands⸗ 
mäßig hatte zwar Klägerin die Überſchuldung behauptet, der 
Beklagte hatte aber verſchiedene Poſten des aufgenommenen 
Inventars als zu niedrig bemängelt und augenſcheinlich nur 
zugeben wollen, daß die flüſſigen Mittel des Nachlaſſes zur 
Deckung der erheblichen Bankſchuld zurzeit nicht ausreichen. 
Der Ber. hätte ſich mithin, ſolange die Klägerin dem Be⸗ 
klagten den Vorbehalt der Beſchränkung ſeiner Haftung aus 
5 780 ZPO. verweigert und ihn als Beſchenkten unbeſchränkt 
perſönlich haftbar macht, nicht entbrechen dürfen, ſchon im 
Prozeſſe den Beſtand des Nachlaſſes zu ermitteln und ziffern⸗ 
mäßig feſtzuſtellen, ob und inwieweit er zur Pflichtteilsergänzung 
ausreicht. Dabei wäre zugleich zu ermitteln geweſen, wieviel 
dem Beklagten vom Reinbeſtande des Nachlaſſes zur Deckung 
ſeines eigenes Pflichtteils zu verbleiben hat, nachdem er in⸗ 
ſoweit gemäß § 2328 BGB. die Ergänzung des klägeriſchen 
Pflichtteils verweigert hat. Denn ſoweit er hiernach als Erbe 
nicht verpflichtet iſt, haftet er gemäß § 2329 ebenfalls als Be⸗ 
ſchenkter mit dem eigenen Vermögen. Zur Nachholung dieſer 
für den Beſtand des BU. unentbehrlichen Ermittlungen mußte 
das Urteil aufgehoben und die Sache an die Vorinſtanz zurück⸗ 
verwieſen werden. S. c. Sch., U. v. 3. Okt. 12, 47/12 IV. — 
Berlin. [S.] 

13. Art. 7 Abſ. 3, Art. 156 EGBGB. Eine im Aus: 
land gegen einen Verſchwender verfügte Beſchränkung der 
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Geſchäftsfähigkeit iſt vom deutſchen Gericht nach Art. 7 eit. 

anzuwenden.] 
Am 4. Januar 1911 hat die Reviſionsklägerin (Beklagte zu 1) 
gegen den Ehemann der Klägerin einen Arreſtbefehl erwirkt, 
wonach gegen dieſen zwecks Ableiſtung des Offenbarungseides 
wegen einer rechtskräftigen Wechſelforderung der Beklagten zu 1 
nebſt Koſten in Höhe von 177 814,10 der perſönliche Sicher⸗ 
heitsarreſt verhängt wurde. Als dieſer Arreſt vollzogen werden 
ſollte, hat die Klägerin zwecks Abwendung der Verhaftung ihres 
Ehemanns in der notariellen Urkunde vom 4. Januar 1911 die 
ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft für die Wechſelſchulden ihres Ehe⸗ 
manns im Geſamtbetrage von 424 335 ½ den beiden Beklagten 
gegenüber übernommen und gleichzeitig einen auf ſie gezogenen 
am 1. April 1911 fälligen Wechſel in Höhe von 400 335 u 
mit Genehmigung ihres Ehemannes angenommen. Durch Urteil 
des tribunal civil du departement de la Seine vom 31. Ok⸗ 
tober 1900 iſt die Klägerin für eine Verſchwenderin erklärt 
worden und ihr der ſie im gegenwärtigen Prozeſſe vertretende 
Bruder als ihr Conseil judiciaire beigeordnet. Die Klägerin 
behauptet nun, daß die von ihr ohne Genehmigung ihres Bei⸗ 
ſtands abgeſchloſſenen Geſchäfte nach dem hier maßgebenden 
ſranzöſiſchen Rechte nichtig ſeien. Der Reviſion war der Erfolg 
0 verſagen. 1. Unbegründet iſt die Rüge einer Verletzung der 
Art. 7, 156 EGBGB. Art. 7 Abſ. 3 Satz 1 EGBGB., der 
zunächſt hier in Frage kommt, beſtimmt: „Nimmt ein Ausländer 
im Inland ein Rechtsgeſchäft vor, für das er geſchäftsunfähig 
oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt, ſo gilt er für dieſes 
Geſchäft inſoweit als geſchäftsfähig, als er nach den deutſchen 
Geſetzen geſchäftsfähig ſein würde.“ Daß nun die Klägerin eine 
Ausländerin, nämlich eine Franzöſin iſt, hat das BG. in rechts⸗ 
bedenkenfreier, von der Reviſion auch nicht angefochtener Weiſe 
ſeſtgeſtellt. Demnach kann die vorſtehend mitgeteilte Vorſchrift 
hier nur zur Anwendung kommen, wenn die Klägerin nach den 
deutſchen Geſetzen geſchäftsfähig fein würde. Die Anwendbarkeit 
des deutſchen Rechtes iſt aber dann ausgeſchloſſen, wenn die 
„ägerin unter Zugrundelegung des im Deutſchen Reiche geltenden 
Rechts in ihrer Geſchäftsfähigkeit in größerem Umfange 
beſchränkt ſein würde, als dies nach dem in erſter Linie maß⸗ 
gebenden Recht ihres Heimatsſtaates der Fall iſt. Denn von 
dem Regelgrundſatz des Abſ. 1 Art. 7 EGBGB., wonach die 
Geſchäftsfähigkeit einer Perſon in erſter Linie nach den Geſetzen 
ihres Heimatsſtaates zu beurteilen ift, läßt der Abſ. 3 nur dann 
eine Ausnahme zu, wenn die Anwendung des deutſchen Rechts 
1 Erweiterung, nicht aber dann, wenn fie eine Ber: 
dne der Geſchäftsfähigkeit des Ausländers zur Folge 
ER würde. Um dieſe Frage entſcheiden zu können, hat das 
Geſt mit Recht unterſucht, welche Bedeutung für die Frage der 
i e eee der Klägerin das gegen ſie von dem franzö⸗ 
Sa. tribunal de premiere instance du departement de la 
Zwer vom 31. Oktober 1900 gegen ſie ergangene Urteil hat. 
r in der älteren Lehre und Rechtſprechung die Anſicht 
8 daß eine im Ausland erfolgte „Prodigalitätserklärung“ 
A 0 Anordnung eines ausländiſchen Richters im In⸗ 
15 Gestalt Berückſichtigung finden könne, zumal dann, wenn ſie 
teils t eines Urteils ausgeſprochen fei. Hierbei ging man 
on der Anſicht aus, daß „ausländiſche Urteile“ überhaupt 
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bürgung der Gegenſeitigkeit und ohne Vollſtreckbarkeitserklärung) 
berückſichtigt werden könnten, teils ſtellte man den Satz auf, daß 
eine ſolche Prodigalitätserklärung nur für den Verkehr in dem 
Staate, in dem ſie ergangen, berechnet ſei und ſeine Wirkung 
ausüben könne. Demgegenüber hat aber die neuere Recht⸗ 
ſprechung und Rechtslehre mit Recht die Anſicht vertreten, daß 
eine im Auslande erfolgte „Prodigalitätserklärung“ auch vom 
inländiſchen Richter berückſichtigt werden muß. Denn ſie iſt 
ihrer Natur nach auch da, wo ſie in den Formen des Prozeß⸗ 
verfahrens und durch Urteil ausgeſprochen wird, im Grunde 
ein Akt der freiwilligen Gerichtsbarkeit, und ſie iſt auch keines⸗ 
wegs bloß für den Staat beſtimmt, von deſſen Gerichten ſie 
erlaſſen iſt, wenn ſie ihren Zweck erreichen ſoll, dem Verſchwender 
die Vergeudung ſeines Vermögens unmöglich zu machen. Bei 
der heutigen Ausgeſtaltung des Verkehrs würde es einem ent⸗ 
mündigten Verſchwender ein leichtes ſein, durch Rechtsakte, die 
er im Auslande vornimmt, die wohltätige Anordnung der Ent⸗ 
mündigungsbehörde zu vereiteln, wenn die ältere Rechtsanſicht 
richtig wäre. Sprechen ſchon dieſe allgemeinen Erwägungen für 
die Richtigkeit der neueren Auffaſſung von der Bedeutung und 
Wirkung einer im Auslande gegen einen Verſchwender getroffenen 
obrigkeitlichen Anordnung, ſo kommt des weiteren in Betracht, 
daß die in der Neuzeit immer mehr anerkannte Kultur- und 
Rechtsgemeinſchaft der ziviliſierten Staaten, auf der überhaupt 
der Gedanke des internationalen Privatrechts beruht, auch in 
der Geſetzgebung des Deutſchen Reichs und insbeſondere in den 
grundlegenden Vorſchriften der Art. 7 ff. EGBGB. ihre geſetzliche 
Anerkennung gefunden hat. Insbeſondere läßt ſchon der im 
Abſ. 1 des Art. 7 EGBGB. aufgeſtellte Regelgrundſatz, wonach 
ſich in erſter Linie die Rechtsfähigkeit einer Perſon nach den 
Geſetzen ihres Heimatsſtaates beſtimmt, deutlich erkennen, daß 
der deutſche Geſetzgeber da, wo es ſich um die Beurteilung der 
Geſchäftsfähigkeit des Ausländers handelt, das ausländiſche 
Recht und deſſen Rechtseinrichtungen als den inländischen gleich⸗ 
wertig anſieht und demnach deſſen Anwendung bei der Ent⸗ 
ſcheidung jener Frage dem deutſchen Richter zur Pflicht macht. 
Von dieſem Standpunkt aus iſt es aber auch gleichgültig, aus 
welchem Grunde das ausländiſche Recht ſeinen Staatsangehörigen 
im einzelnen Falle die Geſchäftsfähigkeit ganz oder teilweiſe ver⸗ 
ſagt, insbeſondere, ob die mangelnde oder geminderte Geſchäfts⸗ 
fähigkeit auf natürlichen Anlagen der Perſon (Alter, Geſchlecht, 
Geiſteszuſtand) oder auf einer behördlichen Anordnung (Ent⸗ 
mündigung, Verbeiſtandung) beruht. Bei dieſer Sach⸗ und 
Rechtslage muß es auch als ausgeſchloſſen gelten, daß der in⸗ 
ländiſche Richter, wie dies vereinzelt behauptet worden, die 
Rechtmäßigkeit der Anordnung des ausländiſchen Richters einer 
Nachprüfung unterzieht; vielmehr muß für den deutſchen Richter 
die bloße Tatſache genügen, daß überhaupt eine ordnungsmäßige 
Anordnung der zuſtändigen ausländiſchen Behörde vorliegt. 
Jeder Zweifel an der Richtigkeit dieſes Ergebniſſes wird durch 
das „Abkommen über die Entmündigung und gleichartige Für⸗ 
ſorgemaßregeln“ vom 17. Juli 1905 (RG Bl. 1912 S. 463) bes 
ſeitigt. Iſt auch die Hinterlegung der Ratifikationsurkunden 
über dieſes Abkommen im Haag laut Bek. des Reichskanzlers 
vom 30. Juni 1912 (RGBl. S. 475) erſt am 24. Juni 1912 
erfolgt, und iſt ſomit das Abkommen ſelbſt gemäß Art. 15, 18 
erſt am 24. Auguſt 1912 in Kraft getreten und deshalb für 
13 
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den vorliegenden Rechtsſtreit nicht ohne weiteres anwendbar, ſo 
wird dadurch doch bezeugt, daß insbeſondere auch Deutſchland 
und Frankreich, zwei der vertragſchließenden Staaten, die Ent: 
mündigungsakte ihrer ſtaatlichen Organe als für beide Staaten 
rechtsverbindlich anſehen und auch bisher ſchon angeſehen haben. 
Denn jenes Abkommen ſtellt nur die Kodifikation einer bis dahin 
ſchon vorhandenen Rechtsüberzeugung dar und gibt der bereits 
durch die Praxis der Gerichte und die Rechtslehre in neuerer 
Zeit vertretenen Anſchauung einen völkerrechtlich bindenden Aus⸗ 
druck. Im Art. 1 jenes Abkommens iſt nun beſtimmt, daß für 
die Entmündigung das Geſetz des Staates, dem der zu Ent⸗ 
mündigende angehört (das Geſetz des Heimatſtaates) maßgebend 
iſt, und im Art. 13 heißt es, daß alle in dem Abkommen auf⸗ 
geſtellten Regeln auch für die Beſtellung eines gerichtlichen Bei 
ſtandes (a Ja nomination d'un conseil judiciaire, wie es in 
dem amtlichen franzöſiſchen Text heißt) Geltung haben. In 
welch umfaſſender Weiſe alle Entmündigungsakte der ausländiſchen 
Behörden der Vertragsſtaaten von dem inländiſchen Richter zu 
beachten find, das findet in den Art. 2, 8, 9, 10, 11 des Ab⸗ 
kommens einen ganz unzweideutigen Ausdruck. 2. Iſt alſo das 
die Beſtellung eines Beiſtandes für die Klägerin anordnende 
Urteil des Pariſer Gerichts vom 31. Oktober 1900 auch von 
den deutſchen Gerichten zu berückſichtigen, ſo iſt deſſen Tragweite 
und Wirkung in erſter Linie nach den Grundſätzen des fran⸗ 
zöſiſchen Rechts zu beurteilen. Gemäß Art. 7 Abſ. 3 Satz 1 
EGBGB. würde das deutſche Recht, wie ſchon hervorgehoben, 
in dieſer Hinſicht nur dann zur Anwendung kommen können, 
wenn die Entmündigung nach deutſchem Recht die Geſchäfts⸗ 
fähigkeit in geringerem Maße beſchränken würde als nach 
franzöſiſchem Rechte. Dies iſt aber nicht der Fall, da nach 
$ 107 BGB. eine gerichtlich ausgeſprochene Entmündigung 
wegen Verſchwendung den Entmündigten in Anſehung der 
Geſchäftsfähigkeit einem Minderjährigen gleichſtellt, der das 
7. Lebensjahr vollendet hat. B. G. G. u. Gen. c. v. T., U. v. 
24. Okt. 12, 71/12 VI. — Berlin. [S.] 

Handelsgeſetzbuch. 

14. 5738 HGB. Verteilung der Beweislaſt, wenn das 
prima facie ſchuldige Schiff von einem Zwangslotſen geführt 
wurde.] 

Der Dampfer des Klägers „Mabel“ ſtieß am 2. Auguſt 
1909 mit dem Dampfer der Beklagten „Ariadne“ im Kaiſer⸗ 
Wilhelm⸗Kanal zuſammen. Der Dampfer des Klägers iſt durch 
den Zuſammenſtoß beſchädigt worden. Mit der Klage fordert 
der Kläger Erſatz des Schadens. Das LG. hat die Klage ab- 
gewieſen. Das OLG. hat den Anſpruch des Klägers dem 
Grunde nach für berechtigt erklärt. Die Reviſion des Beklagten 
führte zur Wiederherſtellung des erſten Urteils. Es ſteht un⸗ 
angefochten feſt, daß der Dampfer der Beklagten, als dieſer den 
Dampfer des Klägers anrannte, ſich auf der für ihn falſchen 
Nordſeite des Fahrwaſſers befand; die „Ariadne“ war vorſchrifts⸗ 
widrig nicht nach Steuerbord ausgewichen. Die Urſache des 
fehlerhaften Verhaltens der „Ariadne“ hat nicht aufgeklärt 
werden können. Möglich iſt ein Verſchulden des Zwangs⸗ 
lotſen S., unter deſſen Führung die „Ariadne“ bei dem Zu: 
ſammenſtoße ſtand; es kann namentlich darin beſtehen, daß der 
Lotſe die erforderliche Bewegung des Schiffes nach Steuerbord 
zu ſpät eingeleitet hat. Möglich bleibt es nach der Annahme 
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des BG. aber auch, daß der Beſatzung der „Ariadne“ ein 
Verſchulden zur Laſt fällt, ſei es, daß der Rudersmann die 
Befehle des Lotſen nicht ordnungsmäßig ausgeführt oder der 
Steuermann den Rudersmann nicht genügend beaufſichtigt haben 
ſollte. Das BG. hat geglaubt, bei dieſem Sachſtande zur 
Verurteilung der Beklagten gelangen zu müſſen. Es ſtützt ſeine 
Entſcheidung auf die Erwägung, daß gegen die „Ariadne“ ein 
prima facie Schuldbeweis erbracht ſei, und daß es deswegen 
der Beklagten obgelegen habe, nachzuweiſen, daß die Beſatzung 
der „Ariadne“ kein Verſchulden treffe, vielmehr der Zuſammenſtoß 
entweder auf einem Verſchulden des Lotſen beruhe oder auf 
einem anderen Umſtande, den der Beklagte nicht zu vertreten 
habe. Die gegen dieſe Auffaſſung von der Reviſion erhobenen 
Angriffe find begründet. Nach §8 738 HGB. iſt der Reeder, 
wenn ſich das Schiff unter der Führung eines Zwangslotſen 
befunden hat, „von der Verantwortung für den Schaden frei, 
welcher durch den von dem Lotſen verſchuldeten Zuſammenſtoß 
entſtanden iſt“; der Reeder haftet nur, ſoweit die zur Schiffs⸗ 
beſatzung gehörigen Perſonen ihre Pflichten nicht erfüllt haben. 
Wenn nun das BG. feſtſtellt, daß die „Ariadne“ vorſchrifts⸗ 
widrig auf die Nord hinübergekommen iſt, ſo iſt nicht ein 
zuſehen, wie aus dieſer Feſtſtellung hergeleitet werden kann, 
daß gerade die Beſatzung der „Ariadne“ im Gegenſatze zu dem 
Lotſen prima facie belaſtet ſei und deshalb der Reeder den 
Entſchuldungsbeweis erbringen müſſe. Prima facie bewieſen 
iſt nicht mehr, als daß entweder den Lotſen oder die Be- 
ſatzung ein Verſchulden trifft. Kann ein ſolcher Beweis nicht 
dazu führen, den Lotſen zu verurteilen, ſo kann er ebenſowenig 
die Verurteilung des Reeders rechtfertigen. Zum Entſchuldungs⸗ 
beweiſe würde der Reeder erſt dann genötigt, wenn ſich der 
prima facie Beweis dahin hätte erbringen laſſen, daß der für 
den Zuſammenſtoß urſächliche Fehler nicht von dem Lotſen, 
ſondern von der Beſatzung begangen ſei. Der Umſtand, daß 
ein Schiff unter der Führung eines Zwangslotſen ſteht, ver⸗ 
wickelt notwendig die Beweisfrage. Hätte ſich die „Ariadne“ 
in einem Fahrwaſſer befunden, ivo kein Lotſenzwang gilt, fo 
würde die Feſtſtellung der bezeichneten Regelwidrigkeit ausgereicht 
haben, dem Reeder den Entſchuldungsbeweis aufzubürden; denn 
dann hätte ſich mit genügender Wahrſcheinlichkeit ergeben, daß 
der zu vermutende Fehler irgendeiner Perſon der ganzen Be⸗ 
ſatzung — für welche der Reeder aufzukommen hat — zur Laſt 
fiele. Und ſoweit ſonſtige Umſtände in Betracht zu ziehen ſind, 
die für den Zuſammenſtoß urſächlich ſein konnten, darf in Über: 
einſtimmung mit der Rechtſprechung dem Reeder, der über ſein 
eigenes Schiff am beſten Auskunft geben kann, zugemutet 
werden, die erforderliche Aufklärung zu beſchaffen. Anders ge: 
ſtaltet ſich aber die Sachlage, wenn das Schiff von einem 
Zwangslotſen geführt wird. In dieſem Falle wird der Satz 
unhaltbar, daß, wer auch immer auf dem Schiffe den Zu: 
ſammenſtoß verſchuldet haben möge, die Folgen dieſes Ver⸗ 
ſchuldens von dem Reeder getragen werden müſſen. Zugleich 
erſcheint jetzt der Lotſe als eine der Perſonen, welche von der 
wirklichen Schadensurſache Kenntnis haben können. Der Reeder 
wird jedoch öfter, namentlich dann nicht imſtande ſein, die 
Kenntnis des Lotſen für die Aufklärung des wahren Sach⸗ 
verhalts zu verwerten, wenn die Ermittlung der Wahrheit den 
Lotſen ſelbſt belaſten würde. Mit der Beweisfrage verhält es 
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ſich hier ähnlich, wie wenn im Gebiete der Binnenſchiffahrt 
gl. RG. 65, 382) ein Schiff von dem im Tau eines Schleppers 
ahrenden Kahne angerannt worden iſt und feſtſteht, daß auf 
eiten des angerannten Fahrzeugs ein Verſchulden ausſcheidet. 
Es wird ſich nicht begründen laſſen, daß dann ſchon allein auf 
Grund der prima facie Belaſtung, die nicht den Kahn, ſondern 
nur den Kahn in Verbindung mit dem Schlepper, d. b. den 
Schlepper oder den Kahn trifft, der Kahneigner verurteilt 
werden könnte. (Wird weiter ausgeführt.) N. e. ad, NL 
en 12, e Hamburg. [L. 

Zivilprozeßordnung. 

15. 8 304 ZPO. Vorausſetzungen eines Urteils über 
den Grund eines Rentenanſpruchs.] 

Der Angriff der Reviſion iſt begründet, mit dem unzu— 
längliche Prüfung des Grundes des von der Klägerin erhobenen 
Rentenanſpruchs gerügt wird. Aus der vom BG. feſtgeſtellten 
Haftpflicht der Beklagten für den Unfall der Klägerin folgt 
zwar ohne weiteres, daß die Klägerin ihren durch den Unfall 
verurſachten Schaden in dem ſich aus § 3a HaftpflG. er⸗ 
gebenden Umfange von der Beklagten erſetzt verlangen kann. 
Vorausgeſetzt für das Beſtehen eines Schadenserſatzanſpruchs 
der Klägerin iſt aber immer, daß ihr tatſächlich durch den Unfall 
ein Vermögensſchaden der im 8 3a bezeichneten Art entftanden 
iſt. Der Erlaß einer Vorabentſcheidung über den Grund des 
Klageanſpruchs erforderte daher die Feſtſtellung, daß der Klägerin 
durch den Unfall ein zu erſetzender Schaden erwachſen ſei. Das 
BG. hat ſich in dieſer Hinſicht auf den Ausſpruch beſchränkt, 
Erſatzanſprüche der Klägerin in dem im Urteilstenor an— 
gegebenen Umfange ſeien durch die Beweiserhebung über die 
Verletzungen der Klägerin und deren Folgen dem Grunde nach 
feſtgeſtellt. In dem Urteilstenor iſt der Schadenserſatzanſpruch 
der Klägerin unter Anlehnung an die Worte des Geſetzes im 
Unfange des 8 3a RhaftpflGG. mit der ſich daraus ergebenden 
Einſchränkung daß die Aufhebung der Erwerbsfähigkeit der 
Klägerin nur eine zeitweiſe geweſen iſt, dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt worden. Dieſe Verurteilung kann trotz 
ihres allgemein gehaltenen Wortlautes nur dahin verſtanden 
werden, daß die in der Klage erhobenen Anſprüche ihrem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt worden ſind. Denn da 
die Klägerin gegen die Beklagte nicht auf Feſtſtellung der Erſatz⸗ 
pflicht der Beklagten wegen allen der Klägerin entſtandenen 
und noch entſtehenden Schadens geklagt, ſondern mit der Klage 
Janz beſtimmte, ziffermäßig begrenzte Anſprüche erhoben hat, 
ſo konnte durch das Urteil nur über dieſe konkreten Anſprüche 
entſchieden und keine darüber hinausgehende Feſtſtellung einer 
Schadenserſatzpflicht der Beklagten getroffen werden (8 308 
ZPO.). Eine Vorabentſcheidung über den Grund des An— 
bruchs gemäß 5 304 3PO. war daher nur mit der Wirkung 
möglich, daß die in der Klage geltend gemachten Anſprüche 
ihrem Grunde nach als gerechtfertigt feſtgeſtellt wurden, und 
. erſtreckte ſich nach der ſtändigen Rechtſprechung des cr 
ennenden Senats die Wirkung des Zwiſchenurteils auf die ein⸗ 
N Anſprüche nur in dem Umfange, wie ſie zur Zeit der 
a 85100 Urteils anhängig waren. Da aber die Klägerin 
Ar ex nicht nur einen, ſondern mehrere ſelbſtändige 
dal auſprüche geltend gemacht hat, fo ſetzte der Erlaß des 
Iwiſchenurteils, ſofern dasſelbe nicht ausdrücklich auf den Grund 
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eines oder einzelner der erhobenen Anſprüche beſchränkt wurde, 
für jeden der mit der Klage geltendgemachten Anſprüche die 
Feſtſtellung voraus, daß die Entſtehung eines Anſpruchs auf 
Grund der Klagebehauptungen als nachgewieſen anzuſehen ſei 
(RG. 58, 232; 63, 198). In dieſer Beziehung laſſen die 
Gründe des angefochtenen Urteils eine ausreichende Feſtſtellung 
vermiſſen. Es iſt weder angegeben, welches Ergebnis die 
Beweisaufnahme gehabt hat, welche Folgen der Verletzungen 
insbeſondere für die Klägerin als bewieſen angenommen ſind, 
noch iſt erörtert, ob daraus die Entſtehung von Schadenserſatz 
anfprüchen für die Klägerin nach den in der Klage angegebenen 
Richtungen als dargetan anzuſehen iſt. Das BG. hat ſich an⸗ 
ſcheinend eines Ausſpruches über das Beweisergebnis in den 
Gründen ſeines Urteils für überhoben erachtet, weil es im Tat⸗ 
beſtande als unbeſtritten angegeben hat, die Klägerin ſei am 
rechten Hinterkopf verwundet, es ſei ihr das untere Drittel des 
rechten Vorderarmes abgequetſcht worden und ſie habe eine 
Gehirnerſchütterung und Schmerzen im Becken davongetragen. 
Legt man dieſe Angabe des Tatbeſtandes des BU. zugrunde, 
ſo kann allerdings ohne weiteres angenommen werden, daß 
nicht nur erhebliche Koſten für die Heilung der Klägerin ent— 
ſtanden ſind, ſondern daß auch die Klägerin infolge des Verluſtes 
der rechten Hand eine dauernde erhebliche Verminderung ihrer 
Erwerbsfähigkeit erlitten hat. Daraus folgt aber noch nicht, 
daß der Klägerin in den von ihr behaupteten Beziehungen ein 
Schaden entſtanden iſt. Zur Begründung ihres auf die Minderung 
der Erwerbsfähigkeit geſtützten Rentenanſpruchs hat die Klägerin 
angeführt, es hätten für die Verrichtung der früher von ihr 
beſorgten Hausarbeiten Dienſtboten angenommen und es hätte 
das von ihr beſorgte Vermieten möblierter Zimmer aufgegeben 
werden müſſen. Ob und inwieweit dieſe Behauptungen richtig 
ſind, iſt von dem BG. nicht feſtgeſtellt, ſelbſt wenn aber ihre 
Richtigkeit unterſtellt wird, ſo bedarf es noch einer weiteren 
Erörterung nach der Richtung, ob die Ausgaben für die Ans 
nahme von Dienſtboten und der Gewinnausfall aus der Zimmer⸗ 
vermietung ſich als ein Schaden der Klägerin oder ausſchließlich 
als ein ihren Ehemann treffender Schaden darſtellen. Läge nur 
ein Schaden des Ehemanns der Klägerin vor, ſo würde die 
Beklagte auf Grund des 8 3a Saftpfl®. nicht erſatzpflichtig 
fein, weil die Haftung in 8 34 auf den Vermögensnachteil be⸗ 
ſchränkt iſt, den der Verletzte ſelbſt erleidet, und das Haftpfl®. 
eine dem 5 845 BGB. entſprechende Beſtimmung nicht enthält. 
Soweit die Koſten für die Annahme von Dienſtboten als 
Schaden geltend gemacht ſind, wird für die Beurteilung der 
Frage, ob der Schaden der Klägerin ſelbſt oder ihrem Ehe⸗ 
mann entſtanden iſt, in erſter Linie das zwiſchen der Klägerin 
und ihrem Manne beſtehende Güterrecht von Erheblichkeit ſein. 
Solange keine abweichenden Behauptungen aufgeſtellt werden, 
muß der geſetzliche Güterſtand als der mutmaßlich maßgebende 
angeſehen werden. Nach § 1356 BGB. iſt die Frau zur 
Leitung des gemeinſchaftlichen Hausweſens und, ſoweit eine 
ſolche Tätigkeit nach den Verhältniſſen, in denen die Ehegatten 
leben, üblich iſt, auch zu Arbeiten im Hausweſen und im 
Geſchäfte des Mannes verpflichtet. Der Vorteil dieſer Arbeiten 
der Frau kommt dem Manne zugute, der bei dem geſetzlichen 
Güterſtande nach 8 1389 BGB. den ehelichen Aufwand zu 
tragen hat. Wird alſo die Frau zur Leiſtung von Arbeiten 
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im Haushalt unfähig und deshalb die Annahme von Dienſt⸗ 
boten erforderlich, ſo fallen dieſe Ausgaben dem Manne zur 
Laſt. Der Wegfall oder die Verminderung der Fähigkeit der 
Frau zur Leiſtung häuslicher Arbeiten bedeutet alſo in erſter 
Linie einen Schaden des Mannes. Das ſchließt aber nicht 
aus, daß wenigſtens mittelbar auch ein Schaden der Frau ent⸗ 
ſteht. Die Frau hat nach § 1360 BGB. gegen den Mann 
Anſpruch auf Gewährung des Unterhalts. Das Maß und die 
Art des zu gewährenden Unterhalts richten ſich nach der Lebens⸗ 
ſtellung, dem Vermögen und den Erwerbsverhältniſſen des 
Mannes. Wenn alſo durch die Minderung der Arbeitsfähigkeit 
der Frau die Erwerbsverhältniſſe des Mannes verſchlechtert 
oder durch die Ausgaben für anzunehmende Hilfskräfte ſeine 
Einnahmen ſo weit aufgezehrt werden, daß dadurch der Unter⸗ 
halt der Frau beeinträchtigt oder wenigſtens gegen früher ge⸗ 
ſchmälert wird, ſo kann inſoweit die Minderung der Erwerbs⸗ 
fähigkeit der Frau einen Vermögensnachteil für ſie zur Folge 
haben (RG. 47, 84 ff.; JW. 05, 34115), den fie auf Grund 
des § 3a Haftpfl®. geltend machen kann. Ein Schaden der 
Frau kann aber ferner auch inſoweit in Betracht kommen, als 
eine Einbuße in der möglichen künftigen Ausnutzung ihrer 
Erwerbskraft nach Auflöſung der Ehe feſtſtellbar iſt, und ſoweit 
durch den erlittenen Unfall ihre Bedürfniſſe vermehrt ſind. Ob 
die Vorausſetzungen vorliegen, unter denen die Minderung der 
Fähigkeit der Frau zur Leiſtung häuslicher Arbeiten einen Ver⸗ 
mögensnachteil für die Frau ſelbſt zur Folge hat und ob dies 
etwa im vorliegenden Falle mit Rückſicht auf den zwiſchen der 
Klägerin und ihrem Ehemanne beſtehenden Güterſtand zu be⸗ 
jahen iſt (vgl. RG. 73, 309), läßt ſich nur auf Grund weiterer 
Erörterungen und erforderlichenfalls nach Vornahme tat⸗ 
ſächlicher Ermittlungen entſcheiden. Die Tatſache allein, daß 
die Klägerin zu häuslichen Arbeiten nicht mehr oder nur be⸗ 
ſchränkt fähig iſt, reicht noch nicht aus, um ihren daraus her⸗ 
geleiteten Schadenserſatzanſpruch dem Grunde nach als gerecht⸗ 
fertigt erſcheinen zu laſſen. Dasſelbe hat hinſichtlich des 
Schadens zu gelten, der mit dem Wegfall der Einnahmen aus 
der Zimmervermietung begründet iſt. Wenn es ſich bei der 
Zimmervermietung um einen ſelbſtändigen Erwerb der Klägerin 
gehandelt haben ſollte, würde ihr perſönlich durch die Ein⸗ 
ſtellung dieſer Erwerbstätigkeit ein Schaden entſtanden ſein. 
Wenn dagegen die Vermietung für Rechnung des Mannes er⸗ 
folgt iſt und die Klägerin nur dieſen Erwerb des Mannes 
durch ihre Arbeitsleiſtungen gefördert hat, ſo würde bei geſetz⸗ 
lichem Güterſtande nur ein unmittelbarer Schaden des Mannes 
vorliegen und für die Klägerin ſelbſt nur ein mittelbarer 
Schaden durch eine zufolge der Verſchlechterung der Erwerbs⸗ 
verhältniſſe des Mannes eintretende Beeinträchtigung ihres 
Unterhalts in Frage kommen können. Stadt G. c. G., U. v. 
17. Okt. 12, 88/12 VI. — Darmſtadt. [S.] 

16. § 322 ZPO. Kann die Klage in der Berufungs⸗ 
inſtanz wegen Nichtbeſtehens der Klageforderung abgewieſen 
werden, wenn in I. Inſtanz die Klageabweiſung auf Grund 
einer Aufrechnung erfolgt war und nur der Kläger Berufung 
eingelegt hat?! 

Die Parteien haben am 20. Oktober 1903 einen Vertrag 
geſchloſſen, nach dem ſich der Beklagte verpflichtet hat, auf dem 
Grundſtlck des Klägers ein Wohnhaus zu erbauen. Der Bau 
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iſt ausgeführt. Der Kläger behauptet, daß das Haus infolge 
vertragswidriger Ausführung des Bauvertrages mit Mängeln 
behaftet ſei, die für ihn einen Geſamtſchaden von 60 000 # 
bedeuteten. Er hat hiervon in der J. Inſtanz einen Teilbetrag 
von 20 000 ½ eingeklagt. Beklagter hat das Vorhandenſein 
der Mängel beſtritten, bezüglich einiger von ihnen Genehmigung 
behauptet und eventuell eine Gegenforderung im Betrage von 
19 895,44 % zur Aufrechnung geſtellt. Das Grundſtück iſt 
nämlich im Laufe des Verfahrens zur Zwangsverſteigerung ge⸗ 
kommen, der Beklagte hat es erſtanden, er iſt aber dabei mit 
einer Hypothek von 12 000 1 gänzlich, mit einer zweiten von 
10 000 & im Betrage von 7895,44 ½ ausgefallen. Das LG. 
hat feſtgeſtellt, daß der Kläger infolge von Baumängeln, die 
der Beklagte verſchuldet habe, Schaden im Geſamtbetrage von 
7420 / erlitten hat. 4000 . hiervon rechne der Kläger ſelbſt 
gegen eine dem Beklagten zuſtehende Forderung auf, der Reſt 
ſei durch die Aufrechnung ſeitens des Beklagten getilgt und 
deshalb, wie im Urteile vom 19. Februar 1910 erkannt iſt, die 
Klage abzuweiſen. Der Kläger hat Berufung eingelegt. Er 
hat den Klageantrag auf 40 000 , erweitert. Das BG. hat 
die Berufung zurückgewieſen. Das BG. ſtellt feſt, daß dem 
Kläger eine Schadenserſatzforderung nur in Höhe von 1310 A, 
alſo um 6110 & weniger, als der erſte Richter angenommen 
hat, zuſteht. Dieſe Forderung erachtet das BG. durch den 
Ausfall der Hypothek von 12 000 % Werklohnforderung, der 
zur Aufrechnung geſtellt iſt, für getilgt. Der Kläger hat 
Reviſion eingelegt. Er beantragt: das angefochtene Urteil in 
Höhe eines Teilbetrages von 6110 , nebſt Zinſen dahin ab⸗ 
zuändern, daß inſoweit dem Berufungsantrage ſtattzugeben oder 
die Tilgung dieſes Teilbetrages durch Aufrechnung ausgeſprochen 
wird. Die Reviſion iſt zurückgewieſen. Das BG. iſt zu dem 
Schluſſe gelangt, daß die Klageforderung nur in Höhe von 
1310 & beſteht, während das LG. dieſe Forderung im Betrage 
von 7420 % für begründet angeſehen hat. Beide Vorder⸗ 
richter erachten die Klageforderung in der von ihnen feſtgeſtellten 
Höhe durch Gegenforderungen, welche der Beklagte eventuell 
zur Aufrechnung geſtellt hat, für getilgt und kommen über⸗ 
einſtimmend zu der Entſcheidung, daß deshalb die Klage ab- 
zuweiſen iſt. Der BerR. bezeichnet es zwar als ein auffallendes 
Ergebnis, daß der Kläger, obgleich er allein Berufung eingelegt 
hat, um 6110 * ſchlechter geſtellt wird, findet aber eine Recht⸗ 
fertigung hierfür in der Beſtimmung des 5 322 Abſ. 2 ZPO. 
Nach dieſer Geſetzesvorſchrift werde, auch wenn die Klage: 
forderung durch Aufrechnung erliſcht, nur entſchieden, daß die 
Klageforderung nicht mehr beſteht, in Anſehung des Beſtehens 
der Gegenforderung aber werde keine der Rechtskraft fähige 
Entſcheidung getroffen. Demgemäß habe das BG., nachdem 
die Klage in der I. Inſtanz abgewieſen war, von neuem 
ſelbſtändig prüfen müſſen, ob das Klagebegehren begründet iſt. 
Nur ſofern und ſoweit dieſe Prüfung die Begründetheit des 
Klagebegehrens ergebe, ſei auf die Aufrechnung einzugehen ge⸗ 
weſen. Die Reviſion hält den Kläger durch die ſo begründete 
Entſcheidung für beſchwert und rügt Verletzung des § 322 
ZPO. Wenn der erſte Richter — fo führt die Reviſion aus — 
die Klage auf Grund einer nur eventuell erklärten Aufrechnung 
abweiſe, ſo könne der Beklagte, obgleich er durch den Tenor 
des Urteils nicht beſchwert werde, dagegen Berufung einlegen. 
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Daraus folge, daß, wenn der Beklagte in einem ſolchen Falle 
Berufung nicht einlege, relative Rechtskraft des erſtinſtanzlichen 
Urteils gegen ihn in der Weiſe eintrete, ſeine Gegenforderung 
durch die Aufrechnung getilgt bleibe. An dieſer rechtlichen 
Konsequenz könne der Berg. nichts ändern, wenn nur der 
Kläger Berufung einlege und deſſen Forderung in II. Inſtanz 
für unbegründet erachtet werde. Die Berechtigung dieſes An⸗ 
griffs iſt nicht anzuerkennen; 8 322 ZPO. ift nicht verletzt. 
Dieſe Geſetzesvorſchrift hat ihre den früheren § 223 Abſ. 2 
abändernde Faſſung durch die Novelle vom 17. Mai 1898 mit 
Geſetzeskraft vom 1. Januar 1900 erhalten. Während bis 
dahin die Entſcheidung über das Beſtehen oder Nichtbeſtehen 
einer mittels Einrede geltend gemachten Gegenforderung bis zu 
dem Betrage, mit dem aufgerechnet werden ſoll, der Rechtskraft 
fähig war, iſt jetzt die Rechtskraftsfähigkeit beſchränkt auf die 
Entſcheidung, daß die Gegenforderung in Höhe des zur Auf: 
rechnung geftellten Betrages nicht beſteht. Wird die Gegen⸗ 
Porberung als beſtehend anerkannt und auf Grund der erfolgten 
Aufrechnung die Klage abgewieſen, ſo iſt nach der Begründung 
der Novelle die Entſcheidung über das Beſtehen der Gegen- 
forderung ebenſowenig der Rechtskraft fähig wie die Entſcheidung 
darüber, daß die Klageforderung aus einem anderen Grunde 
ans iſt. Es ergeht alſo in einem ſolchen Falle ein der 
Rechtskraft fähiges Urteil nur dahin, daß die Klageforderung 
nal beſteht. So hat das LG. hier entſchieden, indem es die 
Klage, weil die Klageforderung, ſoweit ſie als begründet an⸗ 
geſehen iſt, durch die Aufrechnung mit der Gegenforderung 
getilgt fei, abgewieſen hat. Es hat damit in dem entſcheidenden 
eile des Urteils das Nichtbeſtehen der Klageforderung aus⸗ 
geſprochen. Nun vertritt die Reviſion den Standpunkt, daß 
gleichwohl, da der Beklagte das Urteil nicht angefochten habe, 
inſoweit als die Klageforderung in den Entſcheidungsgründen 
für berechtigt erachtet ſei, relative Rechtskraft eingetreten ſei. 
Daraus wird gefolgert, daß das BG. in dieſer Beziehung eine 
dem Kläger ungünſtigere Feſiſtellung nicht habe treffen dürfen. 
9 iſt nicht beizutreten. Die Klageforderung war beſtritten. 
eshalb mußte, wie das RG. in ſtändiger Rechtſprechung an⸗ 
genommen hat (vgl. JW. 02, 5447 und die dort zitierten Ent⸗ 
ſchedunger), ehe auf die Eventualaufrechnung einzugehen war, 
duerſt die Klageforderung auf ihre Begründetheit geprüft werden. 
— zunächſt das LG. zu tun. Aber auch das BG. 
ei da die in II. Inſtanz aufrechterhaltene Eventual⸗ 
q rechnung eine begründete Klageforderung zur notwendigen 
8 ausſetzung hat, für feine Entſcheidung die Klageforderung 
ſelbſtandig prüfen. Das Ergebnis, zu dem das LG. hierbei 
rn war, war für das BG. nicht bindend, obgleich es 
x Beklagte nicht angefochten hat. § 322 Abſ. 2 ZP. ſteht 
An n. Denn ſoweit das landgerichtliche Urteil die 
a orderung für begründet, aber durch Aufrechnung für ge⸗ 
a let, trifft es eine der Rechtskraft nicht fähige Ent⸗ 
aan über das Beſtehen der Gegenforderung. Der in der 
es 58 vertretenen Auffaſſung, daß die Gegenforderung, wenn 
0. rechnet ei, nicht mehr beſtehe, und daß deshalb 
den ſcheidung wie die vorliegende über das Nichtbeſtehen 
Nu a eme ergehe, hat ſich der Senat nach dem Wort⸗ 
en er Begründung des Geſetzes nicht anzuſchließen ver⸗ 
Be ar aber das landgerichtliche Urteil, ſoweit es bei der 
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Prüfung der Aufrechnung Forderung und Gegenforderung 
gegenüberſtellt, überhaupt nicht der Rechtskraft fähig, ſo kann 
es auch keine relative Rechtskraft erlangt haben. Nun legt die 
Reviſion für ihre gegenteilige Auffaſſung erhebliches Gewicht 
darauf, daß der Beklagte das landgerichtliche Urteil mit der 
Berufung hätte anfechten können. In dieſem Sinne iſt vom 
RG. allerdings ſowohl bei Geltung des § 293 als auch nach 
deſſen Abänderung durch die Novelle entſchieden. (Vgl. RG. 
37, 403; 78, 398.) Dem Beklagten, der nur für den Fall, 
daß die Klageforderung begründet iſt, aufrechnen will, ſoll die 
Möglichkeit nicht entzogen werden, in der höheren Inſtanz dar⸗ 
zutun, daß das Klageverlangen ein ſchon an ſich unberechtigtes 
iſt. Gelingt ihm das, ſo erreicht er damit, daß die Eventualität, 
für die er die Aufrechnung geltend gemacht hat, nämlich die 
Anerkennung des Klageanſpruchs als eines an ſich begründeten, 
in Wegfall kommt, und ſeine Gegenforderung, ſoweit ſie zur 
Aufrechnung verwendet iſt, ihm erhalten bleibt. Aber auch 
daraus rechtfertigt ſich noch nicht die von der Reviſion für die 
relative Rechtskraft des landgerichtlichen Urteils gezogene 
Folgerung. In Übereinſtimmung mit RG. 70, 158 iſt davon 
auszugehen, daß das landgerichtliche Urteil einen Ausſpruch 
dahin gehend, daß die Klageforderung beſteht, überhaupt nicht 
enthält, es trifft gegenteilig, wie ſchon erwähnt iſt, eine unter 
§ 322 Abſ. 1 ZPO. fallende Entſcheidung über das Nicht⸗ 
beſtehen der Klageforderung. Wollte der Kläger nun ver⸗ 
ſuchen, mit ſeiner in der I. Inſtanz abgewieſenen Klage in der 
Berufungsinſtanz durchzudringen, ſo veranlaßte er damit eine 
abermalige Prüfung ſeiner Klageforderung. Dieſe blieb, da ja 
eben die Klage in J. Inſtanz abgewieſen war, bei der Prüfung 
in der Berufungsinſtanz in vollem Umfange allen etwaigen 
Einreden ausgeſetzt. Daß der Klageanſpruch, gleichviel welche 
Beurteilung er in der I. Inſtanz erfahren hatte, fo geprüft 
werden würde, mußte der Kläger ſich bei der Einlegung des 
Rechtsmittels auch ſagen. Soweit nun das BG. bei dieſer 
Prüfung die Klageforderung an ſich ſchon für nicht begründet 
erachtete, kam die eventuelle Aufrechnung, weil es an der Vor⸗ 
ausſetzung für ſie, an einer begründeten Klageforderung fehlte, 
nicht mehr in Betracht. Daß das erſtinſtanzliche Urteil vom 
Beklagten nicht angefochten war, ändert hieran nichts. Der 
Kläger erreichte nicht, was er erreichen wollte, deshalb mußte 
ſeine Berufung zurückgewieſen werden. Eine unberechtigte 
reformatio in pejus iſt in der ſo getroffenen Entſcheidung nicht 
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legung durch den Gerichtsvollzieher? Der vom Gerichtsvollzieher 
durch Unterſchlagung verübte Schaden trifft den Schuldner, 
nicht den Gläubiger. ] 5 

Durch das im Wechſelprozeß erſtrittene Urteil des LG. in 
Hagen i. W. vom 3. November 1910 war der Kläger, unter 
Vorbehalt der Ausführung ſeiner Rechte, zur Zahlung von 
4619,77 A nebſt 6 Prozent Zinſen ſeit dem 20. Oktober 1910 
und 20,65 Wechſelunkoſten an die Beklagte verurteilt worden; 
das Urteil war für vorläufig vollſtreckbar erklärt, dem Kläger 
aber nachgelaſſen, durch Sicherheitsleiſtung die Zwangsvoll⸗ 
ſtrekung abzuwenden. Am 21. November 1910 erſchien der 
von der Beklagten mit der Zwangsvollſtreckung beauftragte 
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Gerichtsvollzieher B. bei dem Kläger, den er zur Zahlung auf- 
forderte. Als er darauf zur Pfändung ſchreiten wollte, übergab 
ihm der Kläger die beizutreibende Geldſumme im Betrage von 
1678,47 % mit dem Bemerken, er ſolle das Geld hinterlegen. 
Der Gerichtsvollzieher erteilte dem Kläger eine Quittung, worin 
er bekannte, das Geld „zwecks Hinterlegung“ empfangen zu 
haben. Das Geld iſt nicht hinterlegt, ſondern von dem Ge⸗ 
richtsvollzieher unterſchlagen worden. Da die Beklagte nun⸗ 
mehr die Zwangsvollſtreckung von neuem betrieb, erhob der 
Kläger gegen ſie die gegenwärtige Klage. Die Ausführungen, 
mit denen das BG. ſeine Entſcheidung (Abweiſung der Klage) 
begründet hat, werden von der Annahme beherrſcht, daß der 
Gerichtsvollzieher B. das ihm von dem Kläger übergebene Geld 
für die Beklagte gepfändet habe. Dieſe Annahme iſt rechtlichen 
Bedenken keineswegs entrückt. Daraus, daß der Gerichts⸗ 
vollzieher von der Beklagten den Auftrag hatte, das Urteil 
vom 3. November 1910 zu vollſtrecken, alſo für ſie „an Ver⸗ 
mögensſtücken des Klägers Pfandrechte zu begründen“, iſt nicht, 
wie das BG. meint, „ohne weiteres“, alſo mit unbedingt 
zwingender Notwendigkeit, zu folgern, daß die Empfangnahme 
des vom Kläger hergegebenen Geldes zur Begründung des 
Pfändungspfandrechts daran erfolgt ſei und dieſen Erfolg ge⸗ 
habt habe. An ſich denkbar und rechtlich möglich iſt es, daß 
der Kläger das Geld dem Gerichtsvollzieher nicht zur Pfändung, 
ſondern lediglich zur Bewirkung der dem Kläger durch das 
genannte Urteil nachgelaſſenen Sicherheitsleiſtung, und damit 
gerade zur Abwendung der Pfändung, übergeben und daß der 
Gerichtsvollzieher es mit entſprechendem Willen angenommen 
hat. Irgendeine beſtimmte Handlung, durch die der Gerichts⸗ 
vollzieher zu erkennen gegeben hätte, daß er das Geld pfändend 
in Beſitz nehme ($ 808 Abſ. 1 und 3 ZPO.), iſt nicht behauptet 
noch erſichtlich. Insbeſondere iſt weder erſichtlich noch behauptet, 
daß das für jede Vollſtreckungshandlung vorgeſchriebene Pro⸗ 
tokoll (S 762 Abſ. 1 ZPO.), worin eine erfolgte Pfändung zu 
beurkunden geweſen wäre (Abſ. 2 Nr. 2 daſelbſt), aufgenommen 
worden ſei, obwohl es doch, angeſichts der die Pfändung ver⸗ 
neinenden oder doch in Zweifel ziehenden Ausführungen des 
LG., nahegelegen hätte, zur Feſtſtellung der Pfändung die Vor⸗ 
legung des Protokolls, wenn es beſteht, herbeizuführen. Das 
einzige, was auf eine erfolgte Pfändung hinweiſen könnte, iſt 
der vom BG. hervorgehobene Umſtand, daß der Gerichts⸗ 
vollzieher von ſeiner Auftraggeberin, der Beklagten, die „Voll⸗ 
ſtreckungsgebühren“ (womit das BG. erſichtlich die für eine 
Pfändung zuftehende Gebühr meint) erhoben hat; zwingend iſt 
aber auch hieraus auf erfolgte Pfändung nicht zu ſchließen, 
weil, zumal bei einem Gerichtsvollzieher, der ſich bei derſelben 
Gelegenheit der Unterſchlagung ſchuldig gemacht hat, die An- 
nahme, daß die Gebühr in unrechtmäßiger Höhe berechnet worden 
ſei, nicht ausgeſchloſſen erſcheint. Das BG. meint ferner, einen 
vom Kläger etwa beabſichtigten Auftrag, als ſein Vertreter die 
Hinterlegung des Geldes zum Zwecke der gemäß § 713 Abſ. 2 
30. nachgelaſſenen Sicherheitsleiſtung zu bewirken, habe der 
Gerichtsvollzieher gar nicht übernehmen dürfen, weil dieſer 
Auftrag mit dem von der Beklagten (Gläubigerin) erteilten 
Pfändungsauftrag in Widerſtreit geſtanden haben würde. Der 
Widerſtreit war aber in Wahrheit nicht vorhanden; denn auch 
bei Pfändung des Geldes mußte dieſes von dem Gerichts⸗ 


vollzieher hinterlegt werden (S 720 ZRO.); der Erfolg für die 
Beklagte wäre alſo kein anderer geweſen, als bei Übernahme 
und Ausführung eines vom Kläger (Schuldner) erteilten Hinter 
legungsauftrags. Übrigens würde daraus, daß der Gerichts⸗ 
vollzieher den Auftrag nicht übernehmen durfte, auch nicht 
zwingend folgen, daß er ihn nicht übernommen hat. Daß aber 
im Falle eines ſolchen Auftragsverhältniſſes zwiſchen dem 
Kläger und dem Gerichtsvollzieher der durch die Unterſchlagung 
des Gerichtsvollziehers verurſachte Schaden den Kläger trifft, 
kann einem begründeten Bedenken nicht unterliegen; es feblt 
an jeder rechtlichen Grundlage, auf der zu dem Ergebniſſe ge 
langt werden könnte, daß in ſolchem Falle die das übergebene 
Geld betreffende Gefahr von der Beklagten zu tragen geweſen 
ſei. Die Beklagte würde an jenem Auftragsverhältnis in 
keiner Weiſe rechtlich beteiligt geweſen ſein; insbeſondere könnte 
nicht die Rede davon ſein, daß der Gerichtsvollzieher etwa in 
ihrer Vertretung den Auftrag für ſie erhalten und übernommen 
habe. Erſt durch die Ausführung des Hinterlegungsauftrags 
würde eine rechtliche Beziehung der Beklagten zu dem Gelde, 
oder genauer: zu dem durch deſſen Hinterlegung entſtandenen 
Auszahlungsanſpruch an den Staat, hergeſtellt worden ſein, 
indem alsdann die Beklagte ein Pfandrecht an dieſen Anſpruch 
erworben hätte. Solange aber der Gerichtsvollzieher das 
Geld, nicht hinterlegt (und auch noch nicht unterſchlagen), in 
ſeinen Händen behielt, hatte er es lediglich für den Kläger in 
Verwahrung; dieſer war der Eigentümer, ihn traf als ſolchen 
(abgeſehen von dem Erſatzanſpruch an den Gerichtsvollzieher) 
die Gefahr des Verluſtes, die auf die Beklagte abzuwälzen er 
keinerlei Recht hatte. Denkbar wäre aber auch, daß der Ge⸗ 
richtsvollzieher den von dem Kläger gewollten Hinterlegungs⸗ 
auftrag nicht als einen privatrechtlichen Auftrag aufgefaßt und 
angenommen, ſondern daß er die Ausführung des Auftrags 
als eine ihm obliegende Amtshandlung betrachtet hat, ohne 
ſich über deren Natur weiter Gedanken zu machen. Auch in 
dieſem Falle würde kein Raum ſein für die Annahme eines 
etwa zwiſchen dem Kläger und der Beklagten zuſtande gekomme⸗ 
nen Hinterlegungsvertrages, kraft deſſen die Beklagte dem 
Kläger dafür aufzukommen habe, daß die Hinterlegung erfolge 
und die damit verbundene Abwendung der Vollſtreckung ein 
trete; denn auch in dieſem Falle würde der Gerichtsvollzieher 
die Pflicht zur Hinterlegung nicht für die Beklagte, als deren 
Vertreter, ſondern eben als eine ihn ſelbſt treffende öffentlich⸗ 
rechtliche Pflicht übernommen haben. Hiernach kann die Zurüd- 
weiſung der Reviſion keinen Bedenken begegnen, wenn anzu— 
nehmen iſt, daß eine Pfändung des Geldes nicht erfolgt war. 
Anders iſt das Ergebnis aber auch nicht auf der Grundlage 
der gegenteiligen Annahme des BG. Im Falle der Pfändung 
von Geld gilt die Wegnahme des Geldes durch den Gerichts- 
vollzieher regelmäßig als Zahlung von ſeiten des Schuldners. 
Dieſe rechtliche Wirkung tritt aber, auch im Verhältnis zwiſchen 
Schuldner und Gläubiger, nach 8 815 Abſ. 3 ZPO. nicht ein, 
wenn nach § 720 die Hinterlegung zu erfolgen hat. Das traf, 
wie bereits früher erwähnt, hier zu. Da ſomit die Wegnahme 
des Geldes überhaupt nicht als Zahlung des Schuldners zu 
gelten haben würde, ſo könnte ſie auch nicht, wie die Reviſion 
meint, als auflöſend bedingte Zahlung aufgefaßt werden, und 
es bedarf deshalb nicht der Erörterung, welche rechtlichen 


42. Jahrgang. 
Volgen ſich aus folder Auffaſſung ergeben würden. Durch 
die Pfändung erwarb vielmehr die Beklagte an dem gepfändeten 
Gelde nur ein Pfandrecht (§ 804), und an die Stelle dieſes 
Ufandrechts würde nach erfolgter Hinterlegung auch hier das 
Taondrecht an der Forderung gegen den Staat getreten ſein. 
Dem Pfandrechtserwerb aber iſt ein Gefahrübergang auf die 
Beklagte nicht zu entnehmen. Die Reviſion verfucht, das Gegen- 
teil aus einer Verwahrungspflicht herzuleiten, die die Beklagte 
durch das Pfandrecht überkommen habe. Eine Verwahrungs⸗ 
pflicht des Pfandgläubigers hat das Geſetz für das durch 
Rechtsgeſchäft beſtellte Pfandrecht an beweglichen Sachen ver- 
ordnet (8 1215 BGB.). Das ſteht in erſichtlichem Zuſammen⸗ 
hange mit dem dieſe Art des Pfandrechts beherrſchenden Grund: 
ſatze, daß das Pfand in den Beſitz des Gläubigers gelangt fein 
mp (5 1205). Deshalb wird die durch § 1257 vorgeſchriebene 
„ entſprechende Anwendung der das rechtsgeſchäftliche Pfand⸗ 
recht betreffenden Beſtimmungen auf das kraft Geſetzes ent⸗ 
ſtandene Pfandrecht nur in denjenigen Fällen des letzteren zu 
e Annahme der Verwahrungspflicht des Gläubigers führen 
können, wo dieſer den Beſitz des Pfandes erlangt hat (z. B. 
3 561 BGB.); denn die Verwabrungspflicht ſetzt eben natur⸗ 
gemäß den Beſitz, und zwar den unmittelbaren Beſitz, voraus. 
Auch in den Fällen der ſogenannten Privatpfändung (Art. 89 
CGG.) wird ſich hiernach die Annahme der Verwahrungs⸗ 
pflicht rechtfertigen laſſen. In den Fällen einer Pfändung 
durch den Gerichtsvollzieher aber iſt für eine Verwahrungs⸗ 
pflicht des Gläubigers kein Raum, weil die Pfändung nicht 
zur Folge hat, daß die gepfändete Sache in feinen unmittel— 
baren Beſitz kommt. Auch läßt ſich nicht ſagen, daß der Ge⸗ 
richtsvollzieher bei der zutreffendenfalls ($ 808 Abſ. 2 ZRO.) 
ihm obliegenden Verwahrung als Vertreter des Gläubigers 
handle, fo daß rechtlich dieſer als der Verwahrer zu gelten 
habe; denn da den Gläubiger, wie vorher dargelegt, die Ver⸗ 
wahrungspflicht überhaupt nicht trifft, fo kann auch nicht an— 
genommen werden, daß er ſie durch den Gerichtsvollzieher übe. 
„ne. W., U. v. 18. Okt. 12, 219/12 VII. — Hamm. S.] 
18. 8 767 3 PO. Die Einwendungen gegen den durch 
Urteil feſtgeſtellten Anſpruch müſſen, um erheblich zu ſein, erſt 
nach dem Schluſſe der mündlichen Verhandlung, in der ſie 
päteſtens hätten geltendgemacht werden müſſen, entſtanden jein.] 
* Der Klaganſpruch iſt unbegründet, auch ſoweit er auf 
1 67 RD. geſtützt if. Nach dieſer Vorſchrift find Ein- 
wendungen gegen den durch das Urteil feſtgeſtellten Anſpruch 
N inſoweit zuläffig, als die Gründe, auf denen ſie beruhen, 
5 nach dem Schluſſe derjenigen mündlichen Verhandlung, in 
Mc Einwendungen ſpäteſtens hätten geltendgemacht werden 
lien, entſtanden find und durch Einſpruch nicht mehr geltend⸗ 
8 werden können. Daß im Vorprozeſſe eine Einwendung, 
9945 die Anfechtung des Vertrages wegen argliſtiger Täuſchung 
Schr BGB.) zum Gegenſtande hatte, ſpäteſtens bis zum 
a8 > der letzten zweitinſtanzlichen Verhandlung vom 
ſowohl bre 1910 hätte vorgebracht werden müſſen und daß 
WN se dem Beklagten zur Laſt gelegte Täuſchungshandlung 
in 5 ertragsſchluß in die Zeit vor dem 28. Januar 1910 fallen, 
nach e Es fragt ſich desbalb nur, ob der Kläger zur 
ugelaf chen Geltendmachung ſeiner Einwendung etwa deshalb 
bugelaſſen werden kann, weil er bei Schluß der Verhandlung 
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vom 28. Januar 1910 die angebliche Täuſchung noch nicht 
kannte und daher erſt zu einem ſpäteren Zeitpunkte die An⸗ 
ſechtung des Vertrages gemäß § 143 Abſ. 1 BGB. erklären 
konnte und erklärt hat. Dieſe Frage iſt im Gegenſatz zur 
Anſicht des BG. zu verneinen. Wie das RG. bereits in dem 
Urteile vom 20. November 1903 (III 414/03, RG. 64, 228) 
hervorgehoben hat, iſt bei Auslegung des §8 767 ZPO. in 
Betracht zu ziehen, daß die Klage einen bereits durch Urteil 
feſtgeſtellten Anſpruch zum Angriffsziele hat, daß es ſich um 
Einwendungen in der Zwangsvollſtreckung handelt und daß die 
einzelnen Beſtimmungen der Vorſchrift darauf gerichtet ſind, im 
Jutereſſe eines energiſchen Fortganges der Vollſtreckung Schi⸗ 
kanen und Verzögerungen des Schuldners möglichſt entgegen⸗ 
zutreten. Dementſprechend legt das Geſetz ſchon in ſeiner 
Faſſung das entſcheidende Gewicht auf die nachträgliche Ent⸗ 
ſtehung der Einwendung, nicht auf den Zeitpunkt der Kenntnis des 
Schuldners von der Einwendung. Soweit für den Schuldner nach 
Lage des Falles die objektive Möglichkeit beſteht, die Einwendung 
rechtzeitig im Hauptprozeſſe vorzubringen, iſt er dazu verpflichtet. 
Verſäumt er dies, fo wird er von der nachträglichen Geltend- 
machung der Einwendung ausgeſchloſſen, gleichviel ob ſeine 
Säumnis als ſchuldhaft oder unverſchuldet anzuſehen iſt. Dies 
führt weiter zu dem Schluſſe, daß in den Fällen, in denen die 
Entſtehung der Einwendung von einer von ihm abzugebenden 
Willenserklärung abhängig iſt, wie der Aufrechnungserklärung 
(§ 388 BGB.) und der Anfechtungserklärung (8 143 BGB.), 
er ſeine Erklärung auch ſo zeitig abzugeben hat, daß er noch 
in dem Hauptprozeſſe in der Lage iſt, die Einwendung rechtzeitig 
vorzubringen (RG. 64, 230; Gaupp⸗Stein, ZRO. 8/9 8 767 
Bem. IIb 35, 42, Bd. II S. 483 ff.). Auch hier muß lediglich 
der objektive Sachverhalt, nicht die Kenntnis des Schuldners 
von den Vorausſetzungen für die Abgabe der Willenserklärung, 
entſcheiden. Denn der Zweck des Geſetzes, das Urteil auf eine 
ſichere Grundlage zu ſtellen und es gegen ſpätere ſchikanöſe 
Angriffe des Schuldners nach Möglichkeit zu ſichern, würde in 
zahlreichen Fällen vereitelt werden, wenn dem Schuldner die 
nachträgliche Geltendmachung von Einwendungen geſtattet würde, 
für die bereits zur Zeit der Verhandlung des Hauptprozeſſes 
die objektive Grundlage vorhanden war. Dieſer Geſichtspunkt 
trifft auf die Anfechtung einer Willenserklärung wegen argliſtiger 
Täuſchung (§S 123 BGB.) in beſonderem Maße zu, da eine ſolche 
Anfechtung häufig in böswilliger Abſicht erklärt wird und dem bös 
willigen Schuldner eine günſtige Gelegenheit zu ſchikanöſem Vor⸗ 
gehen geboten würde, wenn es ihm geſtattet würde, einem voll⸗ 
ſtreckbaren Urteile nachträglich die Einwendung entgegenzuſetzen, 
daß ein Grund zur Anfechtung der dem Urteil zugrunde liegenden 
Willenserklärung ihm erſt ſpäter bekannt geworden ſei. Hiernach 
kann dem BG. nicht darin beigetreten werden, daß der Kläger 
im vorliegenden Falle zur Erhebung der Klage aus $ 767 BGB. 
zuzulaſſen ſei, ſofern er erſt nach Abſchluß der Berufungs 
inſtanz des Vorprozeſſes von den Tatſachen, die die Anfechtung 
des Vertrages vom 25. April 1907 wegen argliſtiger Täuſchung 
begründen könnten, Kenntnis erlangt habe. Vielmehr iſt dent 
Zeitpunkte der Kenntnis keine entſcheidende Bedeutung beizulegen 
und die Klage aus $ 767 ZPO. ſchon deshalb zurückzuweiſen, 
weil die angeblichen Täuſchungshandlungen bereits in eine 
ältere Zeit fielen und daher ſchon im Vorprozeſſe zur Grund⸗ 
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lage für die Vertragsanfechtung hätten gemacht werden können. 
P. c. K., U. v. 19. Okt. 12, 31/12 J. — Marienwerder. [S.] 

Geſetz betr. die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung. 

19. 88 45, 47 GmbHG. Kann in dem Geſellſchafts⸗ 
vertrage oder durch deſſen Abänderung den Geſellſchaftern, 
welche mit der Geſellſchaft m. b. H. in Konkurrenz treten, die 
perſönliche Teilnahme an den Geſellſchafterverſammlungen 
entzogen und eine Zwangsvertretung für fie eingeführt werden?] 

Die Klägerin iſt Geſellſchafterin der Beklagten, einer 
Geſellſchaft m. b. H. Sie hat 900 Stimmen. Gegen ihre 
Stimmen hat die Geſellſchafterverſammlung am 6. Mai 1911 
in der für Abänderung des Geſellſchaftsvertrags vorgeſchriebenen 
Art und Weiſe dem § 9 des Geſellſchaftsvertrags einen weiteren 
Abſatz hinzugefügt. Dieſer neue Abſ. 2 des § 9 des Geſell⸗ 
ſchaftsvertrags beſagt unter anderem nach der dieſem Abſatz von 
den Parteien und den Inſtanzen gegebenen Auslegung, daß 
Geſellſchafter, ſolange ſie ſich direkt oder indirekt an einem 
Konkurrenzunternehmen beteiligen oder für ein ſolches irgendwie 
tätig ſind, ſich durch ein Mitglied der Geſchäftsführung oder 
des Aufſichtsrats in den Geſellſchafterverſammlungen vertreten 
laſſen müſſen. Jedoch dürfen auch dieſe Vertreter weder direkt 
noch indirekt an einem Konkurrenzunternehmen beteiligt noch für 
ein ſolches irgendwie tätig ſein, ſonſt werden ſie zu den 
Verſammlungen nicht zugelaſſen. Den mit ihrer Geſellſchaft in 
Wettbewerb ſtehenden Geſellſchaftern iſt alſo durch dieſen neuen 
Zuſatz die perſönliche Teilnahme an den Geſellſchafterverſammlungen 
und die perſönliche Ausübung des Stimmrechts entzogen; es 
iſt für ſie eine Zwangsvertretung vorgeſchrieben. Durch dieſe 
Abänderung des Geſellſchaftsvertrags iſt die Klägerin betroffen, 
weil fie nach der Feſtſtellung des Ber R. mit der Beklagten 
durch Gründung eines Konkurrenzunternehmens in Wettbewerb 
zu treten beabſichtigt. Sie hat den Geſellſchafterbeſchluß vom 
6. Mai 1911, ſoweit er dieſe Zwangsvertretung einrichtet, auf 
Grund des $ 134 BGB. angefochten, weil Geſellſchaftern 
einer Geſellſchaft m. b. H. die Befugnis, an den Geſellſchafter⸗ 
verſammlungen perſönlich teilzunehmen und ſich durch beliebige 
Bevollmächtigte vertreten zu laſſen, nicht durch nachträgliche 
Anderung des Geſellſchaftsvertrags beeinträchtigt werden dürfe. 
Der Beſchluß verletze ihr Sonderrecht ($ 35 BGB.). Sodann 
vertritt ſie die Anſicht, der Mehrheitsbeſchluß vom 6. Mai 1911 
bedeute eine Vergewaltigung der Minderheit; er ſtelle einen 
Mißbrauch der Rechte der Mehrheit dar und enthalte daher 
eine vorſätzliche, gegen die guten Sitten verſtoßende Schädigung 
der Klägerin (88 138 Abſ. 1, 826 BGB.). Das LG. gab 
der Klage ſtatt. Das OLG. wies die Klage ab, die Reviſion 
der Klägerin iſt zurückgewieſen. Beide Anfechtungsgründe ſind 
vom BerR. mit Recht abgelehnt worden. Die Geſellſchaft m. 
b. H. bildet in ihrem rechtlichen Weſen ein Mittelding zwiſchen 
der reinen Kapitalgeſellſchaft (der Aktiengeſellſchaft) und der 
individuell organiſierten offenen Handelsgeſellſchaft. Mit der 
Aktiengeſellſchaft hat die Geſellſchaft m. b. H. gemeinſam, daß 
die Geſellſchafter für die Verbindlichkeiten der Geſellſchaft nicht 
haften, und daß die Geſellſchafter mit Einlagen am Grund⸗ 
kapital beteiligt ſind. Mit der offenen Handelsgeſellſchaft hat 
die Geſellſchaft m. b. H. die Auflöſungsgründe des $ 61 GmbHG. 
gemeinſam. Namentlich zeigt ſich die Zwitterſtellung der 
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Geſellſchaft m. b. H. in der Art der Verteilung der Macht⸗ 
verhältniſſe bei Ordnung von Geſellſchaftsangelegenheiten. Bald 
nähert ſich hier die Geſellſchaft m. b. H. der Aktiengeſellſchaft, 
bald der Organiſation der offenen Handelsgeſellſchaft. Hin⸗ 
ſichtlich des Mitverwaltungsrechts der Geſellſchafter geht § 45 
Abſ. 2 GmbHG. ſogar ſoweit, daß durch Geſellſchaftsvertrag 
die Geſellſchafterverſammlung als Beſchlußorgan völlig beſeitigt 
und die Funktion, die nach der geſetzlichen Regel der Geſell⸗ 
ſchafterverſammlung zugewieſen iſt, einem anderen Organ der 
Geſellſchaft übertragen werden kann. Dieſe Beſtimmung des 
§ 45 Ab}. 2 GmbHG. erinnert an die Beſtimmung der 88 114 
und 118 HGB., derzufolge Geſellſchafter der offenen Handels⸗ 
geſellſchaft durch Geſellſchaftsvertrag von der Geſchäftsführung 
ausgeſchloſſen und ihnen unter gewöhnlichen Umſtänden ſogar 
das Recht auf Einſicht der Bücher entzogen werden kann. Dieſe 
Vergleichung zeigt bereits, daß das Teilnehmerrecht der Geſell⸗ 
ſchafter an der Verwaltung der Geſellſchaft m. b. H. mehr den 
bei der offenen Handelsgeſellſchaft geltenden Regeln angenähert 
iſt als den für die Aktiengeſellſchaft aufgeſtellten Grundſätzen. 
In § 252 HGB. iſt das Stimmrecht des Aktionärs zu einem 
unentziehbaren Sonderrecht erklärt; dasſelbe iſt dort auch rück⸗ 
ſichtlich des Anſpruchs des Aktionärs auf perſönliche Mitwirkung 
bei der Verwaltung der Geſellſchaft beſtimmt, wenn auch das 
Recht der Teilnahme an den Generalverſammlungen und der 
Ausübung des Stimmrechts durch die Satzung an gewiſſe Voraus⸗ 
ſetzungen geknüpft werden darf. Der § 47 Abſ. 3 GmbHG. 
beſchränkt ſich dagegen auf die Vorſchrift, daß Vollmachten zu 
ihrer Gültigkeit der ſchriftlichen Form bedürfen. Aus dieſer 
Vorſchrift ergibt ſich, daß jedes Geſellſchaftsmitglied, ſobald 
eine Geſellſchafterverſammlung als beſchließendes Organ, wie 
hier, eingerichtet iſt, einen Bevollmächtigten als ſeinen Vertreter 
zur Teilnahme an der Mithliederverſammlung entſenden kann. 
Das öſterreichiſche Geſetz über die Geſellſchaften m. b. H. vom 
6. März 1906 hat dieſe Folgerung in Abſ. 3 des § 39 aus⸗ 
drücklich gezogen. Dieſe Beſtimmungen des deutſchen wie des 
öſterreichiſchen Geſetzes enthalten jedoch nachgiebiges Recht. 
Denn § 45 Abſ. 2 GmbHG. und 8 39 Abſ. des öſterreichiſchen 
Geſetzes geſtatten es ausdrücklich, daß der urſprüngliche Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag anderes beſtimmen kann. Folglich darf der 
urſprüngliche Geſellſchaftsvertrag die Beſtimmung treffen, daß 
jeder Geſellſchafter ſeine Rechte in der Verſammlung der 
Geſellſchafter, wenn er Konkurrent feiner Geſellſchaft ift, nur 
durch einen Bevollmächtigten ausüben darf, und daß dieſer 
Bevollmächtigte gewiſſe Eigenſchaften beſitzen muß, z. B. der 
Geſchäftsführung oder dem Aufſichtsrat angehören muß und 
nicht Konkurrent der Geſellſchaft ſein darf. Die Klägerin 
bezweifelt grundlos, daß dieſelbe Beſtimmung nachträglich durch 
Anderung des urſprünglichen Geſellſchaftsvertrags eingeführt 
werden kann. Ein Sonderrecht iſt durch den angegriffenen Beſchluß 
nicht verletzt. (Wird dargelegt.) Von einem Verſtoß gegen die 
guten Sitten kann nicht die Rede ſein. Die in dem angegriffenen 
Beſchluß getroffene Maßregel zwangsweiſer Vertretung liegt im 
berechtigten Intereſſe der Beklagten. Sie will es verhindern, 
daß ein Geſellſchafter, der mit ihr in Wettbewerb ſteht, ſeine 
Geſellſchafterpflichten im eigenen Sonderintereſſe und zum Nach⸗ 
teil feiner Geſellſchaft vergeſſe, Geſchäftsgeheimniſſe der Beklagten, 
die er in der Geſellſchafterverſammlung ermitteln kann, gegen 
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ſie benutze, ſeine Stimme gegen ihr Intereſſe abgebe uſw. Die 
beſchloſſene Maßregel ſteht im Einklang mit den Pflichten der 
Geſellſchafter, die bei Verfolgung des eigenen Vorteils auf die 
Geſellſchaftszwecke als Geſellſchafter Rückſicht zu nehmen haben. 
Die beſchloſſene Maßregel greift in die Freiheit und die Rechte 
der einzelnen Geſellſchafter nicht weiter ein, als es die Lage 
der Umftände geboten erſcheinen läßt. Den Geſellſchaftern wird 
nicht der Wettbewerb verboten. Sie werden nur genötigt, 
wenn fie den Wettbewerb aufnehmen, ihre Rechte der Teilnabme 
an Mitgliederverſammlungen vertretungsweiſe und zwar durch 
ſolche Vertreter wahrnehmen zu laſſen, von denen eine Schädigung 
der Geſellſchaft nicht zu beſorgen iſt. Ein Mißbrauch des 
Grundſatzes der Majoriſierung liegt daher nicht vor. T. c. R, 
U. v. 12. Nov. 12, 291/12 II. — Kiel. [L.] 

Geſetz betr. den Schutz von Gebrauchsmuſtern. 

20. Iſt auch bei Gebrauchsmuſtern ein Vorbenutzungs⸗ 
recht im Sinne und mit der Wirkung des § 5 PatG. anzu⸗ 
erkennen?] 

a Das BG. geht bei ſeinen Erwägungen davon aus, daß 
die in der Literatur ſtreitige Frage, ob auch bei Gebrauchs⸗ 
muſtern ein Vorbenutzungsrecht im Sinne und mit der Wirkung 
des 8 5 Abſ. 1 PatG. beſtehe, zu bejahen ſei. Der erkennende 
Senat trägt kein Bedenken, dieſe Frage, deren Entſcheidung in 
dem Urteil (JW. 08, 247) noch offengehalten worden iſt, aus 
allgemeinen Rechtsgründen gleichfalls zu bejahen. Wie in der 
Rechtſprechung des RG. bereits mehrfach, insbeſondere in dem 
U RE. 67, 177 veröffentlichten Urteil hervorgehoben wurde, 
win ſich das Geſetz betreffend den Schutz von Gebrauchs- 
u ern an das Patentgeſetz an, dem e8 in feinen fachlichen 
Wotausſetzungen nachgebildet iſt. Es gibt in ſeiner knappen 
e keine erſchöpfende Regelung des Gegenſtands, ſondern 
beſchränkt ſich darauf, die weſentlichen Beſtimmungen zu treffen, 
1 0 es für manche Einzelfragen der Ergänzung bedarf. Die 

erwandtſchaft des Gegenſtands und das Verhältnis des 
1 Gebrauchsmuſterſchutzgeſetzes zu dem für den Erfinder⸗ 
ſchutz grundlegenden Patentgeſetz, rechtfertigen es, daß bei vor⸗ 
RR Lücken Abhilfe in den einſchlagenden Beſtimmungen 
A atentgeſetzes geſucht wird, falls nicht beſondere Gründe 
. Nun enthält zwar das Geſetz betreffend den 
er I von Gebrauchsmuſtern keine ausdrückliche Beſtimmung 
e wie ſich das Recht deſſen, der ſich ein Gebrauchsmuſter 
eine des geſetzlichen Schutzes fähige Erfindung hat eintragen 
85 mu ber Berechtigung deſſen verhielt, welcher — wenn 
5 öffentlich — bereits vor der Anmeldung die Er⸗ 
Schaffe in Benutzung genommen hatte. Da es aber bei der 
dei 1. des 55 Abſ. 1 Patch., wie in NG. 75, 317 fl. dar⸗ 
Erſinden, die nachgewieſene Abſicht der Geſetzgebung war, den 
ſchüten b und die Rechte des redlichen Unternehmers zu 
A eien unbeſchadet der Gewährung von Schutzrechten 
Wee en ie den vorhandenen Beſitzſtand an ſolchen 
die Not 15 1 0 Schutz zu nehmen, ſo ergibt ſich hieraus 
et, E den 55 Abſ. 1 Pat., welcher der Auf⸗ 
dient, Kies 11 5 vorhan enen Beſitzſtandes an Erfindungen 
bereits ee em Gebiete der Gebrauchsmuſter zur Wahrung 
zu bringen x er Rechte in entſprechender Weiſe in Anwendung 
Notwendigket er Umſtand, daß bei Beratung des Geſetzes die 
dieſer Folgerung noch nicht überall erkannt war, 


kann bei der inneren Verwandtſchaft der beiden nebeneinander 
ſtehenden Geſetze es nicht rechtfertigen, daß die durch die Natur 
der Sache gebotene Schlußfolgerung unterlaſſen wird. M. c. S., 
U. v. 12. Okt. 12, 11/12 1. — Düſſeldorf. [L.] 

Leuchtmittelſteuergeſetz. 

21. 8 39 Abſ. 4 des Geſetzes.] 

Unter dem 10. Mai 1893 hat der Beklagte mit der 
Kommanditgeſellſchaft S. & Co. zu N. einen Vertrag geſchloſſen, 
inhalts deſſen dieſe die Verſorgung der Stadt H. nebſt Vor⸗ 
ſtadt und Vororten mit elektriſcher Energie zu näher feſtgeſetzten 
Bedingungen übernahm. Im 8 14 des Vertrages find die 
erforderlichen Beſtimmungen für das Verhältnis der Geſellſchaft 
zu den Verbrauchern getroffen. Die Leitungen und Anlagen 
bis einſchließlich an den Elektrizitätsmeſſer hat die Geſellſchaft 
herzuſtellen; von da ab bis zur Verwendungsſtelle iſt dies 
Sache der Abnehmer, die für den zu liefernden elektriſchen 
Strom einen genau feſtgeſetzten Preis unter Gewährung ge— 
wiſſer Rabatte zahlen. Buchſtabe e Abſ. 4 und 6 des 8 14 
regeln das Verhältnis der Geſellſchaft zu der Stadt H. als 
Verbraucherin und lauten dahin: „Für Stromlieferungen zur 
Beleuchtung von öffentlichen Straßen, Plätzen und ſtaatlichen 
Gebäuden ſowie zu ſonſtigen ſtaatlichen Verwendungen ſollen 
die für die übrigen Konſumenten geltenden Beſtimmungen, Tarif⸗ 
ſätze und Rabatte mit der Modifikation Anwendung finden, daß 
von dem nach Abzug des Rabatts verbleibenden Preiſe noch 
ein weiterer Abſchlag von 10 Prozent zugunſten des Staates 
gemacht wird... Im übrigen hat die Geſellſchaft für die von 
ihr beleuchteten öffentlichen Straßen und Plätze die ſämtlichen 
Lampen, ſowohl Glüh- als Bogenlampen, einſchließlich der zu⸗ 
gehörigen Leitungen für ihre Rechnung zu liefern, und ſie hat 
auch für deren Inſtandhaltung und Bedienung, einſchließlich der 
für die Bogenlampen erforderlichen Kohlenſtifte und des Erſatzes 
unbrauchbar gewordener Glühlampen, zu ſorgen, ohne für dieſe 
Leiſtungen außer der Zahlung für die Stromlieferung eine Ver⸗ 
gütung in Anſpruch zu nehmen.“ In das Vertragsverhältnis 
iſt demnächſt mit Zuſtimmung des Beklagten die Klägerin ein⸗ 
getreten. Sie hat auf Grund des Leuchtmittelſteuergeſetzes 
vom 15. Juli 1909 (RGBl. S. 880) für die Zeit von deſſen 
Inkrafttreten, d. i. vom 1. Oktober 1909 bis zum 30. Juni 1910, 
an Steuer für die von ihr für die öffentlichen Straßen in H. 
verwendeten Beleuchtungsmittel (Kohlen für Bogenlampen uſw.) 
8127,56 ½ bezahlt, deren Erſtattung fie unter Berufung auf 
den 8 39 Abſ. 4 des Geſetzes von dem Beklagten forderte. 
Dieſer begehrte die Abweiſung der Klage, und dahin haben auch 
die Vorinſtanzen erkannt. Die Klägerin hat gegen das Urteil 
des OLG. Reviſion eingelegt. — Gegen die Auslegung des 
zwiſchen der Rechtsvorgängerin der Klägerin und dem Beklagten 
geſchloſſenen Vertrages über die Verſorgung der öffentlichen 
Straßen und Plätze ſowie der ſtaatlichen Gebäude der Stadt H. 
mit elektriſcher Beleuchtung ift rechtlich nichts zu erinnern, auch 
von der Reviſion nichts vorgebracht. Danach liegt ein Werk⸗ 
vertrag vor, und die Klägerin war gegen Entgelt verpflichtet, 
einen beſtimmten Erfolg, nämlich die Beleuchtung der öffent: 
lichen Anlagen 9.3 auf elektriſchem Wege herbeizuführen. Dieſes 
Ergebnis war nur zu erreichen, wenn die Klägerin außer für 
den elektriſchen Strom auch für die Beleuchtungsmittel ſorgte, 
ohne die der Strom nicht verwendbar war. Sie hatte zur 
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Erfüllung ihrer Unternehmerpflicht die erforderlichen Lampen, 
Glühſtifte uſw. in ordnungsmäßiger Beſchaffenheit jederzeit bereit⸗ 
zuhalten und insbeſondere unbrauchbar gewordene Leuchtmittel 
in geeigneter Weiſe zu erſetzen. In das Eigentum des Fiskus 
gingen, wie der BerR. feſtſtellt, dieſe Dinge nicht über; das 
Entgelt für ihre Beſchaffung war in dem für die Beſchaffung 
des elektriſchen Stromes vereinbarten Preiſe enthalten. Der 
BerR. iſt der Meinung, daß auf einen ſolchen Werkvertrag der 
§ 39 Abſ. 4 des Leuchtmittelſteuergeſetzes keine Anwendung 
finde, und gegen dieſe Annahme wendet ſich die Reviſion nicht 
mit Unrecht. Die Beſtimmung lautet dahin: „Soweit beim 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes Verträge über Lieferung von Be— 
leuchtungsmitteln beſtehen, iſt der Lieferer berechtigt, vom Abe 
nehmer einen um den Betrag der Steuer erhöhten Preis zu 
fordern, falls nichts anderes vereinbart iſt.“ Entſprechende Vor⸗ 
ſchriften finden ſich im Branntweinſteuergeſetz vom 15. Juli 1909 
§ 153, im Brauſteuergeſetz 8 63 Abſ. 2, im Zündwarenſteuer⸗ 
geſetz 8 45, im Tabakſteuergeſetz 8 57 Z. 5, im Geſetz, be- 
treffend Erhöhung des Kaffee- und Teezolls S 4. Der Geſetz⸗ 
geber hat durch dieſe Vorſchriften in das privatrechtliche Gebiet 
eingegriffen. In dem im Jahre 1887 dem Reichstage zur 
Beratung vorgelegten Entwurf eines Reichsgeſetzes, betreffend 
die Beſteuerung des Branntweins, fand ſich eine ähnliche Be: 
ſtimmung; ſie iſt indeſſen in dritter Leſung geſtrichen. Ihr 
Fehlen hat zu Prozeſſen Anlaß gegeben, die je nach dem in 
Frage kommenden Rechtsgebiete verſchieden erledigt ſind (RG. 21, 
178; 22, 81). Die Finanzgeſetze des Jahres 1909 haben die 
Übergangsfrage in gleicher Weiſe geregelt, wie das der erwähnte 
Entwurf vom Jahre 1887 beabſichtigt hatte. Es wurde als 
unbillig empfunden, daß der durch ältere Verträge gebundene 
Lieferant die neu eingeführten Steuern, die er bei ſeiner Preis⸗ 
berechnung nicht berückſichtigt hatte und nicht berückſichtigen 
konnte, zu tragen haben ſollte; deshalb ſind ſie dem Empfänger 
der von der Neubelaſtung getroffenen Ware im Verhältnis zum 
Lieferer — vorbehaltlich anderweiter Vereinbarungen — auf⸗ 
erlegt, offenbar in der Erwägung, daß dieſer die Steuer, wenn 
er mit ihr hätte rechnen können, auf ſeinen Abnehmer als Zu⸗ 
ſchlag zum Preis abgewälzt haben würde (vgl. die Verhandlungen 
bei der Beratung des Zündwarenſteuergeſetzes und des Geſetzes, 
betreffend die Erhöhung des Kaffee- und Teezolls, Druckſ. des 
RT. 12. Leg.⸗Per. I. Seſſ. 1907/09 S. 9136, 8849). Der Zweck 
des Geſetzes iſt alſo klar: der Verbraucher als diejenige 
Perſon, deren wirtſchaftliches Bedürfnis durch die Lieferung des 
der Abgabe unterliegenden Gutes unmittelbar befriedigt wird, 
ſoll die Steuer endgültig in Form einer Erhöhung des Preiſes 
bezahlen. Dies nimmt auch der Ber R. an. Aber er verneint, 
daß im vorliegenden Falle der Beklagte als Verbraucher der 
mit der Steuer belegten Leuchtmittel anzuſehen ſei; Konſumentin 
ſei vielmehr die Klägerin, die genötigt ſei, in Erfüllung 
ihrer vertragsmäßigen Verpflichtung die Leuchtmittel zu ver— 
brauchen. Es kann zugegeben werden, daß das Geſetz zunächſt 
den Regelfall der Verträge, die auf die Verſchaffung des 
Eigentums abzielen, im Auge hat. Aber ſein Wortlaut zwingt 
nicht zu der Auslegung, daß unter dem Lieferer nur der Ver⸗ 
käufer, unter dem Abnehmer nur der Käufer zu verſtehen ſei. 
Es hätte nahegelegen, ſtatt der einer juriſtiſch⸗techniſchen Be— 
deutung entbehrenden Worte: „Lieferer, Abnehmer“ jene zweifels⸗ 


freien Ausdrücke anzuwenden — wie dies in dem Entwurfe 
zum Branntweinſteuergeſetz von 1887 geſchehen war —, falls 
eine Beſchränkung auf die der Eigentumsverſchaffung dienenden 
Verträge beabſichtigt geweſen wäre. Mit dem Wortlaute des 
Geſetzes iſt mithin eine Auslegung ſehr wohl verträglich, die 
den Nachdruck nicht ausſchließlich auf die rechtliche Seite des 
die Leuchtmittel angehenden Geſchäfts legt. Sie iſt geboten, 
wenn die erkennbare Abſicht des Geſetzes nur auf dieſem Wege 
zu erreichen iſt. So liegt aber hier die Sache. Iſt es auch 
richtig, daß die Leuchtmittel dem Beklagten nicht wie einem 
Käufer zu Eigentum übertragen und von ihm als Eigentümer 
ihrer Beſtimmung gemäß verbraucht werden ſollten, ſo ging 
doch der Vertrag dahin, daß das Werk, das ſeinen Gegenſtand 
bildete, dem Beklagten als dem Beſteller zu liefern war, daß 
mithin dieſem der von der Unternehmerin herbeizuführende 
Erfolg zugute kommen ſollte. Ihm wurden die Stoffe, von 
deren Verwendung das zu erzielende Ergebnis, die Verſorgung 
der Stadt H. mit elektriſchem Licht, abhing, zur Verfügung 
geſtellt, und er war inſofern deren Abnehmer, wie denn auch 
der Vertrag ſelbſt davon ſpricht, daß die Geſellſchaft die Leucht⸗ 
mittel zu liefern habe. Zwar iſt hinzugefügt: „für ihre 
Rechnung“, aber dies bedeutet nur, daß eine beſondere Ver- 
gütung für dieſe Leiſtung nicht zu entrichten war. Der BerR. 
erkennt an, daß mit der Vergütung für den elektriſchen Strom 
auch die Leuchtmittel abgegolten werden ſollten. War aber für 
deren Bereitſtellung eine Gegenleiſtung bedungen, ſo ergibt ſich 
auch daraus, daß ihr Verbrauch lediglich zum Nutzen des Be⸗ 
ſtellers und als eine ihm geſchuldete Leiſtung erfolgte. Die 
Frage der Eigentumsverſchaffung war bei der Eigenart der in 
Betracht kommenden Gegenſtände, die nach ihrer beſtimmungs⸗ 
mäßigen Abnutzung aufhörten, Leuchtmittel zu ſein, von keiner 
Bedeutung; das Weſentliche war, daß ſie als ſolche von dem 
Beklagten genutzt wurden und daß dies gegen Entgelt geſchah. 
Er iſt unter dieſen Umſtänden als Empfänger und als Ver⸗ 
braucher der Ware anzuſehen, deren Beſteuerung — als eine 
unvorhergeſehene Veränderung der Sachlage — dem Geber das 
Recht verleihen ſoll, eine entſprechende Erhöhung des Entgelts 
zu fordern. Die Erwägungen, die zu dem Erlaſſe der Über⸗ 
gangsbeſtimmung geführt haben, treffen auch für den zwiſchen 
den Parteien beſtehenden Vertrag zu, und da der Wortlaut des 
Geſetzes einer weiteren, ſeiner Abſicht Geltung verſchaffenden 
Auslegung nicht entgegen iſt, ſo war ihr der Vorzug zu geben. 
H. E. c. H. F., U. v. 25. Okt. 12, 275/12 VII. — Hamburg. S.] 

I Preußiſches Recht. 

22. Anſprüche der von einer Stadtgemeinde angeſtellten 
Lehrer, denen dauernde Gehaltsgleichſtellung mit den ſtaatlichen 
Lehrern zugeſichert iſt.] 

Auf Grund des Preußiſchen Etatgeſetzes vom 26. Mai 1909 
und der demſelben angeſchloſſenen Beſoldungsordnung (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 89) iſt den ſtaatlichen Oberlehrern Preußens eine 
Gehaltserhöhung mit Rückwirkung für die Zeit vom 1. April 
1908 an gewährt worden. Die Kläger, welche ſämtlich von 
der beklagten Stadtgemeinde als Oberlehrer an den unter 
deren Patronat ſtehenden Höheren Lehranſtalten angeſtellt ſind, 
verlangen nun im Hinblick auf jenes Geſetz die Nachzahlung 
des erhöhten Gehalts für die Zeit vom 1. April 1908 bis 
dahin 1909, weil ſie nach ihren Anſtellungsbedingungen in 
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25 Dienſtbe rügen den ſtaatlichen Lehrern gleichgeſtellt ſeien. 
17 BG. hat in Übereinſtimmung mit dem LG. die verlangten 
Hehaltsbeträge zuerkannt. Die Reviſion der Beklagten iſt 
zurückgewieſen. Die Kläger ſind als Oberlehrer an nicht 
ſtaatlichen öffentlichen höheren Schulen mittelbare Staatsbeamte 
> Sinne des 5 69 ALR. Tl. II Tit. 10 (RG. 37, 300; 
Stengel, Staatsrecht des Königreichs Preußen S. 537). Für 
die Gehaltsanſprüche der Staatsbeamten war in Preußen früher 
der Rechtsweg ohne Beſchränkung zugelaſſen worden. An dieſem 
Nechtszuſtand hat ſich für die mittelbaren Staatsbeamten nichts 
geändert Nur für die unmittelbaren Staatsbeamten wurde 
der Rechtsweg durch die Kabinettsorder vom 7. Juli 1830 ver⸗ 
ſchloſſen, jedoch durch das Geſetz vom 24. Mai 1861 betr. die 
Erweiterung des Rechtswegs (Geſetzſamml. S. 241) wiederher⸗ 
geſtellt. Die in § 2 dieſes Geſetzes gegebene Vorſchrift, daß 
der gerichtlichen Gehaltsklage die Entſcheidung des Departements⸗ 
Geis vorauszugehen habe, bezieht ſich daher nicht auf mittel⸗ 
5 re Staatsbeamte. (RG. 28, 356; Stölzel, Rechtsweg und 
Kompetenzkonflikt 89 10 und 11.) Der Rechtsweg für die 
Zehaltsanſprüche der Lehrer an höheren kommunalen Schulen 
= auch nicht durch 87 des Geſetzes vom 30. Juli 1899 betr. 
125 Auſtellung und Verſorgung von Kommunalbeamten be⸗ 
. Denn die Lehrer gehören, wie ſich aus der Ent— 
ben nasgefchichte dieſes Geſetzes ergibt, nicht zu den Kommunal: 

mien im Sinne des Geſetzes. (NG. 70, 421; Stölzel a. a. O. 
a Note 22.) Einen im Rechtsweg verfolgbaren Anſpruch hat 
1 Staatsbeamte nur hinſichtlich des ihm bewilligten Ge— 
ee Dagegen iſt ibm regelmäßig ein Rechtsanspruch auf 
= aulserhöhung und auf Gewährung von Zulagen verſagt; 
: Rechtsweg iſt überall da ausgeſchloſſen, wo es ſich um 
W er bandelt, die lediglich von der Entſchließung und 
der a der Nerwaltungsbehörde abhängen. Nur bezüglich 
die N beſteht u dieſer Richtung gemäß 89 PrAGNE,. 
u nahme. (Stengel a. a. O. S. 149; Roenne, Staats⸗ 
Das 85 preußiſchen Monarchie ©. 505; RG. 11, 289 ff.) 
Lebrer ſetz vom 25. Juli 1892 betr. das Dienfteinfommen der 
e Feen ſtaatlichen öffentlichen höheren Schulen 
n S. 219) enthält nur eine Anwendung dieſer 
W inſofern es in § 6 beſtimmt, daß den Lehrern ein 
ee. auf Bewilligung eines beſtimmten Dienft- 
e insbeſondere auf Feſtſetzung eines beſtimmten 

Men 5 auf ein Aufrücken im Gehalt nicht zuſtehe. 
85 Dient 5 der Vorſchrift des § 1 dieſes Geſetzes die für 
Inkraftne 1 2 der Lehrer an ſtaatlichen Schulen beim 
Maße . ie Geſetzes geltenden Beſtimmungen in gleichem 
ef Ahr 1 Schulen Anwendung finden ſollen, die von den 
en 1 bi! ihre Veranſtaltung unterhalten werden, und 
ſtellung N 8 8 desſelben Geſetzes die Gemeinden zur Bereit⸗ 
wird hier hierfür erforderlichen Mittel verpflichtet ſind, ſo 
een urch allein noch kein Rechtsanſpruch der von der 
lichen 1 Lehrer auf Gleichſtellung mit den ſtaat⸗ 
1 Ger begründet. „Der Vollzug des Geſetzes und damit 
nur dur ee vorgeſchriebene Gleichſtellung kann nötigenfalls 
etaliſterunn de Aufſichtsbehörde im Wege der ſog. Zwangs⸗ 
Schr Mena e geführt werden. Der von den Klägern be⸗ 
hutz iſt daher nur dann für zuläſſig zu erachten, 
die beanſpruchten Dienſteinkünfte von der Beklagten 


wenn ihnen 
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zugebilligt worden ſind. Eine rechtswirkſame ausdrückliche Be⸗ 
willigung der ſtreitigen Gehaltsteile durch Magiſtratsbeſchluß iſt 
nicht erfolgt. Trotzbem kann nach der Auslegung, die das 
BG. dem Inhalt des Beamtenverhältniſſes der Kläger zu der 
Beklagten gegeben hat, die Bewilligung nicht zweifelhaft ſein. 
Das BG. hat auf Grund des Inhalts der Anſtellungsurkunden 
und gemäß dem ſpäteren Verhalten der Beklagten feſtaeſtellt, 
daß der dem Beamtenverhältnis zugrunde liegende Vertragswille 
beider Teile auf eine dauernde Gleichſtellung der Kläger mit 
den ſtaatlichen Lehrern hinſichilich des Dienſteinkommens gerichtet 
geweſen ſei. Demgegenüber hat die Reviſion gerügt, daß dieſe 
Auslegung gegen den klaren Wortlaut der Anſtellungsurkunden 
verſtoße, und daß auch das der Anſtellung nachfolgende Ver— 
halten der Beklagten keinen auf eine rechtliche Bindung gerichteten 
Willen derſelben erkennen laſſe. Dieſe Rüge iſt nicht begründet. 
Das BG. hat keineswegs verkannt, daß die Anſtellungsurkunden 
für ſich allein die getroffene Auslegung nicht rechtfertigen. 
Soweit nämlich eine geringe Anzahl der Kläger vor dem In— 
krafttreten des ſtaatlichen Normalbeſoldungsplans für höbere 
Schulen vom 4. Mai 1892 angeſtellt ſind, enthalten die An⸗ 
ſtellungsurkunden (Vokationen) lediglich die Bewilligung eines 
beſtimmten Gehalts. In den ſpäteren Urkunden iſt der genannte 
Normalbeſoldungsplan, teilweiſe unter Hinweis auf die zu den— 
ſelben ergangenen Nachträge für maßgebend erklärt worden. 
Allein das BG. hat weiterhin feſtgeſtellt, daß die Beklagte bei 
ſämtlichen ſpäteren Anderungen des ſtaatlichen Normaletats von 
1892 ſtets mitgegangen ſei, und die Gleichſtellung ihrer Lehrer 
mit den ſtaatlichen Lehrern hinſichtlich des Gehalts dauernd 
durchgeführt hat. Wenn das BG. aus dieſer tatſächlich ge⸗ 
übten dauernden Gleichſtellung in Verbindung mit dem durch 
die Verhältniſſe gegebenen Intereſſe ſowohl der Gemeinde wie 
der Lehrer an der Gleichſtellung auch eine rechtlich bindende 
und für die Zukunft wirkende Zuſicherung der dauernden Gleich—⸗ 
ſtellung entnommen hat, ſo iſt hierin ein Rechtsirrtum nicht zu 
erblicken. Die Auslegung iſt möglich und verſtößt nicht gegen 
das Geſetz; ſie iſt wohl vereinbar mit den zu Beginn des 
Beamtenverhältniſſes gefertigten Anſtellungsurkunden. Daß die 
Gleichſtellung der Kläger mit den ſtaatlichen Lehrern nicht in 
ſämtlichen Punkten, insbeſondere nicht hinſichtlich der Hinter⸗ 
bliebenenverſorgung, durchgeführt worden iſt, ſteht der Aus⸗ 
legung nicht entgegen. Ging aber die Zuſicherung auf eine 
dauernde Gleichſtellung hinſichtlich des Gehalts, ſo gilt ſie für 
alle Kläger, auch für die vor dem Jahre 1892 ohne Bezugnahme 
auf den Normaletat angeſtellten Lehrer. Sie gilt insbeſondere 
auch für die im neuen Normaletat feſtgeſetzte Gehaltsnachzahlung; 
denn die Gleichſtellung hinſichtlich des Gehalts war als eine 
allgemeine gewollt; es liegt nichts dafür vor, daß die Gleich⸗ 
ſtellung hinſichtlich der Gehaltsnachzahlung nicht ſtattfinden 
ſollte. Die hiernach feſtſtehende Zusicherung der Beklagten gibt 
den Klägern einen im Rechtsweg verfolgbaren Anſpruch auf die 
ſtreitigen Gehaltsteile. Das Beamtenverhältnis der Kläger be⸗ 
ruht nicht auf einem Dienſtvertrag des BGB., iſt vielmehr 
ſtaatsrechilicher Natur. Es darf, wie das RG. ſchon mehrfach 
3. B. in RG. 53, 427 ausgeſprochen hat, angenommen werden, 
daß das Beamtenverhältnis durch einen Vertrag öffentlich⸗ 
rechtlicher Natur begründet wird, der durch den wechſelſeitig 
erklärten übereinſtimmenden Willen der Behörde und des an⸗ 
14 * 
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zuſtellenden Beamten zuſtande kommt. Aus dieſem Vertrag 
erwachſen dem Beamten vermögensrechtliche Anſprüche öffentlich⸗ 
rechtlicher Natur auf die ihm nach dem Geſetz und gemäß der 
Bewilligung der Behörde zuſtehenden Dienſteinkünfte. Durch⸗ 
aus zuläſſig iſt es aber, daß beſondere Vereinbarungen 
zwiſchen dem Beamten und der Behörde, insbeſondere auch über 
die Höhe der Vergütungen getroffen werden. (Laband, Staats⸗ 
recht des Deutſchen Reichs 1 S. 448; Rehm, die rechtliche 
Natur des Staatsdienſtes S. 188 ff. insbeſ. S. 193/194; 
Urteil Rep. III 35/03.) Auch die hieraus entſpringenden An⸗ 
ſprüche find nicht privatrechtlicher, ſondern öffentlich⸗rechtlicher 
Natur; ſie ſind aber gemäß dem ſchon oben hervorgehobenen 
Grundſatze im Rechtsweg verfolgbar. Zur gerichtlichen Geltend⸗ 
machung ſolcher aus beſonderen Vereinbarungen entſpringender 
Anſprüche bedarf es keiner Bewilligung der Behörde; dieſe Be⸗ 
willigung liegt in der Vereinbarung. Das mehrerwähnte 
Geſetz vom 24. Mai 1861, das inſoweit auch für mittelbare 
Staatsbeamte jedenfalls analog zur Anwendung gebracht werden 
darf, ſchreibt in §8 7 vor, daß bei der gerichtlichen Beurteilung 
der vermögensrechtlichen Anſprüche der Staatsbeamten neben 
den Geſetzen und den in Betracht kommenden Verfügungen die 
beſonders erteilten Zuſicherungen zugrunde zu legen ſeien. Um 
einen derartigen auf der Vereinbarung der Parteien beruhenden 
vermögensrechtlichen Anſpruch handelt es ſich hier, wo die Be⸗ 
klagte nach der getroffenen Feſtſtellung den Klägern die dauernde 
Gehaltsgleichſtellung mit den ſtaatlichen Lehrern zugeſichert hat. 
Der Annahme einer gültigen Zuſicherung ſteht nicht entgegen, 
daß die Zuſicherung teilweiſe auf konkludente Handlungen der 
Beklagten geſtützt wird; auch im Gebiete des öffentlichen Rechtes 
find ſolche Handlungen rechtserheblich (Laband a. a. O. 1 S. 452). 
Die Zuſicherung dauernder Gleichſtellung umfaßt die Zuſicherung 
eines in der Zukunft etwa erhöhten Gehalts der ſtaatlichen 
Lehrer. Kraft der Zuſicherung bedarf es alſo zur gerichtlichen 
Geltendmachung nicht noch der vorherigen Bewilligung des 
Gehalts ſeitens der Behörde. Die Sachlage iſt hier anders 
als bei dem gewöhnlichen Aufrücken in eine höhere Gehalts⸗ 
ſtufe, für welches keinerlei Zuſicherung erteilt iſt und das von 
dem pflichtgemäß auszuübenden Ermeſſen der Behörde abhängt. 
Einen Rechtsanſpruch auf ein ſolches Aufrücken haben die 
Kläger ebenſowenig wie die ſtaatlichen Lehrer. Nach dem 
Ausgeführten iſt der Klage mit Recht entſprochen worden. 
Stadtgemeinde Stettin c. Prof. N. u. Gen., U. v. 12. März 12, 
190/11 III. — Stettin. L.] 


Literaturbeſprechungen. 


Die Strafprozeßordnung für das Deutſche Reich nebſt dem 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz und den das Strafverfahren be- 
treffenden Beſtimmungen der übrigen Reichsgeſetze. Kommentar 
von E. Löwe, weiland Senatspräſident des Reichsgerichts, 
fortgeſetzt von Dr. A. Hellweg, Reichsgerichtsrat . Drei⸗ 
zehnte Auflage, bearbeitet von Werner Roſenberg, Landgerichts⸗ 
direktor in Straßburg (Elſaß). Berlin 1913. J. Guttentag, 
Verlagsbuchhandlung, G. m. b. H. 

Nachdem der Tod dem erſten Fortſetzer des Löweſchen Kom⸗ 
mentars Hellweg nach zwanzigjähriger Tätigkeit an dem Werke die 

Feder aus der Hand genommen hat, iſt als Bearbeiter ein an⸗ 


erkannter Praktiker des Strafprozeſſes an ſeine Stelle getreten. Die 
zwölfte Auflage wurde in dem Vorwort von 1906 mit Rückſicht auf 
die damals in Vorbereitung befindlich geweſene Neuordnung des 
Strafprozeßrechts als die vorausſichtlich letzte Auflage bezeichnet. 
Aber dieſe Prophezeiung iſt nicht eingetroffen, mit der Vertagung der 
Strafprozeßreform iſt eine neue Auflage nötig geworden. Sie wahrt 
den alten Charakter. Überall hält ſie Schritt mit Rechtſprechung 
und Literatur. Auch der Entwurf von 1908/9 iſt fortlaufend berück⸗ 
ſichtigt. Zweifellos wird der Wunſch des neuen Bearbeiters in 
Erfüllung gehen und die neue Auflage dem juriſtiſchen Praktiker 
ebenſo nützlich ſein wie die frühere. N. 


M. Stengleins Kommentar zu den Strafrechtlichen Neben⸗ 
geſetzen des Deutſchen Reiches. Vierte Auflage, völlig 
neubearbeitet in Gemeinſchaft mit Geh. Oberregierungsrat 
Dr. A. Hoffmann, Geh. Regierungsrat Dr. E. Traut⸗ 
vetter, vortragenden Räten im Reichsſchatzamt, Geh. Finanz⸗ 
rat Dr. R. Kloß, vortragendem Rat im Kgl. Sächſ. Finanz⸗ 
miniſterium und Dr. W. Cuno, Regierungsrat im Reichs⸗ 
ſchatzamt, von Reichsgerichtsrat Ludwig Ebermayer, Reichs⸗ 
gerichtsrat a. D. Franz Galli und Geh. Oberjuſtizrat Georg 
Lindenberg, Senatspräſidenten bei dem Kammergericht. In 
drei Bänden. Berlin, Otto Liebmann, 1911/1912. I. Band: 
NV 211182657 29005 geb is I Band; 
XII, 941 S.; 23,00, geb. 25,75 #. 

Kommentar zu den Zoll- und Steuergeſetzen des Deutſchen 
Reiches. Von A. Hoffmann, E. Trautvetter, R. Kloß 
und W. Cuno. Berlin, Otto Liebmann, 1912. XVIII, 941 S. 
25,00, geb. 27,50 W. 

Die neue Auflage des Stengleinſchen Kommentars unter⸗ 
ſcheidet ſich weſentlich von der vorhergehenden des Jahres 1903, die 
noch von Stenglein ſelbſt beſorgt worden war, und zwar inſofern, 
als ſie ſich nicht auf die Kommentierung des ſtrafrechtlichen Inhalts 
der in ſie aufgenommenen Reichsgeſetze beſchränkt, ſondern auch die 
zivilrechtlichen und verwaltungsrechtlichen Beſtimmungen, 
ſoweit ſie für das Verſtändnis der ſtrafrechtlichen Normen von Be⸗ 
deutung find, eingehender berückſichtigt. Dieſe Erweiterung fügt zu 
den alten Vorzügen des hervorragenden Werkes einen neuen von ſehr 
weſentlicher Bedeutung, und die Hoffnung der Herausgeber, daß gerade 
auch dieſe Bereicherung den Benutzern des Werkes einen Erſatz für 
die höheren Anſchaffungskoſten bieten werde, dürfte wohl gerechtfertigt 
ſein. War der Kommentar in ſeinen früheren Auflagen in erſter 
Linie für den ſtrafrechtlichen Praktiker von Intereſſe, ſo kann 
die neue vierte Ausgabe den Anſpruch erheben, ein zuverläſſiges, 
vielfach unentbehrliches Handbuch für die geſamte Juriſtenwelt 
zu bilden. 

Das Werk iſt im Laufe der Zeit zu einem gewaltigen Umfange 
gewachſen, ſo daß die vorliegende Auflage in nicht weniger als drei 
ſtarke Bände hat geteilt werden müſſen. Dieſes Anwachſen ift zum 
Teil auf die erwähnte ſtärkere Berückſichtigung des zivilrechtlichen 
und verwaltungsrechtlichen Inhalts der kommentierten Geſetze zurück⸗ 
zuführen, zum Teil aber auch auf das Anſchwellen des zu berückſichti⸗ 
genden Rechtsſtoffes: eine Anzahl wichtiger und umfangreicher neuer 
Geſetze ſind ſeit der Ausgabe der letzten Auflage verabſchiedet, alte 
Geſetze ſind ausgeſtaltet worden und ſchließlich haben auch Wiſſen⸗ 
ſchaft und Rechtſprechung neues reiches Material geliefert. Im 
Jahre 1903 ſagte Stenglein im Vorwort zur dritten Auflage, daß 
der Augenblick zur Veranſtaltung einer neuen Ausgabe günſtig er⸗ 
ſcheine, da anſcheinend ein „geſetzgeberiſcher Stillſtand“ eingetreten ſei; 
wie wenig zutreffend dieſer Anſchein war, zeigt das Werk in ſeiner 
jetzigen Geſtalt in faſt allen ſeinen Teilen und Abteilungen. 
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Die Bewältigung der großen Aufgabe iſt nunmehr auf ver⸗ 
ſchiedene Bearbeiter verteilt worden Bei der Art des Werkes erſchien 
dieſe Arbeitsteilung an ſich unbedenklich; überdies ſind die verſchiedenen 
Bearbeiter, denen die ihnen jeweils beſonders naheliegenden Gebiete 
übertragen worden ſind, mit Erfolg bemüht geweſen, in der Art der 
Behandlung die wünſchenswerte Einbeitlichkeit zu wahren. 
= Der erſte Band des Kommentars enthält folgende Abteilungen: 
Bereins⸗ und Verſammlungsrecht, Geſetze betr. die Verkehrsanſtalten, 
Schutz des geiftigen Eigentums, Polizeigeſetze, Geſetze betr. die mili⸗ 
oulſchen Verhältniſſe, Seeweſen, Geldverkehr, Geſundheitsweſen und 
Lebensmittel, Wiehkrankheiten, Gewerbliche Geſetze und verſchiedene 
* wie Perſonenſtandsgeſetz, Wuchergeſetz, Konkursordnung, 

omobilgeſetz uſw Der zweite Band bringt die geſamte Zoll⸗ und 

Steuergeſetzgebung des Reiches. In den dritten im Erſcheinen be⸗ 
griffenen Band endlich werden Aufnahme finden: die Gewerbeordnung, 
das Hausarbeitsgeſetz, die Reichsverſicherungsordnung und das An⸗ 
geſtelltenverſicherungsgeſetz Ferner ſoll dieſem Bande, was die Be⸗ 
nutzer des Werkes beſonders begrüßen werden, ein gemeinſames 
eingehendes Regiſter des Geſam⸗ werkes beigefügt werden. 
Pen: Sehr dankenswert iſt die Veranſtaltung einer Sonderausgabe 

von Hoffmann, Trautvetter, Kloß und Cuno bearbeiteten 
ea Bandes des Kommentars, der im übrigen nur als Ganzes 

gegeben wird. Dieſer Band enthält, wie erwähnt, einen in ſich 
abgeſchloſſenen Kommentar der geſamten Zoll- und Steuergeſetz⸗ 
ae au es wird vielen ſpeziell für dieſes Gebiet Intereſſierten 
ugenehm fein, dieſen Teil des Werkes allein beziehen zu können. Es 
mag dabei bemerkt ſein, daß der an ſich ja nicht geringe Preis des 

Be ſowohl als der Sonderausgabe bei Berückſichtigung des 
edit keineswegs hoch bemeſſen erſcheint, zumal wenn man be⸗ 
N daß der Kommentar durch Ergänzungshefte auf dem 
on 5 n 5 5 ſoll, wodurch der Gefahr des Veraltens 
Kr m. ndigkeit einer neuen Auflage für geraume Zeit vor⸗ 
S Auflage von Stengleins Kommentar iſt ein 
beglückwi Werk, zu dem man die Herausgeber und den Verlag 

glückwunſchen darf. Dittenberger. 


\ 

Rechtſprechung 1911. Zum geſamten Zivil, Handels- und 
3 des Reiches und der Bundesſtaaten, insgefamt 
Dr 5 Geſetzen. Unter Mitwirkung von Landrichter 
128 hu in Naumburg und Landrichter Dr. Becker 
5 Süffelborf herausgegeben von Dr. H. T. Soergel. 

Jahrgang. Stuttgart, Deutſche Verlagsanſtalt, 1912. 
XI, 1178 S. Geb. 10,00 . 
lußt 3 vorſtehende Angabe über den Umfang des Buches 

Band er 81 1 ungeheure Fülle von Material dieſer zwölfte 

er nicht en ebten Soergelſchen Jahrbuches der Rechtſprechung, 

ger als 445 Geſetze durch die Rechtſprechung kommentiert, 


enthz 
aste 1 iſt um 160 Seiten ſtärker, als der des Vor⸗ 
Vorworte Br Ir Abnahme ie — wie der Herausgeber ſich im 
ahre nicht Phemiftifch ausdrückt — wohl auch im kommenden 
abnahme“ 5 . Aber man wird dieſe alljährliche „Nicht⸗ 
Aufgabe, = Umfanges gern in Kauf nehmen, da ſie bei der 


Beliebtheit u das Wert geſtellt hat und die den Grund ſeiner 
em vorliegen en Be zu vermeiden it. Eine Neuerung iſt in 
Paragraphen Ken Jahrgange en eingetreten, als bei jedem 
Age ihn erläuternden Zeitſchriſtenaufſätze des Jahres 
erg + find; wie Stichproben zeigen, iſt auch dieſer Teil 
ſorgfältig gearbeitet. Dittenberger. 


Neue Bücher. 


Mitgeteilt von Dr. Dittenberger. 


I. Selbſtündige Werke. 


J. v. Standingers Kommentar zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und dem Einführungsgeſetze. Herausgegeben von Loewenfeld, 
Riezler, Kuhlenbeck, Kober, Engelmann, Herzfelder. 7. und 8. 
neubearbeitete Auflage. 6. Lieferung (Recht der Schuldverhältniſſe, 


Schluß). München, J. Schweitzer, 1912. IX, VII S. 1121—1943. 
20,00 M. 
Heilfron, Eduard: Grundriß des bürgerlichen Rechts. 


II. Recht der Schuldverhältniſſe. Berlin, F. Speyer, 1913. 234 S. 
2,50 AM. 

Entwurf eines Geſetzes zur Anderung der 88 74, 75 und 
des § 76 Abſ. 1 des Handelsgeſetzbuchs. Berlin, C. Heymann, 
1912. 19 S. 0,30 WA. 

Hoeniger, Heinrich: Die Diskontierung von Buchforderungen. 
Ihre Rechtsnatur und Rechtswirkungen. Mannheim, J. Bensheimer, 
1912. V, 75 S. 2,00 . 

Kohler, J., und Mint, M.: Die Patentgeſetze aller Völker. 
Bearbeitet und mit Vorbemerkungen und Überſichten, ſowie einem 
Schlagwortverzeichnis verſehen. — The patent laws of all nations. 
II. Bd., 6. Heft (13. Lieferung). Berlin, R. v. Decker, 1912. 19,00 . 

v. Feuerbach, Anſelm: Merkwürdige Verbrechen in akten⸗ 
mäßiger Darſtellung. In Auswahl herausgegeben von Wilhelm 
v. Scholz. Zwei Bände. München, G. Müller, 1912. XVI, 361, 
351 S. 7,00, geb. 10,00 W. 

Zinſerling, A.: Das Delikt der Sachbeſchädigung im geltenden 
und künftigen deutſchen Strafrechte. Unter beſonderer Berück⸗ 
ſichtigung der deutſchen, ſchweizeriſchen und öſterreichiſchen Vor⸗ 
entwürfe. Ein Beitrag zur Strafrechtsreform. Leipzig, C. L. Hirſch⸗ 
feld, 1912. 110 S. 2,00 W. 

Die Strafprozeßordnung für das Deutſche Reich. Nebſt dem 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz und den das Strafverfahren betreffenden 
Beſtimmungen der übrigen Reichsgeſetze. Kommentar von E. Löwe, 
fortgeſetzt von A. Hellweg. 13. Auflage, bearbeitet von Werner 
Roſenberg. Berlin, J. Guttentag, 1913. 1206 S. 25,00, geb. 
27,50 A. 

Frede, Lothar: Die an der Reichsverfaſſung vorgenommenen 
Anderungen. Berlin, E. Ebering, 1912. 163 S. 4,00 M. 

Regers Handausgabe der Gewerbeordnung für das Deutſche 
Reich. In fünfter Auflage herausgegeben von Th. Stöhſel. 2. Band, 
enthaltend die neueſten Novellen zur Gewerbeordnung und ſonſtige, 
der Gewerbeordnung verwandte und ſie ergänzende Reichs- und Landes⸗ 
geſetze, die Vollzugsvorſchriften des Reichs und des Königreichs 
Bahern, die preußiſche techniſche Anleitung bezüglich der Genehmigung 
gewerblicher Anlagen und alphabetiſches Geſamtregiſter. Ansbach, 
C. Brügel & Sohn, 1912. XXVII., 519 S. Geb. 6,00 W. 

Gewerbeordnung für das Deutſche Reich. Unter Berück⸗ 
ſichtigung aller Novellen, insbeſondere der Novelle vom 27. Dezember 
1911 und des Einfſührungsgeſetzes zur Reichsverſicherungsordnung 
vom 19. Juli 1911, nebſt Kinderſchutzgeſetz, Stellenvermittlergeſetz, 
Hausarbeitgeſetz und Gewerbegerichtsgeſetz. Textausgabe mit Sach⸗ 
regiſter. Sammlung deutſcher Geſetze, herausgegeben von Wimpf⸗ 
heimer, Nr. 21. Mannheim, J. Bensheimer, 1912. VI, 299 S. 
Geb. 1,20 M. 5 

v. Hippel, W.: Das Reichsviehſeuchengeſetz vom 26. Februar 
1909. Nebſt Ausführungsvorſchriften, ſowie preußiſches Aus⸗ 
führungsgeſetz vom 25. Juli 1911 nebſt Ausführungsanweiſungen. 
Textausgabe mit Einleitung, Anmerkungen und Sachregiſter. 2. Auf⸗ 
lage. Guttentags Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze, Nr. 103. 
Berlin, J. Guttentag, 1913. 486 S. Geb. 4,50 . 
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2. 1913. 


Stier⸗Somlo, Fritz: Sammlung preußiſcher Geſetze ſtaats⸗ 
und verwaltungsrechtlichen Inhalts. Textausgabe mit Sachregiſter 
und Literaturnachweiſungen. 2., vermehrte Auflage. München, 
C. H. Beck, 1913. XVIII, 1082 S. Geb. 4,50 M. 

Kretſchmann, H. Th.: Preußiſche Geſetze und Verordnungen 
des Staats⸗ und Verwaltungsrechts 1793-1912. Ein Handbuch 
für Studium und Praxis. Mit Überfichtetabelen ſowie genauen 
Nachweiſungen der Literatur für die einzelnen Geſetze kurz kommentiert 
und unter beſonderer Berückſichtigung der in den juriſtiſchen Prü⸗ 
fungen geſtellten Anforderungen zuſammengeſtellt. Berlin, C. Hey⸗ 
mann, 1913. XXIII, 684 S. 11,00, geb. 12,00 . 

Baumert: Auffätze über den preußiſchen Waſſergeſetzentwurf 
nebſt einem Vortrag über den Fiſchereigeſetzentwurf. Halle, 
W. Knapp, 1913. VI, 44 S. 1,20 . 

v. Liſzt, Franz: Das Völkerrecht, ſyſtematiſch dargeſtellt. 
9. umgearbeitete Auflage. Berlin, O. Häring, 1913. XII, 565 S. 
12,00, geb. 14,40 . 


II. Aus den Zeitſchriſten. 


Akademiſche Rundſchau. 1. Jahrg., H ft 1—3. 
Wach: Der Stand der Hochſchullehrer. Lamprecht: Die Zukunft 
der Univerſität Leipzig. Neukamp: Verhandlungen des 31. Deutſchen 
Juriſtentages über die Aus- und Fortbildung der J riſten 
Hedemann: Eine Umfrage an die juriſtiſche Studentenſchaft. 
Warnsdorf, Zittau, Hantke, Koenen, Erman: Zur Reform des 
Studentenrechts. 

Badiſche Rechtspraxis. LXXVIII. Jahrg., Nr. 26. 
Erdel: Die Bedeutung des § 409 BGB. für Lohn⸗ und Gehalts⸗ 
forderungen. 

Bank⸗Archiv. XII. Jahrg., Nr. 6. 
v. Pöſchel: Neues Noterbankprivilegium und Währungsreform in 
Oſterreich⸗Ungarn. v. Köbke: Die Kapitalanlagen in der deutſchen 
So talverſicherung (Reichsverſicherungsordnung, Verſicherungsgeſetz 
für Angeſtellte). 

Das Recht. XVI. Jahrg., Nr. 24. 
Ebbecke: Geſtaltung des Bereicherungsanſpruches im einzelnen. 
Kurnik: Vollſtreckbarkeit aus 88 132, 133 ZUG, ohne Duldungs⸗ 
titel gegen den Mann. 

Deutſche Juriſten Zeitung. XVII. Jahrg., Nr. 24. 
Conrad: Die Wirkung des Rechtsirrtums. Levi: Jugendrichter und 
Vormundſchaftsbehörde nach dem Entwurf eines Geſetzes über das 
Strafverfahren gegen Jugendliche. Neumond: Das Reichsgericht 
über die Konkurrenzklauſel im Falle Weingartner. Wolff: Das⸗ 
ſelbe. Battaglini: Betrug durch Zuſicherung unerlaubter Leiſtungen. 
Heymann: Verſuch einer neuen Konſtruktion der Sicherungs⸗ 
übereignung und anderer fiduziariſcher Geſchäfte. 

Deutſche Rechtsanwalts⸗Zeitung. IX. Jahrg., Nr. 14/15. 
Soldan: Richter auf dem Kriegspfade. III. Scherer: Wie hat 
die Aufnahme des Verfahrens nach der neueſten Rechtſprechung des 
Reichsgerichts zu erfolgen, wenn das Urteil bereits erlaſſen war? 


Die G. m. b. H. in der Zwangsinnung? Schlegel: Keine 
Stempelſteuer für Verteidiger in Straſſ ichen. Lebrecht: Die 
Vouſtreckung deutſcher Urteile in Italien. Buchmann: „Die 


Hinterlegungsſtellen in Preußen.“ 

Deutſche Richterzeitung. IV. Jahrg., Nr. 22. 
Bovenſiepen: Weitere Pfändungsbeſchränkungen? Fränkel: Unſer 
Rechtsbewußtſein. 

Deutſche Wirtſchafts⸗Zeitung. VIII. Jahrg., Nr. 24. 
Schiffer: Die preußiſche Verwaltungsreform und das deutſche 
Wirtſchaftsleben (Schluß). Prion: Privatwirtſchaftslehre und Volks⸗ 
wirtſchaftslehre. Breit: Die rechtlichen Grundlagen der Dis⸗ 
kontierung offener Buchforderungen (Schluß). 


Geſetz und Recht. 14. Jahrg., Heft 6. 

Lange: Die Unfallverſicherung in der Reichsverſicherungsordnung. 
Hanow: Die Behördenorganiſa ion der preußiſchen Staatseiſen⸗ 
bohnen. Buck: Indirekte Gemeindeſteuern in Preußen. Schaper: 
Abtretungsurkunde oder löſchungsfähige Quittung bei Rückzahlung 
von Hypotheken. 

Iherings Jahrbücher für die Dogmatik des bürgerlichen Rechts. 

Zweite Folge, 25. Band, viertes bis ſechſtes Heit. 
Brecht: Bedingung und Anwartſchaft. Müller⸗Erzbach: Die 
Relativität der Begriffe und ihre Begrenzung durch den Zweck des 
Geſetzes. Sternberg: Die Bedeutung des $ 1138 BGB. Joſef: 
Abwägende Feſtſtellungen des Urkundsbeamten bei Beurkundung 
rechtsgeſchäftlicher Erklärungen. Ehrenberg: Handelsregiſtergericht 
und Prozeßgericht. Prüfungspflicht und Prüfungsrecht des 
Regiſtergerichts. 
Leipziger Zeitſchrift für Handels-, Konkurs⸗ und Verſicherungs⸗ 
recht. VI. Jahrg., Nr. 12. 
Roſenthal: Die Folgen der Verwechſlungsfäbigkeit zweier Firmen 
nach dem alten und dem neuen Wettbewerbsgeſetz. Wernecke: 
Anfechtungsrecht und Widerſpruchsklage (Schluß). Eckſtein: 
Das Konkursvorrecht des Arztes. 

Markenſchutz und Wettbewerb. XII. Jahrg., Nr. 5. 
Waſſermann: Schwediſches und deutſches Warenzeichenrecht. 
Kohler: Anatole France und das Verlagsrecht. Beyersdorff: 
Zur Reform des Warenkeichengeſetzes. 

Mitteilungen für Amtsgerichtsanwälte. 3. Jahrg., Nr. 12. 
Halbheiten — Ungerechtigkeiten. Wochinger: Zur Gebühren- 
ordnung der Rechtsanwälte (Schluß). Godron: Zwei Fragen 
aus der Praxis des Privatklageverfahrens. Lebrecht: Die Ver⸗ 
jährung des G 8bührenanſpruchs des Rechtsanwalts gegenüber 
auswärtigen Klienten. 

Oſterreichiſches Zentralblatt für die Juriſtiſche Praxis. XXX. Band, 

12. Heft. 
Lenhoff: Zur Theorie und Praxis des Handlungsgehilfengeſetzes. 

Rheiniſche Zeitſchrift für Zivil⸗ und Prozeßrecht. 5. Jahrg., 

2. Heft. 
von Seuffert: Über die neue ungariſche Zivilprozeßordnung. 
Titze: Die Lehre vom Mißverſtändnis. du Chesne: Die 
Prüfungstätigkeit des Grundbuchrichters. 

Sächſiſches Archiv für Rechtspflege. 8. Jahrg., Nr. 1/2. 

Mayer: Die Haftung des Staats für rechtswidrige Amts⸗ 
handlungen. Zieger: Über die rechtliche Natur der Anſprüche 
aus $ 1715 BGB. 

Seufferts Blätter für Rechtsanwendung. 77. Jahrg., Nr. 24. 
Reichel: Maßgeblichkeit der zwiſchen den Parteien des vermittelten 
Vertrags erfloſſenen Rechtskraft für die Proviſionsforderung des 
Mäklers. Fiſcher: Die Koſten der Widerklage im Privatklage⸗ 
verfahren. Eckſtein: Tritt der Nießbraucher in die Mietverträge 
des Nießbrauchbeſtellers ein? 

Zeitſchrift des Internalionalen Anwalt-Verbandes. 

Nr. 12. 
Krieg dem Kriege. Scherer: Das internationale Privatrecht. 
Vollſtreckung deutſcher Urteile in der Schweiz. Die Reſolutionen 
des 31. Deutſchen Juriſtentages (Fortſ.). 

Zeitſchrift für die geſamte Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft. XIII. Band, 

1. Heft. 
Dorn: Der verſicherungswiſſenſchaftliche Unterricht. Herzfelder: 
Neue Formen der Kreditverſicherung. Schneider: Der neueſte 
öſterreichiſche Entwurf zum Verſicherungsvertragsgeſetze. 

Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 8. Jahrg., Nr. 24. 
Sauerländer: Das neue Haager Eheabkommen. Gärtner: Das 
baheriſche Staatsſchuldbuch. Fumian: Die rechtliche Natur der 


= 


10. Jahrg., 


22. Jahrgang. 
u 


Ginziehung ſowie der Urteilsveröffentlichung nach 8 16 Nahr Mittel h. 


und § 200 StGB. 


Zentralblatt für freiwillige Gerichtsbarkeit, 
Krswangsverſteigerung. 13. Jahrg., Heft 12. 
Auelſchmar: Beitrage zum Erbrechte. Kowerk: Die Wirkung der 
Ye chung. auf die Haltung der Erben für Nachlaßverbindli v⸗ 
€ 128 insbeſondere auf das interne Haftunasverhältnis der Mit: 
0 enn untereinander. Horn: Hat der Gemeindewaiſenrat in 
Preußen ein Muffi nt8rechr uber zuziehende minderjährige Ausländer 
oder im Inland geborene uneheliche Kinder von Ausländern? 


Notariat und 


Aus der Praxis. 


Paufchſatz von der Gebühr für den Antrag auf Erlaß 
des Zahlungsbefehls (88 38, 76 NA G50.) 


die Ban 8 38 Rach O, erhält der Rech'sanwalt im Mahnverfahren 
muß 8 Gebühr des § 9 RAG. für die Vertretung des Gläubigers, 
Pro ich aber auf die ihm im nachfolgenden Rechisſtreit zuſtehende 
7, ozeßgebübr die Gebühr für die Erwirkung des Zahlungsbefebls zu 
ana NEN, Dies hat er auch vorliegend getan Von den nicht 
1 Ih hnenden / kann gemäß § 76 Abſ. 2 RAGO. ein beſonderer 

uſchſatz beanſprucht werden. 
daß ah ſteht auch 8 76 Abſ. 3 RA; d. nicht entgegen. Daraus, 
gebübr b Mahnverfahren auch bei ſpäter er Verhandlung eine Sonder: 
8 8 16 bf. J ie ſich, daß es nicht eine Inſtanz im Sinne 

i „Z iſt. 
Abt Dir es eine Inſtanz. fo hälte es der Vorſchrift des § 38 
EA nicht bedurft. Den für jede Inſtan; gibt es nur eine Prozeß⸗ 
die Pe daher der Geſetzgeber es für nötig, zu beſtimmen, daß 
aß 15 teilweiſe angerechnet werde, ſo gab er damit zu verſtehen, 
Vorſchri zwei Inſtanzen für vorliegend anſehe und daß ohne dieſe 
At zwei volle Prozeßgebühren fällig ſeien. 

Bere Minde daß der Nauſchſatz der Gebühr des § 38 R Ach O. neben 
ſpricht u eftpauſchſatz des § 76 Abi. 3 RAGD. erſtattungsfähig ſei, 
. eine Vergleichung des 8 80b GG. mit § 76 RAG. 
alle de. Job Abi. 2 GRG. a. E. ausdrücklich betont, daß im 
N er Erhebung des Widerſpruchs der entſtehende Rechtsſtreit mit 
koſtenpauſchſgan genen Mahnverfahren für die Berechnung der Gexichts⸗ 
abſichtlich 75 als eine Inſtanz anzuſehen iſt, enthält 8 76 RAGO. 
forderten Re, entſprechende Vorſchrift, weil der Anwalt den ge⸗ 
Pauſchfatz erhalten ſollte (ef. Juriſtiſche Wochen⸗ 
el 1911. S. 127; 1912 S. 492). Der entgegengeferten 
belgetre ga Juriſtiſch⸗ Wochenſchrift 1910 S. 732) kann nicht 
erleitet n Wenn diefe ſich auf 8696 38 ſtützt und daraus 
ſtreit keine das Mabnverfahren gegenüber dem nachfolgenden Rechts⸗ 
erhobenem — — Inſtanz bildet, weil nach $ 696 ZBO. bei rechtzeitig 
befehlg er baderſpruch die Klage als mit der Zuſtellung des Zahlungs- 
30. 1 5 anufeben ift, fo iſt dem entgegenzuhalten, daß 8 696 
die 9 30 f 8 nicht für die Anwaltsgebühren gilt und daß 
halten (t USD, nach dieſer Richtung Sondervorſchriften ent⸗ 


(Beschluß des L. I i ii ö - 
rein An, 12. Zivilkammer, vom 4. No: 


des Teiderreit Nuiſchen des Schuldners Vausrecht und 
Titel erörtert ders mangavuollſtre tungsrecht. Unter dieſem 
1041 die 5 Herr Amtsrichter Reimar in Myslowitz in JW. 12, 
vollſtreckn agen, ob der Gläubiger ein Recht habe, der Zwangs- 
Hausfrieden gegen ſeinen Schuldner beizuwohnen, ob er einen 
Schuldners ensbruch begeht, wenn er gegen den Willen des 
des Schuldners Begleitung des Gerichtsvollziehers in die Wohnung 
5 igung 75 a und ob der Schuldner fich einer ſtrafbaren 
oder Vedroguan c macht, wenn er den Gläubiger durch Gewalt 
einen 10 mit einem Verbrechen oder Vergehen hinausweiſt. 
auf Anweſenh ummt zu dem Ergebnis, daß der Gläubiger ein Recht 
Hausfriedensbeit bei der Zwangsvollſtreckung habe und daß er keinen 
eventuell ei Sun begehe, während fich andererſeits der Schuldner 
Dies ist a otlaung ſchuldig macht 
aber ; Ai der Standpunkt der ſächſiſchen Praxis. Dieſe geht 
von breußifchen ente nicht ſo weit, wie die zitierten Verfügungen 
Während dort dagerichtspräfidenten und Aufſichtsrichtern! 


gegen den läubf geſagt wird, daß der Widerſtand des Schuldners 
zuſehen ſei, en als gegen den Gerichtsvouzieher gerichtet an⸗ 
überlaſſen hie. das OLG. Dresden, daß es dem Gläubiger ſelbſt 


liche Hilfe i eiben müſſe, ſein Recht zu wahren und eventuell polizei⸗ 
4 Anſpruch zu nehmen. Die Grundſätze, die das Sächſiſche 
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Oberlandesgericht aufgeſtellt hat (Ann. des OLG. Dresden 07, 87; 
SächſArch. 12. 279), find folgende: 

Der Gläubiger oder ſein Vertreter hat ein Recht, der Pfändung 
beizuwohnen, ſolange er von dieſem Recht angemeſſenen Ge⸗ 
brauch macht, alſo ſich darauf beſchränkt, dem Pfändungsakte bei⸗ 
zuwohnen und hierbei geeignete Anträge an den Pfändungsbeamten 
zu richten, ohne ſich ſelbſt an den Sachen des Schuldners zu ver⸗ 
greifen. Daraus folgt aber für den Gerichtsvollzieher nicht, daß 
dieſer bei einem Widerſtand des Schuldners dem Gläubiger tätige 
Hufe zu leiſten habe; denn ein Widerſtand des Schu dners gegen 
den Gläubiger iſt noch kein Widerſtand gegen den Gerichtsvollzieher; 
es muß daber in einem derartigen Fall dem Gläubiger überlaſſen 
bleiben, ſelbſt ſein Recht zu wahren und eventuell polizeiliche Hilfe 
in Anſpruch zu nehmen. Wohl aber hat der Gerichtsvollzieher den 
Schuldner rechtzeitig über das Recht des Gläubigers zue Anweſenheit 
aufzuklären und ihn unter Hinweis darauf, daß er ſich möglicher: 
weiſe wegen Nötigung ſtrafbar mache, vor Gewaltanwendung zu 
warnen. Rechtsanwalt Dr. Siecke, Leipzig. 


Sperialiterung im Anwaltsberuf. Je lebhafter ſich der 
internationale Wirtſchaftsverkehr entwickelt, deſto zahlreicher werden 
begreifl cherweiſe auch die Fälle internationaler Prozeßführung, und 
gerade in Deutſchland wächſt — dank ſeiner ſtarken und lebhaft 
ſteigenden Ausfuhr von In duſtrieerzeugniſſen — die Zahl der Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten mit ausländiſchen Abnehmern von Jahr zu Jahr. Leider 
iſt aber eine Klageerhebung im Auslande bei dem heutigen Stande 
der Dinge mit großen Umſtänden und Riſiken verbunden. In 
Deutſchland wird die deutſche Firma zumeiſt nicht klagen können, 
weil die Vollſtreckung deutſcher Urteile im Auslande Schwierigkeiten 
macht. Im Auslande aber Klage zu erh ben, hat auch ſeine Be⸗ 
denken; teils weil es in manchen Ländern überhaupt ſchwer iſt, auf 
gerichtlichem Wege zu ſeinem Rechte zu kommen; teils wegen der 
damit nach deutſchen Begriffen oft un verhältnismäßig hohen Koſten, 
vor allem aber auch wegen der Mißlichkeit der auf ſchriftlichen Weg 
angewieſenen Verſtändigung mit einem im Auslande wohnenden 
fremdſprachigen Anwalt. 

Es iſt desbalb neuerdings mehr und mehr üblich geworden, ſich 
in ſolchen Fällen — wenigſtens wenn es ſich um wirklich namhafte 
Objekte handelt — eines deutſchen Zwiſchenanwalts zu bedienen, 
obwohl ja damit eine gewiſſe Erhöhung der Prozeßkoſten verbunden 
iſt. Von wirklich weſentlichem Nutzen kann aber ein ſolcher Zwiſchen⸗ 
anwalt der betreſſenden Firma doch nur dann ſein, wenn er mit 
der Sprache und dem Recht des betreffenden Auslands— 
gebietes voltkommen vertraut iſt. In dieſem Falle kann er 
dem ausländiſchen Kollegen die juriftifch maßgebenden Punkte gleich 
in deſſen Sprache und in der Ausdrucksweiſe ſeines heimatlichen 
Rech res mundgerecht übermitteln, während bei einem direkten Verkehr 
zwiſchen deutſcher Firma und ausländiſchem Rechtsanwalt nur all zu 
oft Mißverſtändniſſe, Umſtändlichkeiten und Verzögerungen eintreten, 
die zuweilen ſelbſt den Erfolg des Prozeſſes gefährden konnen. — Auch 
das Verhalten des ausländiſchen Rechtsanwalts kann natürlich ein 
entſprechender deutſcher Rechtsanwalt weit beſſer kritiſch beurteilen, 
als die Firma ſelbſt. Dieſe gerät z. B. oft unnötig in Unruhe, weil 
ſie von dem ausländiſchen Rechtsanwalt nicht ſtändig über die Einzel⸗ 
heiten des Prozeſſes auf dem laufenden gehalten wird, was in vielen 
Auslandsſtaaten nicht üblich iſt. Oder ſie glaubt ſich — infolge ihrer 
Unkenntnis der einſchlägigen Verhältniſſe — zu unrecht von dem be⸗ 
treffenden ausländiſchen Anwalt überteuert oder ſonſt benachteiligt 
und gerät deshalb in unerquickliche Zwiſtigkeiten mit ihm. Anderer⸗ 
ſeits aber iſt fie wieder oft nicht juriftifch ſachverſtändig genug, um 
rechtzeitig zu merken, wenn der ausländiſche Anwalt ihre Intereſſen 
tatſächlich nicht mit der genü enden Energie und Geſchicklichkeit vertritt 
oder ſich Irrtümer und Fahrläſſigkeiten zuſchulden kommen läßt, 
die unter Umſtänden von verhangnisvollem Einfluß auf den Verlauf 
des Prozeſſes ſein können. 5 5 Ä g 

Die beim „Handelsvertragsverein“ in Berlin bereits ſeit mehreren 
Jahren beſtehende „Hilfs- und Auskunftsſtelle für Rechts⸗ 
verfolgung im Auslande“ iſt deshalb neuerdings dazu über⸗ 
gegangen, neben ihrer — jetzt etwa 1000 Adreſſen umfaſſenden — 
Liſte vertrauenswürdiger und gewandter Rechtsanwälte in allen 
wichtigen Plätzen des Weltmarktes nach Möglichkeit auch Namen und 
Adreſſe ſolcher deutſchen Rechtsanwälte zu ermitteln, welche für 
rechtliche Vertretung deutſcher Firmen im Ausland beſonders in 
Betracht kommen. Es liegt auf der Hand, daß es einer deutſchen 
Firma, die etwa in Argentinien oder in Rußland in Rechtsſtreitig⸗ 
keiten gerät, ſehr erwünſcht iſt, wenn man ihr an ihrem Domizil 
oder wenigſtens an einem nahegelegenen deutſchen Platze einen 
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Rechtsanwalt namhaft machen kann, der die argentinifche bzw. 
ruſſiſche Sprache und das argentiniſche bzw. ruſſiſche Recht zureichend 
kennt, damit ſie vor Anſtrengung einer Klage deſſen Rat einholen 
und gegebenenfalls ihm auch die weitere Führung des Rechtsſtreites 
überlaſſen kann. 

Leider iſt die Zahl ſolcher Anwälte, die ſich für Rechtsſtreitig⸗ 
keiten mit einem beſtimmten Auslandsgebiete ſpezialiſiert haben, in 
Deutſchland anſcheinend ſehr gering. Wir haben, trotz ſorgfältiger 
Bemühungen, bisher nur etwa 50 einſchlägige Adreſſen ausfindig 
machen können. Es dürfte deshalb zweckmäßig fein, auch an dieſer 
Stelle einmal, namentlich die jüngeren Rechtsanwälte, darauf 
aufmerkſam zu machen, daß eine ſolche Speziatiſierung ſehr nützlich 
für ſie iſt, namentlich ſoweit ſie an Plätzen mit ſtarker induſtieller 
Entwicklung oder mit regem Exporthandel anſäſſig ſind. Herren, 
welche ſich bereits als Spezialiſten in dieſem Sinne bezeichnen können und 
gegebenenfalls als ſolche empfohlen zu werden wünſchen, mögen ſich mit 
dem „Handels vertragsverein, Verband zur Förderung des 
deutſchen Außenhandels“ (Berlin W 9, Köthener Straße 28/29, J) 
in Verbindung ſetzen. 

Dr. Borgtus, Geſchäftsführer des Handelsvertragsvereins. 


Ortliche Anwaltsvereinigungen. 


Flensburger Anwaltverein. Der Flensburger Anwalt⸗ 
verein beſteht ſeit Herbſt 1907; alle in Flensburg zugelaſſenen 
Rechtsanwälte ſind Mitglieder. Der Verein veranſtaltet allmonatlich 
Verſammlungen, in denen Vorträge in der Regel über die neueſte 
Rechtſprechung gehalten werden. Der Verein unterſtützt die Fachſchule 
für jüngere Bureauangeſtellte mit einem namhaften Geldbeitrag: die 
Reſtkoſten beſtreiten die einzelnen Anwälte durch Zahlung eines 
Schulgeldes für die Schüler aus ihrem Bureau. 

Von den bisher gefaßten Beſchlüſſen ſind folgende zu erwähnen: 

Kein Anwalt ſoll auf Grund einer Terminsvollmacht tätig 
werden, wenn ein Rechtskonſulent am Ort Prozeßbevoll⸗ 
mächtigter iſt. 

Den Mitgliedern wird empfohlen, die Beiträge zur Krankenkaſſe, 
Invalidenverſicherung und Angeſtelltenverſicherung 
nur im geſetzlichen Umfange zu tragen. 

Es wird für unzuläffig erklärt, daß Bureauangeſtellte der 
Mitglieder gegen Entgelt Maklergeſchäfte betreiben. 

Lebhaft erörtert hat der Verein die Frage, in welcher Reihen⸗ 
folge die Kollegen ihre Terminsſachen vor Gericht zu erledigen haben. 
Die Flensburger Gerichte überlaſſen es nämlich in der Regel den 
Anwälten, die Reihenfolge der Sachen im Termin zu beſtimmen. 
Bisher wurde hier gewöhnlich nach dem Grundſatz verfahren, daß 
derjenige, welcher zuerſt auf dem Gerichte iſt, ſeine Sachen vorweg 
nehmen darf. Dieſes Syſtem wird von einzelnen bekämpft. 

Es wäre ſehr erwünſcht, etwas darüber zu hören, welche Praxis 
wegen der Reihenfolge anderswo gehandhabt wird. 

* * 
* 

Dresdener Anwaltverein. In der Sitzung des Dresdener 
Anwaltvereins vom 26. November 1912 hielt Juſtizrat 
Dr. Altſchul einen ſehr intereſſanten Vortrag über das Thema 
„Erſparung von Stempelſteuern durch ſachgemäße Ur— 
kundenfaſſung.“ Er zeigte an vielen Beiſpielen, wie es dem 
Notar und Rechtsanwalt möglich ſei, durch ſachgemäße Abfaſſung der 
Urkunden die Verwendung unnötiger Stempelbeträge zu vermeiden. 
Er verwies beiſpielsweiſe auf Vollmachten, auf Urkunden über das 
Verſprechen einer Vertragsſtrafe, auf Sicherungsverträge und zeigte 
hierbei, wie durch eine wohldurchdachte Abfaſſung der Urkunden dieſer 
Zweck erreicht wird 

Im übrigen beſchäftigte den Dresdener Anwaltverein noch die 
Errichtung einer Stellenvermittlung für Referendare und die 
Stellungnahme zu den öffentlichen, unentgeltlichen Rechts⸗ 
auskunftſtellen. Rechtsanwalt Dr. Wauer⸗-Dresden. 


* * 
* 

Verein der Amtsgerichtsanwälte in München. Am 
29. Dezember 1912 fand in Munchen die ordentliche Mitglieder⸗ 
verſammlung des Vereins der an den Amtsgerichten des 
Oberlandesgerichtsbezirks München zugelaſſenen Rechts- 
anwälte ſtatt. 

Nach Erſtattung des Geſchäftsberichtes durch den bisherigen 
erſten Vorſitzenden, Rechtsanwalt Pfahler (Bad Reichenhall) und der 
Rechnungsablage durch den Kaſſierer, Rechtsanwalt Plank (Fürſten⸗ 
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feldbruck), fanden die Wahlen für das kommende Vereinsjahr ſtatt. 
Dieſelben hatten folgendes Ergebnis: Pfahler (Bad Reichenhall), 
erſter Vorſitzender; Scheuer (Roſenheim), zweiter Vorſitzender; 
Wochinger (Laufen), Schriftführer; Plank (Fürſtenfeldbruck), 
Kaſſierer; Dr. v. Ziegler (Starnberg), Rumpf (Bad Aibling) und 
Meyer (Freifing), Ausſchußmitglieder. 

Die Verſammlung beſchloß u. a., beim Landesverband der 
baheriſchen Amtsgerichtsanwälte anzuregen, daß dieſer eine Rundfrage 
bei den einzelnen Amtsagerichtsanwälten des Königreichs Bahern über 
ihre Anſchauung zur Frage der geſetzlichen Wartezeit und des numerus 
clausus in die Wege leite als Material für etwaige Maßnahmen 
des Reichs und der Bundesſtaaten gegen die Überfüllung des Anwalt⸗ 
ſtandes. Rechtsanwalt Wochinger, Laufen. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Auch im Falle der Unentgeltlichkeit haftet der Verwalter 
dem Geſchäftsherrn für jede, nicht bloß für grobe Fahrläſſigkeit 
bei Führung der Verwaltung (Entſch. Nr. 2). 

Die Anfechtung eines Kaufvertrags wegen argliſtiger 
Täuſchung iſt beim Kaufe einer individuell beſtimmten 
a auch nach der Übergabe der Kaufſache zuläſſig (Entſch. 

r. 3). 

Hat ſich der Dienſtpflichtige demſelben Dienſtberechtigten 
gegenüber durch mehrere Verträge de gleichen oder gleichartigen 
Dienſtleiſtungen verpflichtet, und überſteigt die in den Verträgen 
vereinbarte Geſamtdauer des Dienſtverhältniſſes fünf Jahre, ſo 
ſteht dem Dienſtpflichtigen das Kündigungsrecht des S 624 
BGB. zu. Das ſchließt jedoch nicht aus, daß vor Ablauf 
eines Dienſtvertrages eine weitere Bindung des Dienſtpflichtigen 
vereinbart wird, ſofern dies erſt in einem Zeitpunkte geſchieht, 
in dem der Dienſtpflichtige bereits die für ſeine Entſchließung 
maßgebenden Umſtände überſehen kann (Entſch. Nr. 4). 

Die Zuſicherung eines Ruhegehalts in einem Dienſt⸗ 
vertrage fällt regelmäßig nicht unter den Begriff des Leib⸗ 
rentenverſprechens und unterliegt daher nicht der Formvorſchrift 
des 8 761 BGB. (Entſch. Nr. 5). 

Entſch. Nr. 7 behandelt die Frage, unter welchen Voraus⸗ 
ſetzungen ein Boykott zuläſſig ſei. 

Die Haftung des Tierhalters für die durch Beſchnüffeln 
anderer Pferde ſeitens eines druſenkranken Pferdes vermittelte 
Anſteckung wird mit Entſch. Nr. 8 abgelehnt. 

Bei Geſchäftshäuſern umfaßt die Miete von Geſchäfts⸗ 
räumen, mögen ſie im Erdgeſchoß oder in den oberen Stock⸗ 
werken liegen, beim Mangel beſonderer Vertragsbeſtimmungen 
regelmäßig auch die Außenwand des Hauſes, ſoweit ſie den 
gemieteten Räumen entſpricht und ſich zu Reklamezwecken eignet, 
in den oberen Stockwerken von der Unterkante der Fenſter bis 
zur Unterkante der darüber befindlichen Fenſter. Auf dieſen 
Teil der Außenwand erſtreckt ſich der Beſitzſchutz des Mieters 
(Entſch. Nr. 9). 

Auch auf grober Fahrläſſigkeit beruhende üble Nachreden 
über den anderen Ehegatten können ſich als ſchwere Ehe⸗ 
pflichtverletzungen darſtellen (Entſch. Nr. 10). 

Die Auskunftspflicht über den Verbleib von Erbſchafts⸗ 
gegenſtänden ($ 2028 BOB.) obliegt nicht nur demjenigen, der 
in den Hausſtand des Erblaſſers aufgenommen war. Auskunfts⸗ 
pflichtig iſt jeder, bei dem man nach den räumlichen und 
perſönlichen Beziehungen, welche zwiſchen ihm und dem Erblaſſer 
beſtanden hatten, eine entſprechende Kenntnis vermuten kann. — 
Auch Miterben können wegen folder Auskunftserteilung in 
Anſpruch genommen werden (Entſch. Nr. 11). 

Fordert der Pflichtteilsberechtigte zwecks Ergänzung ſeines 
Pflichtteils von dem Beſchenkten Herausgabe des Geſchenks 
(8 2329 BGB.), fo hat er den Nachweis zu führen, daß und 
inwieweit der Erbe zur Pflichtteilsergänzung nicht verpflichtet 
iſt (Entſch. Nr. 12). 

Eine im Auslande gegen einen Verſchwender verfügte 
Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit iſt vom deutſchen Gericht 
nach Art. 7 EGBGB. anzuwenden (Entſch. Nr. 13). N. 
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